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Axel Steffen, Jutta Henke Strategien sozialräumlicher Integration von Wohnungslosen  Eine Kurzexpertise      Auf einen Blick 
 Die vorliegende Studie bereitet Maßnahmen und Strategien der dauerhaften Wohn-raumversorgung wohnungsloser Menschen und ihrer sozialräumlichen Integration systematisch auf und analysiert vorhandene Studien und Erfahrungsberichte auf em-pirisch gesicherte Aussagen zur Wirkung der unterschiedlichen Handlungsansätze. 
 Die Ursachen dafür, dass viele wohnungslose Menschen ihre existenzbedrohliche Le-benslage nicht ohne Unterstützung überwinden können, sind vielfältig. Sie alle benö-tigen Wohnraum, ein Teil von ihnen auch weitergehende persönliche Hilfe.  
 Gute Praxis der (Re-)Integration von Wohnungslosen zeichnet sich deshalb durch die schnellstmögliche Versorgung mit dauerhaftem, mietrechtlich abgesichertem Wohn-raum sowie bei Bedarf durch die Bereitstellung von freiwillig in Anspruch zu nehmen-den persönlichen Hilfen aus. 
 Insbesondere internationale Studien haben eindrucksvoll belegt, dass der Housing-First-Ansatz mit seiner konzeptionellen Orientierung an Normalität diesen Anforde-rungen am ehesten entspricht. 
 Wohnungslose Menschen können sowohl dezentral als auch in einem bestimmten Umfang konzentriert mit Wohnraum versorgt werden. In der Regel ziehen Menschen in Wohnungsnotlagen die dezentrale Wohnraumversorgung vor.    
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Abstracts  Strategien sozialräumlicher Integration von Wohnungslosen – Eine Kurzexpertise Aufgrund verschiedener Ursachen wird es für wohnungslose Menschen immer schwieriger, sich am Wohnungsmarkt mit angemessenem Wohnraum zu versorgen. Im Rahmen der vorliegenden Literaturstudie wurden Strategien der Integration in Wohnraum und in sozialräumliche Struktu-ren ermittelt sowie mithilfe von empirischen Studien hinsichtlich ihrer Wirksamkeit analysiert. Während jedoch auf ein breites, empirisch belegtes Wissen zu Strategien der Wohnraumversor-gung zurückgegriffen werden kann, enthält die nationale und internationale Literatur nur impli-zit Annahmen über effektive Strategien der sozialräumlichen Integration von Wohnungslosen. Neben dem sich historisch entwickelten Treatment-First-Modell und dem Housing-First-Ansatz werden auch weitere, wissenschaftlich evaluierte Wohnungsversorgungsprogramme vorgestellt und um Strategien der Wohnraumakquise ergänzt. Neben einer möglichst umgehenden Versor-gung mit mietrechtlich abgesichertem Normalwohnraum (Housing First) ist auch die Bereitstel-lung von freiwillig in Anspruch zu nehmenden persönlichen Hilfen zur nachhaltigen Sicherung der Mietverhältnisse erforderlich. Die Wohnraumversorgung kann dabei sowohl dezentral als auch konzentriert erfolgen.  Strategies of socio-spatial integration of people affected by homelessness Structural as well as personal factors are making it increasingly more difficult for people affected by homelessness to acquire appropriate housing through the traditional housing market. Ana-lysing German and international literature this study aims to outline strategies for the integra-tion of homeless people into housing projects and integration into the ͚soĐial spaĐe.͚ While Ŷu-merous studies document strategies and their effectiveness for the former, only tacit reference to latter is found in the literature. In addition to comparing the classic Treatment First model and the newer Housing First approach, this study also presents further programs aiming at the reintegration of people into housing projects, and supplements strategies for the acquisition of housing. There is convincing evidence suggesting that to ensure a sustainable tenancy both the immediate provision of housing (Housing First), and the availability of voluntary personal assis-tance services are fundamental – whether the approach is based on a scatter-site or congregate-site model.  
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1 EiŶleituŶg Die bundesweiten Schätzungen der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAG W) sowie statistische Erhebungen einiger weniger Kommunen und des Landes Nordrhein-Westfalen lassen darauf schließen, dass die Zahl der von Wohnungslosigkeit betroffenen oder bedrohten Haushalte in den letzten Jahren in Deutschland kontinuierlich angestiegen ist. Im Rahmen der jährlichen Stichtagserhebung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS) bei den Kommunen und Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe in freier Trägerschaft wurde zwischen den Jahren 2014 und 2016 beispielsweise ein Anstieg um 18,5 Prozent von 21.138 auf 25.051 wohnungslos gemeldete Menschen registriert (vgl. MAGS 2017, S. 3).  Als wohnungslos gelten Menschen, die weder über Wohneigentum noch über mietvertraglich abgesicherten Wohnraum verfügen und ordnungsrechtlich in Wohnraum eingewiesen wurden, in Notunterkünften untergebracht sind, sich in Einrichtungen oder Institutionen der Wohnungs-losenhilfe in kommunaler oder freier Trägerschaft mit Kostenübernahme nach dem SGB II oder SGB XII befinden, vorübergehend bei Bekannten oder Familienangehörigen unterkommen, als Selbstzahlende in gewerblichen Beherbergungsbetrieben verweilen oder völlig ohne Schutz auf der Straße leben (vgl. BAG W 2011). Die Ursachen dafür, dass viele wohnungslose Menschen ihre existenzbedrohliche Lebenslage nicht ohne Unterstützung überwinden können, sind vielfältig. Nicht selten spielen sowohl struk-turelle als auch individuelle Faktoren eine Rolle. Für einkommensschwache Haushalte, insbe-sondere für Alleinstehende, wird es immer schwieriger, bezahlbaren und geeigneten Wohnraum zu finden. Im entsprechenden Segment des Wohnungsmarktes konkurrieren junge Menschen in der Ausbildung, Studierende, Geringverdiener_innen, sozialleistungsbeziehende Einpersonen-haushalte sowie in jüngster Zeit viele Geflüchtete mit Schutzstatus um ein knappes Wohnungs-angebot. Schränken persönliche Handicaps wie Schulden oder Suchterkrankungen ihre Chancen zusätzlich ein, bleiben wohnungslose Menschen am Ende dieses Wettbewerbes auf dem Woh-nungsmarkt schließlich gänzlich unversorgt.  Ziel der vorliegenden Literaturstudie ist es, Maßnahmen und Strategien der dauerhaften Wohn-raumversorgung wohnungsloser Menschen und ihrer sozialräumlichen Integration systematisch aufzubereiten. Vorhandene Studien und Erfahrungsberichte werden auf empirisch gesicherte Aussagen zur Wirkung der unterschiedlichen Handlungsansätze untersucht. Von besonderem Interesse ist dabei, welche strukturellen bzw. individuellen Voraussetzungen und Kontextbedin-gungen diese Integration befördern oder behindern.  Strategien der sozialräumlichen Integration setzen an, wenn präventive Maßnahmen gescheitert sind und Menschen ihre Wohnung bereits verloren haben. Nach dem Ordnungsbehördenrecht haben Kommunen in diesem Fall die Pflicht, unfreiwillig obdachlose Menschen, die sich nicht anders versorgen können, ordnungsrechtlich unterzubringen. Ein individuelles Recht auf Versor-gung mit dauerhaftem Wohnraum gibt es aber nicht; zur Bereitstellung von Wohnungen sind 
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die Kommunen allenfalls im Rahmen der allgemeinen Daseinsvorsorge verpflichtet. Persönliche Hilfen für wohnungslose Menschen können nach dem SGB XII gewährt werden, wenn zur Lebens-lage Wohnungslosigkeit besondere soziale Schwierigkeiten kommen. Einige der auf dieser Grund-lage vor allem von freien Trägern bereitgestellten Angebote beinhalten die Versorgung mit einer Unterkunft, oft in stationärer oder teilstationärer Form und meist ohne mietvertragliche Absi-cherung. Obwohl es keinen expliziten gesetzlichen Auftrag dafür gibt, haben viele Kommunen und freiverbandliche Träger der Wohnungsnotfallhilfe darüber hinaus Konzepte zur (Re-)Integration wohnungsloser Menschen in Normalwohnraum entwickelt. Die Unbestimmtheit sowohl des Integrations- wie auch des Sozialraumbegriffs erfordern jedoch zunächst einige Festlegungen. Insbesondere im Kontext sozialpolitischer Handlungsansätze im Bereich der Migration hat sich etwa das Konzept der Integration als erklärungsbedürftig erwie-sen. (Kritische) Fragen können auch auf das Handlungsfeld der Wohnungslosenhilfe übertragen werden: Ist die möglichst weitgehende Anpassung des bzw. deƌ zu IŶtegƌieƌeŶdeŶ aŶ die ‚Noƌ-
ŵalität͚ des Uŵfeldes gefoƌdeƌt? Was ƌepƌäseŶtieƌt diese ‚Noƌŵalität͚ iŶ eiŶeƌ iŵŵeƌ heteƌoge-ner werdenden Gesellschaft, und wer setzt die Normen? Oder ist Integration ein Vorgang, der Integrationsleistungen auf mehreren Seiten verlangt? Woran kann gemessen werden, ob ein Integrationsziel erreicht ist? Im Folgenden wird zwischen der (Re-)Integration in Wohnraum und einer darauf aufbauenden bzw. daran anschließenden Integration in sozialräumliche Strukturen unterschieden. Denn wäh-rend es empirisches Wissen zu Strategien der Vermittlung Wohnungsloser in mietrechtlich ab-gesicherten Normalwohnraum gibt, fehlt es durchgängig an Konzepten, Studien und verwertba-ren Erfahrungsberichten, welche sich explizit mit der ‚sozialräumlichen Integration͚ wohnungsloser Menschen befassen. Allenfalls implizit enthalten Wohnraumversorgungskon-zepte Annahmen zu den oben beschriebenen Fragen. Kritisch muss allerdings auch gefragt wer-den, ob es überhaupt solcher Strategien bedarf: Denn Wohnungslosigkeit ist eine Lebenslage und kein persönliches Attribut. Stigmatisierung fängt bereits mit der Annahme an, dass ein woh-nungsloser Mensch grundsätzlich der Unterstützung bedarf, um sich gesellschaftlich oder sozi-alräumlich (wieder) zu integrieren. Dies trifft aber allenfalls für eine Minderheit der wohnungs-losen Menschen zu. Nur wenn Menschen zu versorgen sind, deren Verhaltensweisen vermutlich in jeder Nachbarschaft Anstoß erregen, müssen jedoch überhaupt integrationsunterstützende Vorkehrungen getroffen werden, und diese unterscheiden sich nicht von Strategien zur Unter-stützung anderer Zielgruppen – etwa junger Erwachsener, psychisch behinderter oder sucht-kranker Menschen. Der Fokus der Literaturstudie wird auf der Analyse verschiedener Strategien der Wohnraumak-quise und Wohnungsversorgung sowie ihrer Wirkungen liegen (Kapitel 2). Wo dies möglich ist, sollen die konzeptionellen Annahmen zur weitergehenden sozialräumlichen Integration woh-nungsloser Menschen rekonstruiert und gesicherte Erkenntnisse hinsichtlich ihrer Wirkungen aufbereitet werden (Kapitel 3). 
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Zu den nachfolgend aufgeführten Themenschwerpunkten werden die nationale Fachliteratur sowie ausgewählte internationale Veröffentlichungen entlang der beschriebenen Fragestellun-gen analysiert, wenngleich nur die wesentlichen Beiträge berücksichtigt werden können. Eine daraus abgeleitete Systematisierung der identifizierten Strategien soll folgende Kategorien und Leitfragen berücksichtigen: - Wohnraumakquise: Ohne Wohnraum keine Integration. Die große Bandbreite vielfältiger Strategien der Wohnraumakquise abzubilden, ist ein zentraler Bestandteil der Expertise. - Wohnraumintegration: Konzepte und Projekte der Wohnraumversorgung werden wie oben beschrieben daraufhin untersucht, welches Problemverständnis ihnen zugrunde liegt. Welche Angebote werden Menschen gemacht, die sich nicht ohne Weiteres ange-passt verhalten können? Orientieren sich die Konzepte am individuellen Wohnbedarf oder am Wohnraumangebot? - Was ist der Sozialraum? Welches Verständnis des Sozialraums lässt sich aus den unter-suchten Strategien rekonstruieren? Welchen Einfluss hat dies auf die untersuchten Handlungsansätze? - Soziale Durchmischung vs. konzentrierte Wohnungsversorgung: Welche Effekte haben Wohnungsversorgungskonzepte, die auf soziale Durchmischung zielen, und welche Ef-fekte hat die konzentrierte Versorgung wohnungsloser Menschen innerhalb eines Wohngebäudes bzw. eines Wohnquartiers? Gibt es eine Obergrenze für die Versorgung wohnungsloser Menschen innerhalb eines Wohngebäudes bzw. eines Wohnquartiers? Wie tragen Strategien der Tatsache Rechnung, dass das verfügbare Wohnungsangebot sozialräumliche Segregation eher fördert als verhindert? - Stufenmodelle vs. Housing First: Setzen die untersuchten Strategien voraus, dass woh-nungslose Menschen bestimmte Anforderungen erfüllen, damit sie mit Wohnraum ver-sorgt werden (können)? Bedarf es einer Vorbereitung auf das Leben im eigenen Normal-wohnraum? - Wohnbegleitende Hilfen: Bedarf es wohnbegleitender Hilfen nach dem Wohnungsbe-zug, um die Bildung störungsfreier Mietverhältnisse und konfliktfreier Nachbarschaften zu unterstützen? 
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2 ;Re-ͿIŶtegratioŶ iŶ WohŶrauŵ  Im Folgenden werden verschiedene Strategien der (Re-)Integration von wohnungslosen Men-schen in Wohnraum erläutert; sofern (Evaluations-)Studien zu deren Wirkungen verfügbar sind, werden diese ebenfalls dargestellt. Dass die historisch als Teil der Armenfürsorge entstandene Wohnungslosenhilfe auch heute noch pädagogisch-disziplinierende Strategien der Problembearbeitung hervorbringt, bei denen eine Versorgung mit Wohnraum im Hintergrund steht, und dass dies die Herausbildung soge-nannter Stufensysteme begünstigt, soll Kapitel 2.1 verdeutlichen. Anschließend wird mit dem Housing-First-Ansatz ein vergleichsweise junges Konzept zur Versorgung wohnungsloser Men-schen vorgestellt, das sich explizit von den traditionellen, primär auf die Rehabilitation von woh-nungslosen Menschen abzielenden Hilfen abgrenzt (Kapitel 2.2). Seit Ende der 1990er-Jahre wurde eine Vielzahl von Studien veröffentlicht, die sich mit den Effekten von Housing First – zum Teil auch im Vergleich zu den traditionellen Hilfen – auseinandersetzten. Hieran anschließend werden einzelne und besondere Wohnungsprojekte vorgestellt, welche die Versorgung mit Wohnraum und wohnbegleitende Hilfen kombinieren, sich aber nicht einem bestimmten theo-retischen Ansatz zuordnen lassen (Kapitel 2.3). Welche weiteren (kommunalen) Handlungsopti-onen zur Überwindung von (institutionellen) Zugangsbarrieren zu Wohnraum für wohnungslose Menschen bestehen, fasst Kapitel 2.4 zusammen. In Kapitel 2.5 erfolgt schließlich ein systema-tisierender Überblick der genannten Strategien. 2.1 Treatment First und Stufensysteme der Integration in Wohnraum 2.1.1 Wurzeln in der Wandererfürsorge: Hilfen zur Überwindung besonderer sozia-ler Schwierigkeiten Das deutsche Hilfesystem für wohnungslose Menschen hat seine Wurzeln in der mittelalterli-chen Armenfürsorge (vgl. Sachße/Tennstedt 1999) und der Wandererfürsorge des 19. Jahrhun-derts1, und dass es in dieser Tradition steht, merkt man insbesondere der kirchlichen und frei-verbandlichen Wohnungslosenhilfe bis heute an.  Als im Gefolge der Großen Depression ǀoŶ ϭϴϳϯ ďis ϭϴϴϲ „Aƌďeitslosigkeit, WohŶuŶgskŶappheit 
uŶd OďdaĐhlosigkeit“ ;SoŶdeƌŵaŶŶ-Becker 1995, S. 16) dazu führten, dass etwa 400.000 Men-schen auf der Straße lebten und wandernd Arbeit suchten, reagierte der Staat auf das ‚VagaďuŶ-
deŶuŶǁeseŶ͚ ŵit der Verschärfung von Sanktionen, mit Verhaftungen und Arbeitshauseinwei-sungen. Gleichzeitig entstanden die ersten Herbergen zur Heimat und Wanderarbeitsstätten in kirchlicher Trägerschaft (vgl. John 1988, S. 258, S. 355; Scheffler 1989; Holtmannspötter 1989; 
                                                           1 Die Geschichte der Wohnungslosenfürsorge kann hier aus Kapazitätsgründen nur stark verkürzt nachge-zeichnet werden. Für eine Beschreibung der Historie vgl. beispielsweise Klee 1979; Holtmannspötter 1987; Scheffler 1989; John 1988; Sachße/Tennstedt 1989; Sondermann-Becker 1995; Schenk 2004, Lutz/Simon 2007; Schmuhl/Winkler 2009.  
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SĐheŶk ϮϬϬϰ, S. ϮϴͿ, uŵ deƌ GefähƌduŶg uŶd ‚EŶtsittliĐhuŶg͚ aƌďeitsfähigeƌ ǁaŶdeƌŶdeƌ Aƌďeits-loser vorzubeugen (vgl. Sondermann-Becker 1995). Die Hilfen vereinten ordnungspolitische und fürsorgerische Zielsetzungen: Nur gegen Arbeitsleistung erhielten Wanderer Unterstützung und ein Obdach für ein oder zwei Nächte – so, ŵeiŶte ŵaŶ, ließeŶ siĐh ‚oƌdeŶtliĐhe͛ WaŶdeƌeƌ ǀoŶ arbeitsunwilligeŶ ‚VagaďuŶdeŶ͛ uŶteƌsĐheideŶ. Aƌďeit ǁuƌde iŶ deŶ Ŷeu eŶtsteheŶdeŶ EiŶƌiĐh-tungen zum Mittel der Disziplinierung und Kontrolle (vgl. Schenk 2004, S. 37) und zugleich zum Mittel der Erziehung (vgl. Schenk 2004, S. 39). Im Zentrum der Bemühungen stand nicht der Man-gel an Wohnung und Arbeit, sondern sie galten dem ungefestigten Menschen. Die Bereitstellung der materiellen Notversorgung und der Unterbringung waren folglich an Arbeitsbereitschaft und strenge Verhaltensanforderungen gebunden. Fast einhundert Jahre lang ordneten und organisier-ten diese Einrichtungen das WanderŶ deƌ ‚NiĐhtsesshafteŶ͚.2 Das System der ‚vertreibenden Hilfe͚, wie es in später Erkenntnis heute genannt wird, war damit zugleich ein Hilfesystem für Men-schen, die nie eine Wohnung brauchten und deren dauerhafte Versorgung mit Wohnraum nie zur Debatte stand. Denn sie wurden zwar einerseits versorgt, andererseits aber nötigte man sie durch Befristungen ihrer Aufenthalte systematisch, sich auf vorgeschriebenen Wanderrouten wei-terzubewegen. Erst mit dem Inkrafttreten des Bundessozialhilfegesetzes im Jahr 1962 wurde die alte Gesetzge-bung abgelöst. Von einem Massenphänomen in den ersten Nachkriegsjahren war Obdachlosig-keit wieder zu einem Problem geworden, das nur einen kleinen Teil der Bevölkerung betraf. Die 
Hilfe füƌ ǁohŶuŶgslose MeŶsĐheŶ ǁiƌd seitheƌ als „Hilfe zuƌ ÜďeƌǁiŶduŶg ďesoŶdeƌeƌ sozialeƌ 
SĐhǁieƌigkeiteŶ“ geleistet ;zuŶäĐhst § 72 BSGH, seit 2005: §§ 67 ff. SGB XII). 2.1.2  Stationäre Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten: Treatment First Eine bald darauf einsetzende Reform der damaligen Gefährdetenhilfe begann, der ‚mobilen Hos-
pitalisieƌuŶg͚ ǀoŶ uŶfƌeiǁillig WaŶdeƌŶdeŶ HilfeŶ zuŵ BleiďeŶ eŶtgegeŶzusetzeŶ. Neue Ŷied-rigschwellige und aufsuchende Angebote und eine leicht zugängliche beraterische Grundversor-
guŶg sollteŶ das üďeƌholte EƌkläƌuŶgskoŶzept deƌ ‚NiĐhtsesshaftigkeit͚, das die VeƌsoƌguŶg iŶ stationären Strukturen rechtfertigte, widerlegen;3 und in der Folgezeit differenzierten sich wei-tere ambulante Wohnangebote für Menschen in unterschiedlichen Bedarfslagen aus. 
                                                           2 So wurden umherziehende Wohnungslose in der Verwaltungssprache der Nationalsozialisten genannt. Der unangemessene Terminus ist bis heute nicht aus der Literatur verschwunden. Im Nationalsozialismus wurden sogenannte ‚NiĐhtseßhafte͚ Opfer staatlicher Zwangsmaßnahmen. Mediziner_innen erklärten 
das ‚uŶgeoƌdŶete WaŶdeƌŶ͚ psǇĐhiatƌisĐh als das VoƌliegeŶ eiŶeƌ ‚PoƌioŵaŶie͚, eiŶes krankhaften Wan-dertriebs; diese Begutachtung rechtfertigte z. B. die Sterilisation von über 400 Wanderern bzw. Wande-rinnen allein in den von Bodelschwinghschen Anstalten Bethel (vgl. Sondermann-Becker 1995, S. 93). 3 Noch bis 2001 ďlieď ‚NiĐhtseßhaftigkeit͚ aŶspƌuĐhsbegründend: Die Durchführungsverordnung zu § 72 
BSHG ŶaŶŶte folgeŶde ZielgƌuppeŶ: „PeƌsoŶeŶ ohŶe ausƌeiĐheŶde UŶteƌkuŶft, LaŶdfahƌeƌ, NiĐhtseßhafte (Personen, die ohne gesicherte wirtschaftliche Lebensgrundlage umherziehen), aus Freiheitsentzug Ent-lassene, verhaltensgestörte junge Menschen, denen Hilfe zur Erziehung nicht gewährleistet werden 
kaŶŶ.“ 
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Doch insbesondere viele der stationären Einrichtungen, die auch im 21. Jahrhundert noch Be-standteil der lokalen Hilfesysteme sind, stehen in der Tradition der alten Wandererfürsorge (vgl. Lutz/Simon 2007, S. 122; Schenk 2004, S. 64). Anders als Wohnheime für Senior_innen oder be-hinderte Menschen, in denen Menschen dauerhaft leben, bieten die stationären Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe immer nur für eine befristete Zeit Wohnraum und Versorgung. Nicht alle Einrichtungen verfügen über Einzelzimmer. Gemeinschaftsküchen und -bäder sind auch heute noch die Regel, Heimgesetze haben keine Geltung. Stationäre Einrichtungen werden überwiegend von Menschen genutzt, die akut wohnungslos sind, bei denen vielschichtige und verfestigte Prob-lemlagen bestehen und denen daher ein Bedarf an langfristigen und intensiven Maßnahmen zugeschrieben wird (vgl. Lutz/Simon 2007, S. 124). Zwar haben die Einrichtungen heute auch den expliziten Auftrag, die objektiven Lebensverhält-nisse wohnungsloser Menschen zu verbessern, doch zielen die pädagogischen Bemühungen häufig vor allem auf die Überwindung der individuellen sozialen Schwierigkeiten. Als Maßstab 
füƌ deŶ iŶdiǀiduelleŶ Eƌfolg dieŶt heute ŶiĐht ŵehƌ deƌ ‚Aƌďeitsǁille͚ – der hierauf bezogene Anspruch der Armenfürsorge wirkt jedoch im SGB II fort –, stattdessen aber hat nicht nur in der deutschen Wohnungslosenhilfe, sondern auch in weiteren OECD-Ländern das Konzept der (feh-lenden) Wohnfähigkeit an Bedeutung gewonnen. Ohne dass sich definieren oder bemessen 
ließe, ǁas ‚WohŶfähigkeit͚ ausŵaĐht, ǀeƌoƌtet auĐh dieses Modell das zu ďeaƌďeiteŶde Pƌoďleŵ in den individuellen Defiziten. Pädagogische Interventionen gehen von der Annahme aus, dass genügend Motivation und Kompetenzen vorliegen müssen, um selbstständig ein dauerhaft kon-fliktfreies Mietverhältnis führen zu können (vgl. Nagel 2015, S. 82). Interventionen greifen daher in der Regel auf die Methodik des sogenannten ‚WohŶtƌaiŶiŶgs͚ zuƌüĐk ;ǀgl. Lutz/Simon 2007, S. 92). Im angelsächsischen Sprachgebrauch wird auch vom Treatment-First-Modell gesprochen: Zuerst sollen bestimmte Schwierigkeiten überwunden, psychische Beeinträchtigungen oder Suchtprobleme behandelt und sĐhließliĐh ‚WohŶfähigkeit͚ eƌlaŶgt werden, bevor Menschen in eigenes und unabhängiges Wohnen entlassen werden können. 2.1.3 Stufensysteme der (Re-)Integration in Wohnraum 
IŶ deƌ Pƌaǆis köŶŶeŶ siĐh daƌaus „Ketten der allmählichen Integration in Normalwohnraum“ (Lutz/Simon 2007, S. 130) ergeben, die in stationären Einrichtungen beginnen und in teilstatio-nären Einrichtungen, betreuten Wohngruppen, ambulanten Hilfeangeboten und/oder den so-genannten Probe-, Trainings- oder Übergangswohnungen fortgesetzt werden und mit zuneh-menden persönlichen Freiheitsgraden einhergehen. Werden Hilfevereinbarungen nicht eingehalten oder bleiben die gewünschten Entwicklungen bei der Bearbeitung von Problemla-gen aus, kann der Zugang zu einem weniger intensiven Hilfesegment bzw. der direkte Zugang zu Normalwohnraum in der Folge verwehrt sein (vgl. Henwood et al. 2011, S. 78). Schlimmstenfalls kann ein Ausschluss aus dem Hilfesystem drohen.  Zwei relativ willkürlich ausgewählte Beispiele, die anonymisiert vorgestellt werden sollen, illust-rieren den stufenförmigen Charakter solcher Strukturen. Die wohnungslosen Klient_innen wer-den zunächst in einem Hilfesetting mit hohen institutionellen Zügen und wenigen persönlichen 
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und individuellen Freiräumen versorgt. Erst durch den Beweis, dass sie vorgegebene Regeln ein-halten und die Erwartungen an ihr Wohnverhalten erfüllen, wird ihnen sukzessive mehr und 
ŵehƌ SelďstǀeƌaŶtǁoƌtuŶg üďeƌlasseŶ, ďis ihŶeŶ ŶaĐh deŵ ‚TƌaiŶiŶgsǁohŶeŶ͚ sĐhließliĐh auĐh Unterstützung bei der Suche nach eigenem Wohnraum angeboten wird. So strebt etwa ein katholisĐheƌ Tƌägeƌ die „WiedeƌeiŶgliedeƌuŶg“ wohnungsloser Menschen in 
eiŶ „Ŷoƌŵales LeďeŶsuŵfeld“ ŶaĐh eiŶeŵ Dƌei-Stufen-Plan an.4 Betroffene Menschen werden 
zuŶäĐhst eiŶeƌ SozialaŶalǇse hiŶsiĐhtliĐh ihƌeƌ PƌoďleŵlageŶ uŶd ihƌes „PoteŶzials eiŶeƌ eigeŶ-ständigeŶ LeďeŶsfühƌuŶg“ uŶteƌzogeŶ. WeŶŶ sie zeigeŶ, dass sie Hilfe iŶ AŶspƌuĐh ŶehŵeŶ ǁol-len sowie fähig sind, ihr Zimmer in einer Unterkunft eigenständig sauber und ordentlich zu hal-ten, können sie in eine Wohngemeinschaft in einer von der Stadt angemieteten Trainingswohnung ziehen. Durch Training im Umgang mit Behörden und dem Einüben bestimm-ter Sauberkeits- und Hygienestandards werden sie schließlich auf das Wohnen in einer festen und abgeschlossenen Wohnung vorbereitet (‚Stufe 3͚). Durch Kooperationsbemühungen mit insti-tutionellen Wohnungsversorgern sollen die Klient_innen dann bei der Wohnungssuche unter-stützt werden.  Nach der dreistufigen Konzeption einer diakonischen Einrichtung für junge männliche Woh-nungslose werden diese zunächst in Wohngruppen des Hauses vollversorgt, müssen sich aber täglich an hauswirtschaftlichen Gruppenarbeiten beteiligen oder in einer zugehörigen Werkstatt arbeiten. Später können die Klient_innen daŶŶ iŶ eiŶe „TƌaiŶiŶgsǁohŶuŶg“ iŶŶeƌhalď des Hau-ses umziehen, in der sie ihren Haushalt selbst führen müssen. Doch erst, wer im Anschluss auch 
iŶ eiŶeƌ ŶahegelegeŶeŶ „AußeŶǁohŶgƌuppe“ des Hauses geleďt uŶd daŵit deŶ letzteŶ SĐhƌitt der Verselbstständigung vollzogen hat, „ist auf deŵ ďesteŶ Weg zuƌüĐk iŶ eiŶ eigeŶstäŶdiges 
LeďeŶ“.  Solchen auf dem Konzept der Wohnfähigkeit basierenden Vorannahmen nähert sich Marquardt mit einem theoriegeleiteten Ansatz (vgl. Marquardt 2015). Unter Rückgriff auf die Gouvermen-talitätstheorie von Foucault und affekttheoretische Ansätze sowie die Auswertung von Exper-teninterviews mit Vertreter_innen der freiverbandlichen Wohnungslosenhilfe und teilneh-mende Beobachtungen bei Fachtagungen gelingt es ihr, am Beispiel des Hilfesegments des Betreuten Wohnens5 aufzuzeigen, wie das Konzept der Wohnfähigkeit Anforderungen an die Menschen stellt, die der eigentlichen Bedeutung des Wohnens, der Selbstsorge ohne äußerliche Zielsetzungen, zuwiderlaufen (vgl. Marquardt 2015, S. 181). Einerseits will die Wohnungslosenhilfe Menschen an das ‚normale Wohnen͚ heranführen, ihre Selbstbestimmung stärken und errei-chen, dass ihnen durch das Wohnen eine emotionale Bedürfniserfüllung gelingt. Andererseits werden Klient_innen auch im Betreuten Wohnen durch Erwartungshaltungen gelenkt und durch 
                                                           4 Die Zitate aus diesem und dem folgenden Absatz stammen aus Selbstdarstellungen der beiden Träger. 5 Gemeint sind dezentrale Projektwohnungen, in denen wohnungslose Klient_innen Betreuung nach §§ 67ff. SGB XII erhalten (vgl. Marquardt 2015, S. 177). 
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das ‚Einüben͚ vermeintlicher Fähigkeiten (z. B. zur Einhaltung von Hygiene- und Sauberkeitstan-dards) fremdbestimmt. Die Wohnung als Raum des unbeobachteten Seins wird zum Ort ratio-nalistischen Handelns, und wie jemand wohnt, wird an Kriterien gemessen, die normativ an den Menschen herangetragen werden und Rückschlüsse auf bestimmte Fähigkeiten zulassen sollen (vgl. Marquardt 2015, S. 181). 2.1.4 Dezentrales stationäres Wohnen Das Konzept des dezentralen stationären Wohnens unterscheidet sich in einem wesentlichen Punkt von der traditionellen stationären Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XII. Es wurde als Ergänzung und als Alternative zu Stufensystemen um das Jahr 2000 gleichzeitig an mehreren Standorten6 in Westfalen-Lippe eingeführt. Noch während der stationären Hilfe zieht der oder die Wohnungs-lose nach diesem Konzept in eine von der Einrichtung vorläufig angemietete Wohnung. Dass die mietrechtlichen Sonderbedingungen bestehen bleiben, wird nicht mit fehlender Wohnfähigkeit der wohnungslosen Menschen begründet; vielmehr verschafft das Konzept Einrichtungen und Nut-zer_innen Zeit, um Umstände zu bearbeiten, welche die direkte Anmietung einer Wohnung vorläu-fig noch verhindern.7 Unter weitestgehend normalen Wohnbedingungen und ohne dass über einen längeren Zeitraum die Intensität der persönlichen Hilfen nachlassen muss, werden die Probleme bearbeitet, die den langfristigen Erhalt der Wohnung gefährden könnten. Mit dem Ende der stationären Hilfe üďeƌŶehŵeŶ die ďisheƌigeŶ ‚Heiŵ͚-Bewohner_innen die dezentrale Wohnung als Hauptmieter_innen.  Ohne den Ansatz des Treatment First ganz aufzugeben, verabschiedeten sich die beteiligten sta-tionären Einrichtungen mit der Umsetzung des dezentralen Wohnens von der ‚Nichtsesshaften-hilfe͚ alter Prägung. Wenn es auch nach wie vor Hilfeverläufe gab, die mit der Vermittlung in eine therapeutische Einrichtung oder einer Inhaftierung endeten, so wurde der Regelfall doch der Bezug einer eigenen Wohnung. Eine 2005 in Herford durchgeführte interne Verbleibsunter-suchung (vgl. Diakoniestiftung Herford 2005) bei allen zwischen 1999 und 2005 aufgenommenen 128 früheren Bewohner_innen belegte die Wirksamkeit des Ansatzes: Der Verbleib von 114 Be-wohner_innen ließ sich rekonstruieren, und bis auf die Personen, die verstorben waren (8), in einer Justizvollzuganstalt einsaßen (8) oder inzwischen in einem Seniorenheim zu Hause waren (2), lebten fast alle ehemaligen Bewohner_innen (91) nach wie vor in der übernommenen oder einer anderen eigenen Wohnung. Erneut bzw. immer noch wohnungslos waren lediglich fünf Per-sonen.  Dass sich der Ansatz des dezentralen Wohnens nicht überall etablieren ließ, liegt daran, dass er hohe Anforderungen an die Flexibilität der stationären Einrichtungen stellt und sich praktisch 
                                                           6 In Nordrhein-Westfalen waren es zuerst Einrichtungen in Bielefeld, Hamm und Herford. Sowohl die Ein-richtungskonzeptionen wie die Praxis sind den Autor_innen aufgrund ihrer langjährigen Tätigkeit im Ar-beitsfeld bekannt. 7 Dies sind z. B. frühere Mietschulden beim gleichen Wohnungsunternehmen, negative SCHUFA-Aus-künfte oder Vorbehalte der Vermieter_innen gegenüber früher schon einmal geräumten Haushalten. 
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als aufwendig erweist. Denn die Versorgung von Klient_innen im (vorhandenen) Trägerwohn-raum ist nicht mehr möglich, stattdessen müssen wiederkehrend Wohnungen auf Zeit akquiriert werden. Der Renovierungs- und Erhaltungsaufwand steigt, und aus dem sozialrechtlichen Drei-ecksverhältnis zwischen Leistungsträger, Einrichtung und Bewohner_in wird ein Viereck mit ei-nem neuen Akteur: der Wohnungswirtschaft.  2.1.5 Die Wiener Wohnungslosenhilfe Stufensysteme gibt es nicht nur in Deutschland. 2008 wurde das stufenförmig aufgebaute Hilfe-system der Wiener Wohnungslosenhilfe in einer Studie analysiert.  Das Ziel der Wiener Wohnungslosenhilfe ist laut der offiziellen Beschreibung neben der schnellstmöglichen Unterbringung obdachloser Menschen und ihrer gesundheitlichen und sozi-alen Stabilisierung die Verbesserung „deƌ WohŶkoŵpetenz wohnungsloser Personen und [so-weit möglich] die soziale IŶtegƌatioŶ uŶd Teilhaďe aŵ ƌeguläƌeŶ WohŶuŶgsŵaƌkt“ (Graber et al. 2008, S. 23). Dies soll über eine ausdifferenzierte Bandbreite von niederschwelligen und höher-schwelligen Angeboten wie „aŵďulaŶteŶ EiŶƌiĐhtuŶgeŶ, NaĐhtƋuaƌtieƌeŶ, ÜďeƌgaŶgsǁohŶhäu-sern, Betreutes Wohnen bis hin zu sozial betreuten Wohnhäusern“ (Graber et al. 2008, S. 25) si-chergestellt werden. Über ein Beratungszentrum erfolgt die Zuweisung zu einem Wohnplatz (vgl. Kittel 2014, S. 58). Durch die Betreuung in den entsprechenden Einrichtungen sollen die Men-schen in ihrer Selbstständigkeit und ihren SelďsthilfekƌäfteŶ „so ǁeit geföƌdert werden, dass ein 
selďststäŶdiges WohŶeŶ ǁiedeƌ ŵögliĐh ist“ ;Gƌaďeƌ et al. 2008, S. 27). Da die Angebote einzeln und unabhängig voneinander konzipiert sind, müssen sie nach Angaben der Stadt Wien nicht linear durchlaufen werden, und der Bezug einer Wohnung ist auch unabhängig von der konkreten Angebotsstufe grundsätzlich möglich (vgl. Graber et al. 2008, S. 27; Kittel 2004, S. 58). Insbeson-dere für wohnungslose Menschen ohne Betreuungsbedarf soll es jederzeit möglich sein, unver-züglich eine der Wiener Sozialwohnungen anzumieten, die der Wiener Wohnungslosenhilfe im Rahmen eines jährlichen Kontingents zur Verfügung gestellt werden (vgl. Kittel 2004, S. 58).  Expert_innen, die im Rahmen einer Abschlussarbeit an der Universität Wien zur Wiener Woh-nungslosenhilfe befragt wurden, bezweifeln jedoch die offizielle Darstellung eines durchlässigen Stufenmodells (vgl. Kittel 2014, S. 59). Allein aufgrund der begrenzten Anzahl von Einrichtungs-plätzen in den einzelnen Hilfesegmenten müssen anspruchsberechtigte Personen zum Teil län-gere Wartezeiten überbrücken, als es geplant bzw. zielführend ist. Können sich die Menschen nicht selbst mit Wohnraum versorgen, hat dies zur Folge, dass sie übergangsweise in Hilfeseg-mente vermittelt werden, die eigentlich zur Deckung anderer Bedarfe konzipiert wurden. Durch-lässigkeit im System – im Sinne einer zeitgerechten Verfügbarkeit der jeweils passenden Wohn- und Hilfeform – ist also nicht immer gegeben (vgl. Kittel 2014, S.60). Letztlich führe dies dazu, dass das Stufenmodell in der Praxis häufig doch linear durchlaufen werden müsse.  
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Anhand der von den Trägern und Kooperationspartner_innen der Wiener Wohnungslosenhilfe erhobenen und in der Sozialstatistik des Fonds Soziales Wien8 zusammengetragenen Daten wird ersichtlich, dass 390 (8,5 %) von 4.612 Klient_innen im Jahr 2007 mindestens zwei Unterbringungs-sequenzen durchlaufen hatten. Notunterkünfte wurden nicht berücksichtigt. In diesen Fällen kam es also zu einem Einrichtungswechsel oder zu einer wiederholten Aufnahme in derselben Ein-richtung im Berichtsjahr 2007 (vgl. Graber et al. 2008, S. 82). 28 Prozent der in einer Einrichtung der Wohnungslosenhilfe neu aufgenommenen Klient_innen im Jahr 2007 waren unmittelbar vorher in einer Notunterkunft untergebracht (vgl. Graber et al. 2008, S. 103). Unter Berücksich-tigung eines verlängerten Beobachtungszeitraumes von 2005 bis 2007 kam es bei insgesamt 1.565 und damit 21,8 Prozent der insgesamt 7.185 Klient_innen zu mindestens zwei Unterbrin-gungssequenzen (vgl. Graber et al. 2008, S. 82). Über die Klient_innen, die im Jahr 2007 die Hilfe beendeten oder aus den Einrichtungen der Wiener Wohnungslosenhilfe auszogen, liegen unter-schiedliche, nicht miteinander kompatible Daten vor (vgl. Graber et al. 2008, S. 106). Etwa ein Drittel (31 %) der 1.684 Personen, die im Jahr 2007 aus einer der Einrichtungen der Wiener Woh-nungslosenhilfe auszogen, siedelte entweder in eine Gemeindewohnung (400), eine Privatwoh-
ŶuŶg ;ϳϵͿ odeƌ eiŶeŶ DaueƌǁohŶplatz ;ϯϴͿ uŵ uŶd galteŶ daŵit als ‚ƌeiŶtegƌieƌt͚. GleiĐhzeitig werden an anderer Stelle für dasselbe Jahr 1.230 Personen ausgewiesen, die irgendeine Art von 
UŶteƌďƌiŶguŶg ďeeŶdet haďeŶ. DaǀoŶ ǁuƌdeŶ ϰϯ PƌozeŶt ;ϱϮϴ PeƌsoŶeŶͿ als ‚eƌfolgƌeiĐh ƌeiŶ-
tegƌieƌt͚ klassifizieƌt. 2.1.6 Das schwedische Staircase-Modell Studien, welche die konzeptionellen Annahmen zur Versorgung wohnungsloser Menschen em-pirisch überprüfen oder die Wirksamkeit von stufenförmig aufgebauten Hilfesystemen bzw. ein-zelner Teilbereiche untersuchen, sind kaum bekannt. Erst mit der Entwicklung des Housing-First-Ansatzes wurden vermehrt wissenschaftliche Anstrengungen unternommen, über die Bildung 
ǀoŶ KoŶtƌollgƌuppeŶ eŵpiƌisĐhe DateŶ üďeƌ die Wiƌksaŵkeit ǀoŶ ‚StufeŶŵodelleŶ͚ iŵ VeƌgleiĐh zum Housing-First-Ansatz zu gewinnen (vgl. Kapitel 2.2). Eine Ausnahme macht lediglich eine ältere Studie zum schwedischen Modell des boendetrappan (vgl. Sahlin 2005). Mit der Liberalisierung der schwedischen Wohnungsmärkte und dem Glauben an ihre Vertei-lungseffekte setzte in den 1990er-Jahren auch eine zunehmende Fokussierung auf die individu-ellen Ursachen von Wohnungslosigkeit ein (vgl. Sahlin 2005, S. 118). Als Folge implementierten die kommunalen schwedischen Sozialbehörden eine Art Stufensystem – bestehend aus Notun-terkünften, Kurzzeitwohnanlagen, Einrichtungen mit Hilfen für bestimmte Zielgruppen (z. B. woh-nungslose Alkoholiker_innen), Wohngruppen, Trainings- und Übergangswohnungen – um woh-nungslose Menschen Schritt für Schritt an das eigenständige, reguläre Wohnen heranzuführen (vgl. Sahlin 2005, S. 117; SĐhǁaƌze ϮϬϬϵ, S. ϭϵϱͿ. Jedeƌ ‚Aufstieg͚ iŶ eiŶe Ŷeue EiŶƌiĐhtuŶg odeƌ 

                                                           8 Der Soziale Fonds Wien erbringt Aufgaben und Leistungen für die Gemeinde Wien und untersteht dieser inhaltlich wie finanziell (vgl. Homepage Fonds Soziales Wien). Im Jahr 2004 übernahm der Fonds die Ver-antwortung für die Wiener Wohnungslosenhilfe. Über die Tochtergesellschaft wieder wohnen GmbH ist der Fonds auch selbst operativer Dienstleister der Wohnungslosenhilfe in Wien. 
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Wohnform geht dabei mit einer Steigerung der Wohnqualität und einem Gewinn an individuel-ler Freiheit und Wohnsicherheit einher. Erwartungskonformes Verhalten und Fortschritte bei der Überwindung persönlicher Problemlagen (Schulden, Alkoholkonsum, Arbeitslosigkeit o. Ä.) werden mit einem Aufstieg belohnt. Nichtkonformes oder regelbrechendes Verhalten wird da-gegen mit einem Ausschluss aus dem System oder einer Rückstufung in ein konzeptionell vorge-lagertes Hilfesegment sanktioniert (vgl. Sahlin 2005, S. 118). Sahlin greift in ihrer kritischen Analyse zu den Effekten des schwedischen Modells auf verschie-dene Studien und amtlich erhobene Wohnungslosenzahlen zurück (vgl. Sahlin 2005). Nach ei-nem Abgleich der Entwicklung der Wohnungslosenzahlen9 einerseits und der Kapazitäten der einzelnen Hilfesegmente andererseits kommt sie zunächst zu dem Ergebnis, dass das schwedische Stufenmodell in den 1990er-Jahren nicht zur einer Reduzierung der Wohnungslosigkeit beigetra-gen hat, sondern ein prekäres Wohnsegment zwischen Obdach und dem regulären Wohnungs-markt entstehen ließ (vgl. Sahlin 2005, S. 121).10 Unter Berücksichtigung der Menschen in den verschiedenen Einrichtungen und Wohnformen des Hilfesystems sei ein Anstieg der Wohnungs-losigkeit seit 1990 messbar.  Im Rahmen einer Vergleichsstudie wurde das Ausmaß von Wohnungslosigkeit zwischen zwei verschiedenen Städtegruppen mit jeweils maximal 200.000 Einwohner_innen verglichen. Die Stu-die zeigt, dass in denjenigen Städten, die abgesehen von Obdachlosenunterkünften mindestens drei verschiedene Hilfestufen vorhielten, sowohl mehr wohnungslose Menschen in den ver-schiedenen Einrichtungen als auch außerhalb von diesen lebten als in den Städten mit weniger als drei verschiedenen Stufen (vgl. Sahlin 2005, S. 122).11  Mit einer qualitativen Längsschnittstudie von 1990-1995 konnte zudem ein gravierendes Prob-lem bei der Wohnraumversorgung der Klient_innen festgestellt werden. Da die Anmietung von Wohnraum über die Träger der Sozialen Arbeit erfolgte, waren diese auf die fortdauernde Ko-operationsbereitschaft der Eigentümer_innen angewiesen (vgl. Sahlin 2005, S. 123). Um Konflik-ten im Wohn- und Mietverhältnis vorzubeugen, legten sie selbst besondere Maßstäbe bei der Auswahl der Klient_innen an und lehnten diejenigen Menschen ab, bei denen sie von Risiken ausgingen (creaming). Bei Klient_innen wurde daher schon sehr früh – bereits in den Obdachlo-senunterkünften – geprüft, ob es Anzeichen für risikobehaftetes Mietverhalten gab (vgl. Sahlin 2005, S. 123).  
                                                           9 Die staatliche Zentralbehörde für Gesundheit und Wohlfahrt Socialstyrelsen unternahm in den Jahren 1993 und 1999 eine nationale Stichtagserhebung der von Wohnungslosigkeit betroffenen Menschen in Schweden. Unter Berücksichtigung definitorischer Unterschiede konnte jedoch kein nennenswerter Rück-gang der Wohnungslosenzahlen in diesem Zeitraum festgestellt werden (vgl. Sahlin 2005, S. 119). 10 Boverket, die staatliche Zentralbehörde für Wohnen, Bauen und Bauplanung, errechnete, dass den lo-kalen Behörden im Jahr 2001 75 Prozent mehr Betten und Plätze im Hilfesystem für Wohnungslose zur Verfügung standen als noch im Jahr 1990 (vgl. Sahlin 2005, S. 12). 11 Unabhängig von der Bevölkerungsgröße, dem Durchschnittseinkommen und der jeweiligen lokalen Wohnungsmarktsituation. 
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Belege für die Versorgungseffekte des Stufensystems konnten nicht gefunden werden (vgl. Sahlin 2005, S. 124). Bei einer Auswertung von 210 Wohnungslosenbiographien in fünf verschie-denen Städten mit Stufenmodell wurde deutlich, dass Menschen in deutlich mehr Fällen das 
SǇsteŵ ŵit uŶďekaŶŶteŵ Veƌďleiď ǀeƌließeŶ odeƌ eiŶe Stufe ‚zuƌüĐkǀeƌsetzt͚ ǁuƌdeŶ, als dass sie eine eigene Wohnung mit regulärem Mietvertrag erhielten. Von 82 Haushalten, die es bis zur letzten Stufe – einer Normalwohnung mit Übergangsvertrag — geschafft hatten, gelang es nur sieben, auch einen regulären Mietvertrag zu erhalten.  Sahlin kommt zu der abschließenden Einschätzung, dass die Struktur des Hilfesystems und die geringe Quote erfolgreich in Wohnraum integrierter Klient_innen sowohl Vermieter_innen als auch die Fachkräfte der Sozialarbeit an der grundsätzlichen Wohnfähigkeit von Wohnungslosen 
uŶd deŶ ‚HeiluŶgskƌäfteŶ͚ des SǇsteŵs zǁeifelŶ lasse (vgl. Sahlin 2005, S. 125). Die Defizitorien-tierung der Hilfen führt dazu, dass sich Stigmatisierung und Exklusion von wohnungslosen Men-schen eher verfestige (vgl. Sahlin 2005, S. 130). Während in den Nachbarstaaten Dänemark, Finnland und Norwegen mittlerweile viel stärker auf neue Konzepte gesetzt wird (vgl. S. 21f.), führten die Defizite im schwedischen Modell zu einer weiteren Ausdifferenzierung der bestehenden Angebote (vgl. Schwarze 2009, S. 196). Sind 
die KapazitäteŶ deƌ ǀeƌsĐhiedeŶeŶ EiŶƌiĐhtuŶgeŶ ausgesĐhöpft uŶd eiŶ ‚Aufstieg͚ iŶ die Folge-einrichtung unmöglich, erfolgt eine Aufstockung der Platzzahlen zur Aufnahme weiterer Kli-
eŶt_iŶŶeŶ. Giďt es keiŶe passeŶdeŶ AŶgeďote füƌ ďesoŶdeƌe Bedaƌfe, ǁeƌdeŶ ‚ZǁisĐheŶstufeŶ͚ installiert oder spezielle Einrichtungen geschaffen (vgl. Sahlin 2005, S. 126).  2.2 Housing First  2.2.1 Housing First als neuer Versorgungsansatz Der Housing-First-Ansatz definiert sich als (radikaler) Gegenpart zum historisch gewachsenen Stufenmodell bzw. Treatment-First-Ansätzen (vgl. Busch-Geertsema 2017, S. 17; Tsemberis 2010, S. 16).12 „Housing First meint die möglichst schnelle – vorzugsweise unmittelbare – In-tegration von Wohnungslosen mit komplexen Problemlagen in abgeschlossenen und dauerhaf-ten IŶdiǀidualǁohŶƌauŵ ŵit deŵ AŶgeďot ǁohŶďegleiteŶdeƌ HilfeŶ“ (Busch-Geertsema 2017, S. 17). Der Ansatz beruft sich auf das essentielle und nicht verhandelbare Menschenrecht auf Wohnen und vertritt die Annahme, dass auch wohnungslose und psychisch kranke Menschen fähig sind, eigene Ziele und Wünsche zu formulieren und nicht in ihren Wahlmöglichkeiten ein-geschränkt werden sollen (vgl. Tsemberis 2010, S. 18).13 
                                                           12 Zurückzuführen ist der Ansatz auf Sam Tsemberis, der 1992 mit der Gründung der Pathway-to-Housing-Organisation erstmals ein Housing-First-Programm ins Leben rief. 13 Das Housing-First-Modell vertritt diesen Ansatz nicht exklusiv. Auch Vertreter_innen der herkömmli-chen Hilfesysteme für Wohnungslose arbeiten nach diesem Grundsatz. 
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Housing First, das originär für wohnungslose Menschen mit psychischen Erkrankungen konzi-piert wurde14, basiert auf den folgenden acht Prinzipien:  - „Housig as a ďasiĐ huŵaŶ ƌight: WohŶuŶg als GƌuŶdƌeĐht […] - Respect, warmth and compassion for all clients: Respekt, Wärme und Mitgefühl für alle Klient_innen  - A commitment to working with clients for as long as they need: Hilfegewährung so lange, wie Hilfe benötigt wird - Scattered-site housing; independent apartments: Dezentraler Individualwohnraum  - Seperation of housing and services: Trennung von Wohnung und Unterstützung - Consumer choice and self-determination: Wahlmöglichkeiten und Selbstbestimmung - A recovery orientation: Orientierung auf den Heilungsprozess - Haƌŵ ƌeduĐtioŶ: SĐhadeŶsŵiŶiŵieƌuŶg; akzeptieƌeŶdeƌ AŶsatz“ (Busch-Geertsema 2017, S. 18).15 Elementar ist dabei die allzeitige Berücksichtigung der Wünsche und Präferenzen der ehemals wohnungslosen Menschen, was beispielsweise die Auswahl und Gestaltung der Wohnung und die Inanspruchnahme und Strukturierung wohnbegleitender, persönlicher Unterstützung an-geht (vgl. Busch-Geertsema 2017, S. 19). Anders als in fürsorgerisch geprägten Hilfesystemen müssen wohnungslose Menschen vor dem Bezug einer Wohnung also nicht unter Beweis stellen, dass sie wohnfähig sind. Das Bestehen auf vorgeschalteten Hilfen, eine Alkohol- oder Drogenabstinenz oder die Inanspruchnahme wohn-begleitender Hilfen oder Therapieangebote nach einem Wohnungsbezug würden dem Housing-First-Ansatz grundlegend wiedersprechen.  Lediglich zwei Bedingungen müssen erfüllt werden (vgl. Tsemberis 2010, S. 48). Zum einen soll einmal wöchentlich ein Hausbesuch stattfinden, um Einblicke in die Wohnung zu erhalten und ggf. auf Schwierigkeiten bei der Haushaltsführung o. Ä. aufmerksam zu werden. Nicht zuletzt ist damit die Hoffnung verbunden, dass die jeweiligen Fachkräfte im Falle eines Verstoßes gegen 
                                                           14 Bei einer gedanklichen Übertragung des Ansatzes auf deutsche Verhältnisse ist zu beachten, dass der beschriebene Personenkreis der chronisch psychisch Kranken bzw. der chronisch Suchtkranken im deut-schen Sozialleistungsrecht Anspruch auf Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem 6. Kapitel SGB XII hat. Dieser Personenkreis ist also nicht unbedingt im oben beschriebenen System der Wohnungs-losenhilfe zu versorgen. Innerhalb der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen gibt es ähnliche An-gebote wie in der Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XII, aber auch Leistungen, die darüber hinausgehen.  15 Für eine ausführliche Darlegung der acht Prinzipien vgl. Tsemberis 2010.  
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das Mietrecht rechtzeitig aufmerksam werden und einem Wohnungsverlust präventiv entge-genwirken können (z. B. bei unerlaubtem Dauerbesuch von Bekannten in der Wohnung). Die Privatsphäre und das Hausrecht der Mieter_innen müssen dabei immer gewahrt bleiben und die Hausbesuche daher immer gemeinsam verabredet werden.16 Zum anderen ist es erforder-lich, dass die ehemals Wohnungslosen einen Mietvertrag oder Untermietvertrag mit denselben Rechten und Pflichten erhalten, wie sie auch bei Standardmietverträgen üblich sind. In vielen Fällen bestehen die Wohnungseigentümer_innen in den USA darauf, dass der entsprechende Programmträger als Zwischenmieter vertraglich eingebunden ist (vgl. Tsemberis 2010, S. 55).  Wenngleich die Inanspruchnahme wohnbegleitender Hilfen, Therapien o. Ä. nicht verpflichtend ist, ist es ein wesentlicher Bestandteil von Housing First, dass den ehemals wohnungslosen Men-schen mit Nachdruck Unterstützungsangebote – zum Teil auch in erheblichem Umfang – ge-macht werden. Die Hilfen, die möglichst über ein multidisziplinäres Team vorzuhalten sind, sol-len jedoch immer den individuellen Präferenzen der Menschen entsprechen und werden nach bisherigen Erfahrungen auch nur selten abgelehnt (vgl. Busch-Geertsema 2017, S. 19).  Idealtypisch wird zwischen zwei verschiedene Formen der sozialen, wohnbegleitenden Unter-stützung bzw. Behandlung unterschieden (vgl. Tsemberis 2010, S. 77). Im Rahmen des Assertive Community Treatment (ACT) werden intensive und aufsuchende Hilfen im Wohnraum für ehe-mals Wohnungslose mit schweren psychischen Krankheiten angeboten. Das ACT-Team setzt sich aus Fachleuten aus den Bereichen Krankenpflege, Sucht, Peer17, Psychiatrie, Sozialarbeit und Wohnungsfragen zusammen. Das Intensive Case Management (ICM) ist dagegen für Klient_in-nen mit moderateren Schwierigkeiten gedacht und daher weniger intensiv konzipiert. Beim ICM soll ein Team aus Generalist_innen bei Bedarf an jeweils spezialisierte Fachkräfte und Dienste vermitteln (vgl. Tsemberis 2010, S. 80). Sowohl beim ACT als auch beim ICM soll immer eine Fachkraft rund um die Uhr telefonisch erreichbar sein. Die Hilfen werden individuell auf die Kli-ent_innen zugeschnitten und zielen auf die Genesung oder Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten ab. Nicht unüblich ist es, dass die Klient_innen in den Wohnungen aufgesucht werden und anschließend in Behandlungszentren etc. begleitet werden (vgl. Tsemberis 2010, S. 84). Vom Erstkontakt zu den Klient_innen über die Wohnungssuche und den Einzug bis hin zu allen weiteren – von den Klient_innen gewünschten – Hilfen im Wohnraum soll die Begleitung jedoch möglichst durch dieselben Fachkräfte durchgeführt werden, wenngleich sich die Bedarfe natürlich verändern können und ein Wechsel grundsätzlich möglich ist. Kleinere Housing-First-Programme halten nicht immer beide Angebote vor (vgl. Tsemberis 2010, S. 77).18 
                                                           16 Die regelmäßigen Besuche, die mit der Zeit auch abnehmen können, sollen möglichst vertraglich fest-gehalten werden, beispielsweise in einem Wohnungsnutzungsvertrag (vgl. Tsemberis 2010, S. 56). Auf-grund der direkten Wohnungsanmietung durch die Klient_innen in europäischen Ländern ist eine entspre-chende Klausel dort rechtlich nicht möglich (vgl. Pleace/Bretherton 2013, S. 32). 17 Gemeint sind ehemals wohnungslose Menschen, die sich aufgrund der selbst erfahrenen Wohnungslo-sigkeit in die Lage der wohnungslosen Klient_innen versetzten können.  18 Für weitere und ausführlichere Informationen zum Umfang und zur Struktur der Hilfe vgl. beispielsweise Tsemberis 2010. 
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Im Folgenden werden nun verschiedene Studien und Evaluationsberichte zu Housing First vor-gestellt. Ihr gemeinsames Anliegen ist es, zu überprüfen, ob und unter welchen Bedingungen Housing First ein erfolgreicher Ansatz zur Integration von (Langzeit-)Wohnungslosen mit kom-plexen Problemlagen ist. Wie noch ausführlicher zu beschreiben sein wird, unterschieden sich die jeweiligen untersuchten Housing-First-Programme zum Teil recht deutlich vom skizzierten originalen Pathway-to-Housing-First-Ansatz. Durch die Berücksichtigung von nordamerikanischen und europäischen sowie einer australischen Studie soll die Bandbreite der fachlichen und wissen-schaftlichen Aufmerksamkeit wiedergegeben werden, die dieser Ansatz mittlerweile weltweit erfahren hat.19 2.2.2 New York Housing Study  Die erste größere, randomisierte und kontrollierte Studie zur Erfassung und Dokumentation der Effekte und Auswirkungen des Housing-First-Ansatzes wurde 1996 von der US-amerikanischen Bundesagentur Substance Abuse and Mental Health Services Administration (SAMSHA) in Auf-trag gegeben. Im Rahmen der New York Housing Study (NYHS) wurden 225 wohnungslose, psy-chisch kranke Menschen nach dem Zufallsprinzip entweder dem Pathways-to-Housing-First-Mo-dell oder dem bis dato dominierenden Stufensystem bzw. Treatment-First-Modell zugewiesen (vgl. Padgett et al. 2016, S. 50). Die Studie erhielt allergrößte Aufmerksamkeit und wird noch immer vielfach zitiert, obwohl seither viele weitere Studien durchgeführt und veröffentlicht wurden. Die Teilnehmer_innen wurden aus Drogenberatungsstellen, Obdachlosenunterkünften, psychiat-rischen Kliniken und von der Straße rekrutiert. Teilnahmevoraussetzung war die Diagnose einer psychischen Erkrankung. Teilnehmen konnte nur, wer während der letzten sechs Monate woh-nungslos gewesen war sowie mindestens 15 der letzten 30 Tage vor Aufnahme in das Programm auf der Straße gelebt hatte. Auch eine Teilnahmebereitschaft an der Langzeitstudie war erfor-derlich. Alle Teilnehmenden wurden darauf hingewiesen, dass sie unterschiedlichen Hilfspro-grammen zur Beendigung von Wohnungslosigkeit zugelost werden würden (vgl. Padgett et al. 2016, S. 51). Von den 225 Teilnehmer_innen wurden 99 Personen der Housing-First-Gruppe zu-geordnet und 126 Personen der Kontrollgruppe, die im Rahmen des Treatment First durch die gängigen Hilfen versorgt werden sollten. Ähnlich der Gesamtgruppe aller wohnungslosen Men-schen in New York waren 77 Prozent der Teilnehmer_innen männlich und 69 Prozent ledig.  Die ersten Housing-First-Teilnehmer_innen erhielten umgehend eine Wohnung in bezahlbaren Stadtteilen der Stadt New York.20 Unterstützung wurde ihnen im Rahmen des ACT geboten, des-sen Team rund um die Uhr erreichbar war. Die nun mit Wohnraum versorgten Haushalte muss-ten 30 Prozent ihres Einkommens an Pathways to Housing First als Mietzahlung überweisen und 
                                                           19 Auch in Wien wurde zwischen 2012 und 2015 ein Pilotprojekt Housing First umgesetzt und wissen-schaftlich evaluiert (vgl. Schmatz et al. 2015). 20 Leider finden sich keine Angaben, auf welche Weise der Wohnraum akquiriert wurde. 
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einen wöchentlichen Hausbesuch zulassen (vgl. Padgett et al. 2016, S. 52). Die 126 Teilneh-mer_innen der Kontrollgruppe erhielten einen Platz im Gruppenwohnen, in Obdachlosenunter-künften oder in Einrichtungen mit Ein-Zimmer-Einheiten, die eine Teilnahme an täglichen Be-handlungsterminen oder therapeutischen Gruppen vorsahen. Der Konsum von Alkohol und Drogen war in diesen Einrichtungen verboten. Küchen und Sanitäranlagen standen in der Regel nur zur gemeinschaftlichen Benutzung zur Verfügung, und für das Zusammenleben und den Empfang von Besuch gab es Vorschriften. Ziel dieser Maßnahmen war die Erlangung einer eige-nen Wohnung. Die Angehörigen beider Versuchsgruppen wurden über vier Jahre lang alle sechs Monate aus-führlich und jeden Monat in verkürzter Form per Telefon interviewt. Mit viel Aufwand konnte eine Teilnahmequote von 87 Prozent bis zum Ende der Studie erreicht werden (vgl. Padgett et al. 2016, S. 53).  Als zentrales Ergebnis der New York Housing Study stand anschließend fest, dass nach zwei Jah-ren 80 Prozent der Housing-First-Teilnehmenden dauerhaft im eigenem Wohnraum lebten, während dies nur auf 30 Prozent der Kontrollgruppe zutraf (vgl. Padgett et al. 2016, S. 54). Au-ßerdem konnte mit der Studie gezeigt werden, dass die Housing-First-Teilnehmer_innen mehr Wahl- und Einflussmöglichkeiten bei der Suche nach Wohnraum und der Ausgestaltung der Hilfen wahrgenommen hatten als die Teilnehmer_innen, die über das Treatment-First-Modell versorgt worden waren (vgl. Padgett et al. 2016, S. 56). Zwar konnten bezüglich des Konsums von Alkohol und anderen Drogen oder der Häufigkeit psychischer Symptome keine Unterschiede zwischen den Gruppen festgestellt werden, jedoch nahmen die Klient_innen des Stufenmodells häufiger an psychiatrischen Behandlungen oder Maßnahmen zur Reduzierung des Suchtmittelkonsums teil, was ihnen zum Teil jedoch durch den verpflichtenden Charakter des Hilfeangebotes vorge-schrieben war (vgl. Padgett et al. 2010, S. 54). 2.2.3 New York Service Study Mit der New York Service Study (NYSS) wurde erstmals der Versuch unternommen, mithilfe von Tiefeninterviews zu ermitteln, inwieweit beim Housing First im Vergleich zum Treatment First tatsächlich die Steuerung der Hilfen durch die Klient_innen gewährleistet werden kann (vgl. Henwood et al. 2011; Henwood et al. 2013). Es sollte in Erfahrung gebracht werden, welchen Stellenwert Fachkräfte der unmittelbaren und dauerhaften Wohnraumversorgung innerhalb des Hilfeprozesses beimaßen und ob sich ihre Beziehung zu den Klient_innen durch deren Zugang zu dauerhaftem Wohnen veränderte (vgl. Henwood et al. 2011, S. 79). Interviewt wurden 41 Fachkräfte, von denen 20 in einem Housing-First-Projekt arbeiteten und 21 für drei verschiedene Organisationen mit Treatment-First-Ansatz. Die Interviews fanden etwa einen Monat nach Auf-nahme einer Klientin bzw. eines Klienten in das Programm und ein zweites Mal nach sechs wei-teren Monaten bzw. im Falle eines ungeplanten Abbruchs der Maßnahme unmittelbar danach statt.  
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Es wurde deutlich, dass die Fachkräfte des Housing-First-Ansatzes Wohnen als Grundrecht an-sahen und nach eigenen Angaben durch die schnelle Vermittlung ihrer Klient_innen in Wohn-raum eine kooperativere bzw. vertrauensvollere Beziehung zu diesen aufbauen konnten (vgl. Henwood et al. 2011, S. 79). Ihre Kolleg_innen aus Einrichtungen des Treatment-First-Ansatzes dagegen vertraten die Ansicht, dass wohnungslose Klient_innen erst ihre ‚Wohnfähigkeit͚ unter Beweis stellen müssten. Die Aussicht auf eine Wohnung wurde zum Teil als Druckmittel verwen-det, um Klient_innen zu einem bestimmten Verhalten zu motivieren (vgl. Henwood et al. 2011, S. 79). Allerdings sei das Treatment-First-Prinzip nicht für alle Menschen effektiv und zielfüh-rend. Die Fachkräfte des Housing First waren dagegen in der Regel mit beiden Strategien ver-traut, hielten aber die voraussetzungslose Wohnungsversorgung mit begleitenden Hilfen für den effektiveren Ansatz. Die Interviews enthielten Hinweise, dass sie sich stärker an den Wünschen und der Stabilisierung der Klient_innen sowie einer individuellen Ausgestaltung der Hilfen ori-entierten und weniger auf Zwang setzten.  2.2.4 At Home–Chez Soi (Kanada) Die bisher umfangreichste Studie zu Housing First wurde im Jahr 2008 durch die kanadische Re-gierung initiiert, die im Rahmen eines 119-Millionen-Dollar-Programms ein Testprojekt nach dem Vorbild des Pathways-of-Housing-First-Modells in den fünf Städten Vancouver, Winnipeg, Toronto, Montreal und Moncton startete (vgl. Aubry et al. 2015, S. 470). In das Projekt At Home–Chez Soi waren 2.148 langzeitwohnungslose Menschen mit psychischen Erkrankungen einbezo-gen. 1.198 Personen wurden per Zufallsprinzip der Housing-First-Gruppe zugeordnet, 950 Perso-nen sollten über die traditionellen, regulären Hilfen versorgt werden und bildeten die Kontroll-gruppe. Innerhalb der Housing-First-Gruppe wurde zudem eine weitere Zweiteilung vorgenommen. Personen mit einem stärkeren Hilfebedarf erhielten ACT, während Personen mit einem moderateren Bedarf ICM erhielten (in der Kontrollgruppe wurde diese Zweiteilung trotz unterschiedlicher Bedarfe nicht vorgenommen).21 Bei allen 2.148 teilnehmenden Personen lag zum Zeitpunkt der Studie eine diagnostizierte psychische Erkrankung vor. Zwei Drittel von ihnen hatten darüber hinaus auch ein Suchtproblem.22 90 Prozent aller Teilnehmer_innen berichteten zudem von chronischen physischen Gesundheitsbeschwerden. Der überwiegende Teil von ihnen (82 Prozent) war zum Zeitpunkt des Projektbeginns akut wohnungslos (im Durchschnitt ca. fünf Jahre). Die restlichen 18 Prozent lebten unter prekären Bedingungen und hatten mindestens zwei Wohnungslosigkeitsepisoden im vorausgegangenen Jahr erlebt (vgl. Aubry et al. 2015, S. 471). Zur Auswertung der insgesamt zweijährigen Studie wurde ein Methodenmix aus quantita-tiven und qualitativen Methoden verwendet. Alle Teilnehmenden wurden mithilfe vollstandar-disierter Interviews befragt. Mit 195 Personen wurden zudem qualitative Tiefeninterviews ge-führt.  
                                                           21 Innerhalb der einzelnen Städte wurden zudem weitere Unterscheidungen vorgenommen. Für weitere Informationen sowie weitere Details zum Studiendesign vgl. Goering et al. 2011. 22 Vgl. Kapitel 2.2.1: Der beschriebene Personenkreis hat im deutschen Sozialleistungsrecht Anspruch auf Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem 6. Kapitel SGB XII.  
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Beim Vergleich der beiden Gruppen zeigte sich, dass die Housing-First-Teilnehmer_innen sowohl bei der Überwindung von Wohnungslosigkeit als auch bei der Wohnungserhaltung deutlich er-folgreicher waren als die TeilŶehŵeƌ_iŶŶeŶ, die üďeƌ die ‚üďliĐheŶ͚ HilfeŶ ǀeƌsoƌgt ǁoƌdeŶ ǁa-ren (vgl. Aubry et al. 2015, S. 471). Die Ersteren wohnten städteübergreifend im Durchschnitt über 72 Prozent des zweijährigen Beobachtungszeitraums in gesicherten Mietverhältnissen, während die Kontrollgruppe im Durchschnitt nur 32 Prozent der Zeit in gesichertem Wohnraum verbrachte. Am Ende der Studie hatten 62 Prozent der Housing-First-Gruppe und nur 31 Prozent der Kontrollgruppe durchgängig in Wohnraum gelebt. Umgekehrt lag die Quote derjenigen, die im Verlauf der zweijährigen Studie gar nicht über eigenen Wohnraum verfügten, unter den Kli-ent_innen des traditionellen Hilfesystems mit 46 Prozent um ein Vielfaches höher als die der im Housing-First-System versorgten Menschen (16 Prozent). Die 13 Prozent der Klient_innen aus den Housing-First-Programmen, die nach einem Jahr noch immer oder erneut wohnungslos wa-ren, wiesen in der Regel eine längere Wohnungslosenbiographie auf, verfügten über stärkere Bindungen zu ehemaligen Straßennetzwerken, bewerteten die Lebensqualität in der Obdachlo-sigkeit weniger negativ und hatten schwerere psychische Probleme (vgl. Aubry et al. 2015, S. 471). Die Merkmale Geschlecht, Alter und die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Ethnie, die Diagnose einer Depression, der Suchtmittelkonsum oder Hafterfahrung schienen keinen Einfluss auf die Studienergebnisse gehabt zu haben. Auch hinsichtlich der wahrgenommenen Lebensqualität und des community functioning wiesen die Housing-First-Klient_innen zumindest zwischenzeitlich bessere Ergebnisse auf. Die Auswer-tung der qualitativen Interviews, die zu Beginn zu der Studie und nach 18 Monaten mit insge-samt 195 Personen durchgeführt wurden, zeigte, dass 61 Prozent der Housing-First-Gruppe im Programmverlauf einen Zuwachs an Lebensqualität und nur 8 Prozent einen Verlust an Lebens-qualität wahrgenommen hatten, während von den befragten Personen aus dem gängigen Hilfe-system nur 28 Prozent einen Anstieg und 36 Prozent einen Verlust an Lebensqualität erlebt hat-ten. 2.2.5 Internationale Ausbreitung und konzeptionelle Abweichungen vom Housing-First-Ansatz Aufgrund dieser sowie weiterer positiver Erfahrungen und erstaunlich guter Evaluationsergeb-nisse erhielt der Housing-First-Ansatz (in den USA) immer größere Aufmerksamkeit.23 Im Jahr 2010 erklärte die Bundesregierung der USA Housing First zum empirisch belegten Lösungsansatz gegen chronische Wohnungslosigkeit (vgl. Padgett et al. 2016, S. 112). Mit der Implementierung immer weiterer Housing-First-Projekte entbrannte jedoch in der Fachliteratur eine Diskussion, wie stark in der Praxis vom oben beschriebenen Pathways-of-Housing-First-Modell abgewichen werden kann, ohne die erfolgsgarantierenden Bestandteile des Ansatzes zu verletzen. Die Ver-mischung verschiedener und unterschiedlich effektiver Ansätze unter demselben Namen sollte 
                                                           23 Für eine Übersicht weiterer Housing-First-Projekte in den USA mit begleitenden Evaluationsstudien vgl. Padgett et al. 2016, S. 57. 



Strategien sozialräumlicher Integration von Wohnungslosen – Eine Kurzexpertise  

19 

 

vermieden werden.24 Während sich die vorgestellten Housing-First-Programme in New York und Kanada eng an den Originalansatz hielten, wird mit dem folgenden Blick auf Housing-First-Pro-gramme in Australien und Europa deutlich, dass aufgrund anderer Rechtslagen, Wohlfahrtsstaa-ten und Wohnungsmärkte Programmabweichungen häufig unumgänglich sind (vgl. Pleace/Bretherton 2013, S. 26; Busch-Geertsema 2017, S. 20).  Eine Diskussion wird insbesondere entlang der Frage geführt, ob die Wohnungsversorgung der Klient_innen über dezentrale Konzepte (scatter-site housing) erfolgen muss oder auch über kon-zentrierte Wohnungsbestände (congregate-site housing) organisiert werden kann (vgl. Pleace/Bretherton 2013, S. 23). Der Originalansatz nach Tsemberis sieht vor, dass maximal 20 Prozent aller Wohneinheiten eines Gebäudes an ehemals wohnungslose Klient_innen vergeben werden sollen (vgl. Tsemberis 2010, S. 22). Allenfalls in ländlichen oder vorstädtischen Gegen-den seien auch höhere Anteile in kleineren Mehrfamilienhäusern vertretbar. Klient_innen mit psychischen Krankheiten sollen in (gemischten) Nachbarschaften ihrer Wahl leben und nicht konzentriert in einem zugewiesenen Gebäude untergebracht werden. Dadurch soll sich der Ef-fekt ergeben, dass die Menschen ihre Wohnung als neues und eigenes Zuhause annehmen und der sozialräumlichen die soziale Integration folgt, weil sich Bewohner_innen z. B. aŶ deƌ ‚Noƌŵ͚ in ihrer Nachbarschaft orientieren können (vgl. Tsemberis 2010, S. 22; vgl. auch Kapitel 3.2). Da die Wohnungen in der Regel nur angemietet werden, können sie bei Bedarf auch wieder zurück-gegeben werden. Aus der internationalen Praxis sind jedoch zahlreiche Beispiele mit „konzentrierter Wohnungs-versorgung in größeren Einheiten inklusive eines Unterstützungsservice im gleichen Haus“ (Busch-Geertsema 2017, S. 20) bekannt. Zwar lässt sich dies auch inhaltlich bzw. fachlich be-gründen, oftmals jedoch hat dies auch keinen anderen Grund als die Schwierigkeit, ausreichend Einzelwohnungen am Markt anzumieten oder wohnbegleitende Hilfen in einem großen Einzugs-gebiet sicherzustellen. Fraglich ist, ob sich durch die mehrheitliche oder ausschließliche Belegung eines Wohngebäudes mit ehemals wohnungslosen Menschen ungewünschte Nebeneffekte erge-ben können. 2.2.6 Common Ground Tasmania Ein Forschungsvorhaben aus Tasmanien (Australien) hat sich ganz besonders intensiv mit diesen Fragen bzw. mit den Vor- und Nachteilen einer dezentralen bzw. konzentrierten Wohnungsver-sorgung beschäftigt (vgl. Verdouw/Habibis 2017). Im Rahmen des Common-Ground-Tasmania-(CGT)25-Programms wurden zwei Neubauten mit 47 und 50 Wohneinheiten zu knapp 50 Prozent an unterstützungsbedürftige Wohnungslose und zu etwas mehr als 50 Prozent an Menschen ohne diesen Hintergrund vermietet, die im Niedriglohnsektor arbeiteten (vgl. Verdouw/Habibis 
                                                           24 Zur Messung der Übereinstimmung verschiedener Housing-First-Ansätze mit dem Originalansatz wurde ein eigenes Skalensystem entwickelt (vgl. Nelson/Macleod 2017a, S. 15; Padgett et al. 2016, S. 112). 25 Der Common-Ground-Ansatz wurde ebenfalls ursprünglich in New York (USA) entwickelt, fand jedoch bisher am häufigsten Anwendung in Australien (vgl. Mackie et al. 2017, S. 53; Parsell et al. 2013, S. 2). 
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2017, S. 6, S. 8, S. 12). Ein 24-Stunden-Concierge sowie wohnbegleitende Hilfen waren vor Ort verankert. Die Vermietung wurde über die Hauseigentümerin, eine kommunale/regionale Woh-nungsbaugesellschaft, aďgeǁiĐkelt. DuƌĐh die ‚soziale DuƌĐhŵisĐhuŶg͚ deƌ BeǁohŶeƌsĐhaft sollte die Gemeinschaft gestärkt und einer Stigmatisierung der ehemals Wohnungslosen entge-gengewirkt werden. Mit der Einrichtung von Gemeinschaftsräumlichkeiten und Gruppenange-boten wurden zusätzliche Versuche unternommen, Interaktionen zwischen den Bewohner_in-nen zu fördern.  Innerhalb von drei Monaten wurden einmalig teilstandardisierte Interviews mit elf ehemals wohnungslosen Klient_innen mit niedrigem bis hohem Unterstützungsbedarf sowie 13 Inter-views mit Fachkräften der beteiligten Dienstleister sowie Vertreter_innen des öffentlichen Woh-nungslosensektors durchgeführt. Darüber hinaus wurden administrative Daten, demographi-sche und wohnbiografische Daten sowie Informationen über die Häufigkeit und Intensivität der durch die Bewohner_innen in Anspruch genommenen Hilfen gesammelt und ausgewertet. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass sowohl die Wohnungssicherung als auch die Wohnbe-gleitung in beiden Anlagen effektiv gestaltet werden konnte. Beide Anlagen boten nach Auswer-tung der Interviews die Grundlage für sicheres und komfortables Wohnen (vgl. Verdouw/Habibis 2017, S. 12). Zwar gelang es – auch mithilfe der angebotenen Gemeinschaftsaktivitäten –, ein Gemeinschaftsgefüge zwischen den ehemals wohnungslosen Mieter_innen zu fördern, jedoch wurde ebenfalls deutlich, dass die angestrebte soziale Durchmischung mit der übrigen Mieter-schaft nicht gelang (vgl. Verdouw/Habibis 2017, S. 12). Vielmehr deuteten die Interviews darauf hin, dass sich ein Teil der ehemals Wohnungslosen durch ihre erwerbstätigen Nachbar_innen teilweise stigmatisiert und ausgegrenzt fühlte. Von 79 ehemals wohnungslosen Mieter_innen zogen im Zeitraum zwischen 2012 und 2014 ins-gesamt 41 Personen wieder aus, da es eine Diskrepanz zwischen dem Wohnmodell und ihren Bedürfnissen und/oder ihrem Verhalten gab. Einige von ihnen konnten in eigenen Mietwohn-raum umziehen, andere wurden wohnungslos. Kritisiert wurde in den Interviews, dass mit dem Auszug aus den beiden Häusern keine weiteren wohnbegleitenden Hilfen mehr in Anspruch ge-nommen werden konnten (vgl. Verdouw/Habibis 2017, S. 14). Zwar gibt es zwischen dem Common-Ground-Tasmania- und dem Pathways-to-Housing-First-Programm große konzeptionelle Überschneidungen (vgl. Verdouw/Habibis 2017, S. 3), allerdings ergeben sich durch die Konstruktion der konzentrierten Wohnungsversorgung auch erhebliche Abweichungen, die, wie folgend dargestellt wird, mit nichtintendierten und programmkonträren Effekten einhergehen. Offensichtlich ist, dass im Rahmen einer konzentrierten Wohnungsversor-gung nicht die Wünsche und Vorstellungen der Klient_innen hinsichtlich ihrer Wohnungswahl be-rücksichtigt werden können. Durch die ständige Präsenz der Sozialarbeit, der oder des Concierges o. Ä. innerhalb des Gebäudes ist zudem die Privatsphäre der Mieter_innen eingeschränkt. Kriti-ker_innen sehen darin institutionelle Züge (vgl. Parsell et al. 2013, S. 3). Kommt es zu einem 
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Scheitern des Mietverhältnisses im tasmanischen Projekt, müssen die Klient_innen aus dem Pro-gramm ausscheiden, da die Inanspruchnahme von Hilfen außerhalb der Wohnanlagen ausge-schlossen ist (vgl. Verdouw/Habibis 2017, S. 14). Durch die aufgeführten Aspekte wird die Bil-dung einer vertrauensvollen Beziehung zwischen den Klient_innen und den jeweiligen Fachkräften genauso erschwert wie eigenständiges und einer Stigmatisierung entgegenwirken-des Wohnen (vgl. Verdouw/Habibis 2017, S. 13). Im Rahmen einer dezentralen Wohnungsver-sorgung haben die Klient_innen bei Bedarf möglicherweise eher die Chance, mit Menschen ohne Wohnungslosenhintergrund in Verbindung zu treten. 2.2.7 Nationales Programm zur Reduzierung von Wohnungslosigkeit in Finnland  Innerhalb Europas ist Housing First auf Basis des congregate-site housings insbesondere aus Finnland bekannt.26 Auch in Finnland war die Wohnungslosenhilfe lange Zeit stufenartig aufge-baut (vgl. Y-Foundation 2017, S. 16). Mit der Implementierung zweier umfassender staatlicher Programme in den Jahren 2008 und 2011 sollte unter anderem durch den Neubau von Wohnungen und insbesondere den Umbau von Obdachlosenunterkünften in Wohneinheiten Housing First etabliert und die Langzeitwohnungslosigkeit in ausgewählten Städten zunächst um 50 Prozent gesenkt und anschließend vollständig beseitigt werden (vgl. Pleace et al. 2015, S. 17). Zwischen 2008 und 2011 wurden insgesamt 1.519 Wohnungen im Rahmen des ersten Programms fertig-gestellt und die Langzeitwohnungslosigkeit dadurch um 28 Prozent gesenkt. Wenngleich ab dem Jahr 2011 vermehrt versucht wurde, Wohnungslose in verstreuten Wohnungsbeständen unter-zubringen, beruhte die Wohnungsversorgung doch überwiegend auf der Belegung konzentrier-ter kommunaler Wohnungsbestände (vgl. Pleace et al. 2015, S. 60). Beispielsweise wurden zwei ehemalige Obdachlosenunterkünfte in zwei Wohngebäude mit insgesamt 80 bzw. 93 Apart-ments umgebaut. Zwar wurden keine projektübergreifenden belastbaren Zahlen erhoben; die übermittelten Daten der einzelnen beteiligten Träger wiesen jedoch hohe Wohnungserhaltungs-raten mit nur wenigen vereinzelten Abbrüchen der Mietverhältnisse auf (vgl. Pleace et al. 2015, S. 60). 2.2.8 Nationale Strategie zur Reduzierung von Wohnungslosigkeit in Dänemark Die bislang größte Housing-First-Studie in Europa mit mehr als tausend Teilnehmer_innen kommt aus Dänemark (vgl. Benjaminsen 2013, S. 109). Nachdem eine landesweite Erfassung im Jahr 2007 ergeben hatte, dass insgesamt 5.290 wohnungslose Menschen auf der Straße, in Ob-dachlosenunterkünften, in sonstigen Institutionen oder bei Bekannten und Verwandten lebten, wurde im Jahr 2008 eine nationale Strategie zur Reduzierung aller aufgeführten Formen von 
                                                           26 Leider liegen kaum belastbare quantiatvie Ergebnisse zum finnischen Housing-First-Programm vor. Auf-grund der Größe und Bekanntheit soll es an dieser Stelle aber nicht unerwähnt bleiben. Umfassende In-formationen zu den Programminhalten sowie eine ausführliche Beschreibung der Vor- und Nachteile des congregate housing können einem Ministeriumsbericht entnommen werden (vgl. Pleace 2015).   
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Wohnungslosigkeit mit einem besonderen Fokus auf Housing First ins Leben gerufen (vgl. Be-najminsen 2013, S. 110). Ausschließlich Organisationen, die nach diesem Ansatz arbeiteten, soll-ten eine staatliche Förderung erhalten.  Zwar stieg die Wohnungslosigkeit im folgenden Beobachtungszeitraum von 2009 bis 2013 um weitere 16 Prozent an. Auffällig war jedoch, dass in den 17 Kommunen, die an der nationalen Strategie zur Reduzierung der Wohnungslosigkeit teilnahmen, die Wohnungslosigkeit ver-gleichsweise moderat nur um durchschnittliche 6 Prozent anstieg, während sie in den 81 Kom-munen, die sich nicht an der Strategie beteiligt hatten, im Mittel um 43 Prozent zunahm (vgl. Benjaminsen 2013, S. 112). Zwar wurde trotz der Beteiligung an dem nationalen Programm auch in einigen Kopenhagener Bezirken ein deutlicher Anstieg der Wohnungslosigkeit verzeichnet, jedoch lagen in anderen Bezirken der Hauptstadt, die sich nicht an der Strategie beteiligt hatten, vergleichbare Entwicklungen vor. Während auch in der zweitgrößten dänischen Stadt Aarhus die Wohnungslosigkeit zwischen 2009 und 2013 um 32 Prozent anstieg, konnte sie in der drittgröß-ten Stadt Odense um 47 Prozent reduziert werden. Benjaminsen führt die positive Entwicklung in Odense auf den hohen Einsatz von Housing First, ein ausreichendes Angebot an bezahlbarem Wohnraum und ein intensives, im Wohnraum aufsuchendes Hilfeangebot zurück (vgl. Benjamin-sen 2013, S. 112).  Parallel zum Aktionsprogramm der dänischen Regierung wurde von 2009 bis 2013 eine groß an-gelegte und mit vier Jahren vor allem eine längerfristige Erhebung durchgeführt, an der insge-samt 1.095 der 1.521 Fälle teilnahmen, die im Rahmen von Housing First versorgt wurden.27 Dass 78 Prozent dieser Menschen entweder psychisch krank waren oder Probleme mit dem Konsum von Suchtmitteln aufwiesen, deutet auf den großen Bedarf an weiteren Hilfen der von Woh-nungslosigkeit betroffenen Menschen hin. Auf 31 Prozent der Fälle traf sogar beides zu (vgl. Benjaminsen 2013, S. 114). Von den 1.095 Klient_innen erhielten 717 Menschen ICM, 316 Menschen CTI28 und 62 Menschen ACT (vgl. Benjaminsen 2013, S. 120). In der Erhebung wurden diejenigen nicht berücksichtigt, die nicht mindestens zweimal befragt werden konnten, bei denen es keine An-gaben zur Wohnsituation zu Beginn und/oder am Ende der Erhebung gab, die zwischenzeitlich ver-starben oder beispielsweise aufgrund akuten Pflegebedarfs in Pflegeeinrichtungen o. Ä. umziehen mussten (vgl. Benjaminsen 2013, S. 120).  Fraglich ist, inwieweit die Klient_innen tatsächlich unmittelbar mit Wohnraum versorgt wurden. Zumindest die jüngeren Wohnungslosen mussten zum Teil längere Wartezeiten mit Aufenthal-ten in Übergangswohnheimen in Kauf nehmen (vgl. Benjaminsen 2013, S. 126). Von den 1.095 Klient_innen erhielten 903 Klient_innen (82 Prozent) innerhalb des vierjährigen Beobachtungs-zeitraums Zugang zu Wohnraum und konnten diesen auch bis zum Ende der Studie halten (vgl. 
                                                           27 Zu den Erhebungs- und Auswertungsmethoden wurden leider keine Angaben gemacht. 28 Critical Time Intervention: Casemanager_innen kümmern sich während der Umzugs- und Übergangszeit von maximal neun Monaten um die entsprechenden Klient_innen. Sollte darüber hinaus ein Bedarf an Unterstützung bestehen, soll diese im Rahmen der neunmonatigen Übergangsphase angedockt werden (vgl. Benjaminsen 2013, S. 118). 
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Benjaminsen 2013, S. 121).29 Weitere 71 Personen (ca. 6,5 Prozent) hatten zwar ebenfalls Zu-gang zu Wohnraum erhalten, verloren diesen aber wieder und konnten nur in etwa jedem zwei-ten Fall erneut Wohnraum beziehen (3 Prozent). Circa 85 Prozent der teilnehmenden Personen lebten zum Ende der vierjährigen Studie somit in eigenem Wohnraum, etwa drei Prozent hatten diesen verloren und 11 Prozent der Teilnehmer_innen konnte im Rahmen der vierjährigen Studie zu keinem Zeitpunkt Zugang zu Wohnraum verschafft werden. Dies traf sowohl in absoluten als auch in relativen Zahlen insbesondere auf diejenigen zu, die im Rahmen des ICM unterstützt werden sollten. Qualitative Interviews deuteten darauf hin, dass die Ursachen dafür im Mangel an bezahlbarem Wohnraum und in den nicht bedarfsgerechten Hilfen durch das ICM zu suchen waren. In einzelnen Kommunen erschwerte auch der unüberwindbare Glaube an das Prinzip der 
‚WohŶfähigkeit͚ und die damit einhergehende Erfordernis einer Wohnvorbereitung eine brei-tere Wohnungsversorgung.  Für die Gruppe der jüngeren Klient_innen zwischen 18 und 24 Jahren, die immerhin etwa ein Viertel der gesamten Erhebungsgruppe ausmachten, lagen vergleichbare Befunde vor, wenngleich 28 Prozent von ihnen – vermutlich insbesondere aufgrund besonders geringer Einkommen – im Beobachtungszeitraum gar nicht mit Wohnraum versorgt wurden bzw. versorgt werden konnten (vgl. Benjaminsen 2013, S. 124). Die Wohnraumversorgung erfolgte überwiegend durch den Bezug lokal konzentrierter Wohnungs-bestände (congregate housing), nur bei ca. einem Drittel der bezogenen Wohnungen handelte es sich um Einzelwohnungen. Interviewaussagen deuteten darauf hin, dass die Einzelwohnungen besser angenommen wurden und auch Menschen mit besonderen Hilfebedarfen bei intensiven aufsuchenden Hilfen erfolgreich in Wohnraum integriert werden konnten (vgl. Benjaminsen 2013, S. 121). Die Konzentration mehrerer Klient_innen in einem Wohngebäude sei dagegen mit ungewünschten Nebeneffekten wie Konflikten oder der Anstiftung zum Suchtmittelkonsum ein-hergegangen.  Zu Beginn und zum Ende des Beobachtungszeitraum wurden bei den Fachkräften der verschiede-nen Programme zudem Angaben zu 1.111 Klient_innen hinsichtlich ihrer sozialen Beziehungen, der finanziellen Situation, psychischen und mentalen Problemen sowie zum Konsum von Alkohol und andere Drogen erhoben (vgl. Benjaminsen 2013, S. 122). Die Auswertung dieser Daten zeigt, dass es bei fast allen genannten Aspekten ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen den Klient_in-nen gab, bei denen (eher) eine positive Veränderung wahrgenommen und den Klient_innen, bei denen (eher) eine negative Veränderung im Zeitverlauf vernommen wurde. Trotz negativer Be-wertung der Entwicklung im Einzelfall gelang es jedoch überwiegend, den Wohnraum zu sichern und zu erhalten.  
                                                           29 Unter den Klient_innen im Bezug von CTI und ACT lag die Quote sogar bei 95 Prozent bzw. 94 Prozent. Die Klient_innen, die Unterstützung im Rahmen des ICM erhielten, wiesen mit 76 Prozent dagegen eine geringere, wenngleich ebenfalls sehr positive Erfolgsquote auf. 
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Die Ergebnisse aus Dänemark zeigen, dass Housing First samt der aufsuchenden Hilfen im Wohn-raum auch ein effektiver Ansatz in Europa sein kann, um Menschen mit komplexen Bedarfen in Wohnraum zu integrieren (vgl. Benjaminsen 2013, S. 22, S. 130). Deutlich wurde aber auch, dass andere Problemlagen mit dem Bezug einer Wohnung nicht zwangsläufig verschwinden und zum Teil intensive Hilfen notwendig sind. Deutlich wurde schließlich, dass es bisher unmöglich ist, Vorhersagen darüber zu treffen, bei welchen Menschen eine höhere Wahrscheinlichkeit be-steht, den bezogenen Wohnraum erneut zu verlieren (vgl. Benjaminsen 2013, S. 123). 2.2.9 Housing-First-Projekte in England  Bretherton und Pleace evaluierten insgesamt neun verschiedene Housing-First-Projekte im städ-tischen Umfeld in England, um zu prüfen, ob dieser Ansatz eine effektive Alternative zu unter-kunftsbasierten Modellen mit Obdachloseneinrichtungen und Wohngruppen sowie ausschließ-lich rudimentär aufsuchenden Hilfsangeboten ist, um Langzeit- und periodische Wohnungslosigkeit zu reduzieren (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 7). Die neun verschiedenen Trägerorganisationen aus London (5), Südengland (2), den Midlands (1) und dem Nordosten des Landes (1) befanden sich zum Zeitpunkt der Studie bereits seit einem oder mehreren Jahren in der Projektphase, was ihre Vergleichbarkeit von Beginn an erschwerte (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 8).  Aufgrund begrenzter Forschungsmittel konnte jeder Standort zudem nur einmal durch die For-schungsgemeinschaft aufgesucht und personenbezogene Daten konnten nur über einen sehr begrenzten Zeitraum erhoben werden. Mit einem allgemeinen Fragebogen wurden zum einen die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der neun Projekte erhoben und herausgearbeitet. Zum anderen wurde jedes Projekt einzeln mit dem Pathways Housing First Fidelity Scale abgeglichen. Mit 23 Klient_innen aus den neun verschiedenen Einrichtungen wurden zudem qualitative In-terviews geführt. Dies entspricht einrichtungsübergreifend etwa 16 Prozent der Gesamtklientel zum Erhebungszeitraum. Schließlich wurden alle Klient_innen gebeten, einen Fragebogen zu den Auswirkungen der Hilfen in den Bereichen Gesundheit und Wohlbefinden, Wohnungserhalt und sozialer Integration auszufüllen (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 9). An dieser Befragung be-teiligten sich insgesamt 60 Klient_innen (42 %). Eine Repräsentativität für die neun Projekte war damit nicht gegeben. Da die Fragebögen zudem über die Housing-First-Organisationen verteilt und damit eingesehen werden konnten, wurde darauf verzichtet, die Klient_innen nach einer grundsätzlichen Bewertung der Programme zu befragen. Im Erhebungsjahr 2014 arbeiteten die neun Organisationen jeweils mit 8 bis 34 Wohnungslosen zusammen. Zur Zielgruppe der Organisationen gehörten anhaltend oder wiederkehrend Woh-nungslose mit hohem und komplexem Hilfebedarf. Insbesondere Menschen, die zum Teil jahre-lang auf der Straße gelebt hatten, und Menschen, die jahrelang in verschiedenen Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe untergekommen waren, aber nie erfolgreich in Wohnraum vermittelt werden konnten, wurden berücksichtigt (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 19). Menschen, die physisch oder psychisch so stark eingeschränkt waren, dass ihnen ein eigenständiges Wohnen 
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nicht zugetraut wurde, wurden ausgeschlossen (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 21). Die 60 Kli-ent_innen, die sich an den Fragebogen beteiligt hatten, waren zuvor im Durchschnitt 14,7 Jahre (Median 14 Jahre) wohnungslos gewesen (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 21). Die Wohnungen wurden entweder über den privaten Wohnungsmarkt oder über bestehende Kooperationen zu Vergabestellen öffentlicher Sozialwohnungen akquiriert. In der Regel han-delte es sich um verstreute, einzelne Wohnungsbestände (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 22). Bis zum Wohnungsbezug vergingen je nach Standort 6 bis 24 Wochen (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 29). Lediglich in West Sussex (Südengland) erhielten die Klient_innen zunächst standard-mäßig eine temporäre Unterkunft in einem Gemeinschaftshaus. Mit dem Auszug in eine richtige Wohnung wurden die Hilfen im neuen Wohnraum jedoch fortgesetzt. Streng genommen wur-den die Kriterien von Housing First damit nicht erfüllt. In drei weiteren Projekten wurden die Menschen nur temporär untergebracht, wenn auf Anhieb kein Wohnraum zur Verfügung stand. Grundsätzlich stand es allen Klient_innen frei, eine Wohnung auszusuchen bzw. nicht passgenaue Wohnungsangebote auszuschlagen. Alle neun Projekte boten soziale Unterstützung in Form eines Casemanagements an. Medizini-sche und psychologische Hilfe, Suchtberatung, Pflege etc. wurden bei Bedarf über externe An-bieter_innen organisiert. Die Inanspruchnahme von Hilfen war nicht verpflichtend, um im Pro-gramm oder der Wohnung bleiben zu dürfen. Eine Alkohol- und/oder Drogenabstinenz wurde ebenfalls nicht vorausgesetzt. Lediglich das südenglische Projekt bestand bei psychischen oder mentalen Problemen auf die Inanspruchnahme entsprechender Dienste. Unterstützung durch ehemalige Betroffene (peer support) war in keinem der Projekte vorgesehen (vgl. Brether-ton/Pleace 2015, S. 24). Projektübergreifend wurden maximal fünf bis zehn Klient_innen von einer Fachkraft begleitet. Normalerweise sieht das englische Hilfesystem einen Schlüssel von einer Fachkraft zu 25 bis 30 Klient_innen vor (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 25). Nach Einschät-zung von Bretherton und Pleace erfüllten alle neun Projekte im Bereich der sozialen Unterstüt-zung die Kriterien des Originalansatzes Pathways to Housing First. Zum Zeitpunkt der Erhebung im Dezember 2014 wohnten 111 der 143 (78 Prozent) Teilnehmen-den in einer Wohnung (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 29). Bei Nichtberücksichtigung des Projek-tes aus West Sussex, das zu diesem Zeitpunkt noch niemanden mit Wohnraum versorgt hatte, wären es 83 Prozent gewesen. Unter Ausschluss zweier weiterer Projekte wohnten von insge-samt 80 Klient_innen zum damaligen Zeitpunkt bereits 59 (74 Prozent) seit mindestens einem Jahr in eigenem Wohnraum (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 30).30 Abgesehen von Todesfällen oder Einweisungen aufgrund schwerer psychischer Krankheiten kam es nur in zwei Fällen zu ei-ner Auflösung des Mietvertrages. Die Gründe für die Auflösung des Mietvertrages und der Ver-bleib dieser beiden Menschen wurden im Evaluationsbericht nicht weiter ausgeführt. 
                                                           30 Es wurden keine Vermerke gemacht, warum bei dieser Angabe ein Projekt unberücksichtigt bleibt, das bereits seit 2009 Housing First betreibt. 
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Die Auswertung der nicht repräsentativen Fragebögen mit 60 Teilnehmer_innen ergab, dass 62 Prozent sehr zufrieden, 26 Prozent relativ zufrieden und nur 13 Prozent unzufrieden mit ihrer Wohnsituation waren (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 32). 80 Prozent fühlten sich im Wohn-raum sicher oder überwiegend sicher. Auch in den Interviews zeigten sich die Befragten sehr zufrieden. Nur wenige waren mit der Wohnung aufgrund baulicher Mängel, des unsicheren Wohnumfelds oder aufgrund von Heiz- oder Feuchtigkeitsproblemen unzufrieden. Mit dem Projekteinstieg verbesserte sich für viele Klient_innen nach eigener Einschätzung so-wohl der allgemeine als auch speziell der psychische Gesundheitszustand (vgl. Brether-ton/Pleace 2015, S. 36). Auch der Konsum von Alkohol und weiteren Drogen ging laut ihren Aus-sagen zurück. Schließlich stieg im Allgemeinen das Gefühl, Teil einer Gemeinschaft zu sein (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 40). Dies traf insbesondere auf die Menschen zu, die bereits eine Wohnung erhalten hatten und vereinzelt Beziehungen zu Nachbar_innen oder lokalen Ge-schäftsbetreiber_innen aufgebaut hatten. Es gab jedoch auch Menschen, die sich wie zum Pro-jekteinstieg isoliert und/oder stigmatisiert fühlten. Aus den Interviews mit den Fachkräften wurde deutlich, dass es mit dem Housing-First-Ansatz gelang, auch Menschen mit komplexen Lebenslagen zu erreichen, die normalerweise nicht oder nur sehr schwer erreicht werden, und dass es möglich war, gemeinsam an der Überwindung der Wohnungslosigkeit zu arbeiten (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 48).  Die Evaluationsstudie von Bretherton und Pleace (vgl. Bretherton/Pleace 2015) berücksichtigt nur einen extrem kurzen Zeitraum, und einige Sachverhalte und Hintergründe der Studie wer-den nicht ausreichend erläutert. Dennoch zeigen die Befunde dieser Studie, dass schwer erreich-bare, chronisch oder wiederkehrend wohnungslose Menschen mit komplexen Problemlagen er-folgreich in Wohnraum integriert werden können und der Wohnraum zumindest vorläufig auch gesichert werden kann. Zudem konnten individuelle Verbesserungen im Bereich der Gesund-heit, beim Konsum von Drogen und/oder der sozialen Integration verzeichnet werden (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 62). An verschiedenen Stellen wurde jedoch deutlich, dass einzelne der hier evaluierten Programme recht deutlich vom Housing-First-Ansatz abweichen, sodass der Unterschied zum dezentralen, stationären Wohnen (vgl. Kapitel 2.1.4) nicht immer sofort ersicht-lich wird. Die Vorauswahl der Teilnehmer_innen unter Ausschluss von psychisch Kranken (creaming) sowie die befristete Unterbringung vor der eigentlichen Wohnungsversorgung wider-sprechen den Prinzipien von Housing First.  2.2.10 Housing-First-Projekt in Dublin Eine weitere Housing-First-Evaluation liegt aus der irischen Hauptstadt Dublin vor (vgl. Green-wood 2015). Im Rahmen dieser Studie wurden zwei Kontrollgruppen à 26 Personen gebildet, die zwischen 2011 und 2014 entweder einem Housing-First-Projekt oder aber Treatment-First-Hil-fen zugeordnet wurden. Über einen Zeitraum von zwölf Monaten wurden alle Teilnehmenden gebeten, zu fünf verschiedenen Zeitpunkten einen quantitativen Fragebogen in Anlehnung an die New York Housing Study und die At Home–Chez Soi-Studie auszufüllen. Lebenslaufinterviews 
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wurden zudem mit 15 Housing-First-Teilnehmenden und elf Teilnehmenden der Kontrollgruppe durchgeführt, um ein besseres Verständnis über mögliche Veränderungen im Leben der Men-schen durch die Teilnahme an den einzelnen Programmen zu erhalten. Weitere Interviews und Fokusgruppen mit Programmteilnehmenden, Fachkräften und Entscheidungsträger_innen der Dublin Region Homelessness Exekutive sollten Aufschluss über den Programmerfolg und die Übereinstimmung des Dubliner Housing-First-Projektes mit dem Pathway of Housing First geben (vgl. Greenwood 2015, S. 7). Die Teilnehmenden beider Gruppen wiesen hinsichtlich ihrer Problemlagen große Gemeinsam-keiten auf, was eine direkte Vergleichbarkeit ermöglichte: In der überwiegenden Mehrheit han-delte es sich um männliche Alleinstehende. Die meisten hatten die Schule vorzeitig abgebrochen und waren seit über zehn Jahren keiner bezahlten Beschäftigung mehr nachgegangen. Zwar gab es Hinweise auf einen häufigeren Alkoholkonsum unter den Housing-First-Teilnehmenden, gleichzeitig schätzten diese ihren Gesundheitszustand aber etwas besser als die Mitglieder der Kontrollgruppe ein und verfügten über weniger psychische Diagnosen, wenngleich die Quoten der Menschen mit einer Depression vergleichbar waren (vgl. Greenwood 2015, S. 8). Die Hou-sing-First-Teilnehmenden waren im Durchschnitt 14 Jahre wohnungslos, die Teilnehmenden der Kontrollgruppe durchschnittlich zwölf.  Die Auswertung der fünf quantitativen Fragebögen pro Person im Abstand von drei Monaten ergab, dass die Housing-First-Teilnehmenden signifikant mehr Zeit in stabilen Wohnverhältnis-sen und signifikant weniger Zeit in Wohnungsloseneinrichtungen verbrachten als die Mitglieder der Kontrollgruppe (vgl. Greenwood 2015, S. 10). In den zwölf Monaten lebten die Housing-First-Teilnehmenden über 67 Prozent ihrer Zeit in stabilen, unabhängigen Wohnverhältnissen, die Teilnehmenden der Kontrollgruppe dagegen nur über 5 Prozent der Zeit.  Ebenfalls wurden die Menschen beider Gruppen gebeten, auf einer aufsteigenden Skala von eins bis fünf ihren allgemeinen Gesundheitszustand einzuordnen. Während die Housing-First-Gruppe über die zwölf Monate einen durchschnittlichen Wert von 2,69 angab, lag der Wert der Kontrollgruppe bei 1,97 (vgl. Greenwood 2015, S. 14). Bezüglich der Häufigkeit psychischer Symptome, der Behandlung psychischer Symptome sowie dem Konsum von Alkohol und ande-ren Drogen konnten keine gravierenden Unterschiede ausgemacht werden (vgl. Greenwood 2015, S. 17). Ebenfalls keine Unterschiede konnten bei der Frage nach Interaktionen mit der Nachbarschaft und der Zufriedenheit mit dem Wohnumfeld festgestellt werden. Laut Green-wood lag bei keiner der beiden Gruppen ein Gefühl von Inklusion oder Exklusion vor (vgl. Gre-enwood 2015, S. 22).31 Die Teilnehmenden des Housing First gaben jedoch im Durchschnitt und im gesamten Zeitverlauf an, weniger Zwang durch das Programm bzw. das Hilfesystem zu verspüren und stattdessen über mehr Wahlfreiheit in Bezug auf ihren Wohnraum und die Inanspruchnahme von Hilfen zu 
                                                           31 Was der Autor bzw. die interviewten Personen unter Inklusion und Exklusion verstehen, wird nicht nä-her ausgeführt. 
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verfügen (vgl. Greenwood 2015, S. 24). Außerdem zeigten sie sich insgesamt deutlich zufriede-ner mit den in Anspruch genommenen Hilfen. Auch die Aussagen in den Fokusgruppen unterstreichen diese Befunde. Auch hier ließ sich fest-stellen, dass die Housing-First-Teilnehmenden, die sich überwiegend in stabilen Wohnverhältnis-sen aufhielten, mehr Autonomie und Vertrauen zu den Fachkräften verspürten. Die Mitglieder der Kontrollgruppe dagegen waren viel mehr auf Regeln, Zwang und Misstrauen fokussiert (vgl. Gre-enwood 2015, S. 29). In den Fokusgruppen mit den Programmverantwortlichen wurde deutlich, dass im Bereich der Wohnungsversorgung bei den Wünschen der Klient_innen Einschränkungen gemacht werden mussten. Wenn überhaupt, konnten diese oftmals nur zwischen zwei verschiedenen Wohnun-gen wählen. Deutlich mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten hatten die Klient_innen bei der Aus-richtung der Hilfen, die grundsätzlich unabhängig vom jeweiligen Mietstatus geleistet wurden (vgl. Greenwood 2015, S. 30). Mit insgesamt 52 Teilnehmer_innen war auch diese Studie deutlich kleiner angelegt als bei-spielsweise die dänische und kanadische Studie. Zudem sind aufgrund der Studiendauer von ge-rade einmal zwölf Monaten (pro Person) nur begrenzt Aussagen über die Nachhaltigkeit von Housing First möglich. Gleichwohl wurde deutlich, dass die Housing-First-Teilnehmer_innen deutlich mehr Zeit in stabilen Wohnverhältnissen lebten und nicht – wie die Teilnehmenden der Kontrollgruppe – regelmäßig zwischen Obdachlosenunterkünften, Hilfsinstitutionen und der Straßenobdachlosigkeit hin- und herpendelten (vgl. Greenwood 2015, S. 37). 2.2.11 Housing-First-Projekt in Glasgow  Im schottischen Glasgow wurde zwischen 2010 und 2013 ein Housing-First-Pilotprojekt mit einem Fokus auf alleinstehenden, suchtmittelmissbrauchenden Wohnungslosen evaluiert (vgl. Johnson 2013). Insgesamt 22 Personen erhielten eigene, mietvertraglich abgesicherte Wohnungen über die Stadt verteilt. Zu Beginn und zum Ende des dreijährigen Pilotprojektes wurden insgesamt 30 Interviews mit den Fachkräften und Repräsentant_innen der beteiligten Organisationen geführt (vgl. Johnson 2013, S. 2). Auch die zu versorgenden Menschen wurden zweimal interviewt, um bei Projektbe-ginn zunächst ihre Bedarfe, Wünsche und Erwartungen zu erfassen und um ein Jahr später Aus-wirkungen des Programms herauszuarbeiten. Außerdem erhielten die Forschenden Zugriff auf die Falldokumentationen aller 22 Klient_innen zur eingehenden Analyse.  Zum Ende des Evaluationszeitraums hatten 17 der 22 Haushalte eine eigene Wohnung erhalten. 15 Personen wohnten dabei durchgängig in derselben Wohnung, neun von ihnen bereits seit über zwei Jahren (vgl. Johnson 2013, S. 20). Nur bei zwei Mieter_innen konnte das Mietverhält-nis nicht aufrechterhalten werden. Die Wohnungserhaltungsquote lag damit auch in diesem Pro-jekt sehr hoch. Von den fünf Personen, die noch keine Wohnung erhalten hatten, war eine ver-storben und in drei anderen Fällen hatte sich der Wohnungsbezug aufgrund institutioneller 
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Aufenthalte (Gefängnis, Therapieeinrichtung, Rehabilitationszentren etc.) immer wieder verzö-gert. Eine Person wurde schließlich gebeten, aus dem Projekt auszuscheiden, da sie neben dem Konsum auch mit Drogen handelte. Die 22 Klient_innen wurden drei unterschiedlichen Entwicklungsverlaufstypen zugeordnet (vgl. Johnson 2013, S. 33). Für die Hälfte der Teilnehmenden (11) wurde im Verlauf der dreijährigen Phase eine überwiegend positive Entwicklung32 festgestellt. Der Konsum von Suchtmitteln ging zurück, ihre physische und psychische Gesundheit verbesserte oder stabilisierte sich und rechts-widrige Verhaltensweisen wurden abgelegt. Ihre sozialen Netzwerke stärkten sich. Bei der zwei-ten Gruppe mit sechs Haushalten wurde ein insgesamt wellenförmiger Verlauf festgestellt. Pha-sen der Stabilisierung oder Verbesserung wurden durch Rückfälle beim Drogenkonsum oder punktuelle Verschlechterungen des physischen Zustandes unterbrochen. In diesen Phasen, die sich auch auf das Wohn- und Mietverhalten auswirken konnten, erhöhte das Housing-First-Team in der Regel die Intensivität der Hilfen. Bei der dritten Gruppe, bestehend aus fünf Haushalten, wurden bis zum Ende der Evaluation keine oder nur sehr geringe Veränderungen wahrgenom-men. Zum Teil hatten diese Menschen aber auch noch keinen Wohnraum beziehen können. Im-merhin wurde auch bei der letzten Gruppe die Bereitschaft wahrgenommen, externe Hilfe in Anspruch zu nehmen.  Wie auch beim oben vorgestellten Projekt aus Dublin zeigen die Evaluationsergebnisse aus Glas-gow, dass an verschiedenen Stellen Entscheidungen vorgenommen werden oder sich Verzöge-rungen im Integrationsprozess ergeben, die eigentlich dem Stufensystem zugeschrieben wer-den. Dazu gehört zum einen der Ausschluss bestimmter Menschen von Hilfen. Vor allem wird aber immer wieder deutlich, dass sich auch im Rahmen von Housing First die Integration in Wohnraum erheblich verzögern kann, wenn es Schwierigkeiten bei der Wohnungsakquise gibt. In diesem Fall müssen auch Housing-First-Klient_innen zwischenzeitlich anders versorgt werden bzw. sich selbst anderweitig versorgen. 2.2.12 Ein Vergleich von vier europäischen Housing-First-Projekten  Abschließend soll noch auf einen Report im Auftrag der Europäischen Kommission verwiesen werden, der vier verschiedene Housing-First-Projekte in den europäischen Städten Amsterdam, Kopenhagen, Glasgow und Lissabon diskutiert und in Beziehung setzt (vgl. Busch-Geertsema 2013).33 Da diese Projekte jeweils durch eigenständige Forscher_innen evaluiert wurden, lag 
                                                           32 Die Typisierung zeigt, dass auch Housing-First-Ansätze bzw. deren Evaluation nicht frei von normativen und im Kern fürsorgerischen Setzungen sein müssen. 33 Aus Budapest wurde ein fünfter osteuropäischer Fall mit in die Analyse aufgenommen. Wie sich jedoch herausstellte, wurde im Budapester Fall auch aufgrund finanzieller Engpässe so stark vom Housing-First-Ansatz abgewichen, dass er als solches nicht mehr zu erkennen war (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 41). Im Folgenden bleibt das Budapester Modell daher unberücksichtigt.  
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ihnen weder ein einheitliches Verfahren bei der Datenerhebung noch bei der Auswertung zu-grunde (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 26).34  In allen vier Städten wurden die Projekte mithilfe von Interviews der jeweiligen Klient_innen evaluiert, wenngleich sich diese hinsichtlich der quantitativen bzw. qualitativen Ausrichtung deutlich unterschieden (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 27). Ergänzend wurden quantitative Da-ten aus Projektberichten, Klienteldokumentationen und/oder regelmäßigen Monitoringberich-ten hinzugezogen (vgl. Übersicht 1). Die Auswertung wurde jeweils von unabhängigen For-scher_innen vorgenommen.  Tabelle 1: Evaluationsdetails Housing First Europe  Anzahl der  Teilnehmer_innen am HF-Programm Ende 2012 Anzahl der in die Studie einbezoge-nen Teilneh-mer_innen Anzahl der für den Evaluationsbericht interviewten  Teilnehmer_innen Erhebungzeitraum  Amsterdam 122 123 Personen in  100 Wohneinhei-ten zwischen 2006 und 2011 64 Ex post: 10/2010 – 07/2011 Update zum Ver-bleib: 11/2012 Kopenhagen 92 76 Teilnehmer_in-nen (2013) 64 Wohnungs-bezüge 07/2010 bis 12/2012 15 07/2010 – 01/2013, fortlau-fend Glasgow 22 22 Projektteilneh-mer_innen 16 Wohnungsbe-züge bis Ende 2012 Phase I: 21 Phase II: 13 (zum Zeitpunkt der Berichterstattung) 10/2010 –03/2013 Daten lokal fortlau-fend bis 09/2013 Lissabon 74 74 50 (2011) 45 (2012) 01/2011 – 02/2013 Quelle: Busch-Geertsema 2013, S. 27 Trotz sehr großer Übereinstimmungen hat sich keines der vier Projekte genau an das Pathway-to-Housing-Modell gehalten, wenngleich eine exakte Überprüfung aller Kriterien auch nicht im-mer möglich war (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 5). 
                                                           34 Die Studie in Glasgow und das Modell in Kopenhagen (Dänemark) wurden hier schon an anderer Stelle ausführlich beschrieben (vgl. Benjaminsen 2013; Johnson 2013). 
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Die vier Projekte haben gemeinsam, dass es keine Anzeichen für ein sogenanntes ‚cherry picking͚ gab. Es wurden also nicht nur Menschen aufgenommen, die bestimmte – möglicherweise be-sonders positive – Kriterien erfüllen. Es wurde lediglich darauf geachtet, dass alle Teilnehmer_in-nen einem wöchentlichen Besuch durch das Housing-First-Team zustimmten (vgl. Busch-Ge-ertsema 2013, S. 29). Den Klient_innen wurde so lange Hilfe zugesichert, wie sie diese benötigen und in Anspruch nehmen wollten. Mit Ausnahme von Kopenhagen wurden die Klient_innen in der Regel nicht zentral im selben Gebäude mit Wohnungen versorgt. Die Wohnungsversorgung erfolgte zu großen Teilen über den öffentlich geförderten Wohnungsbestand. Nur in Lissabon wurde vorwiegend auf privat vermieteten Wohnraum zurückgegriffen. Die strikte Trennung von Sozialarbeit und Vermietung wurde ebenfalls in allen vier Fällen eingehalten. Im Falle der Projekte aus Glasgow und Kopenhagen erhielten die Klient_innen sogar ohne Zwischenanmietung durch die Projektträger einen eigenen Mietvertrag. Alle vier Projektträger akzeptierten den Konsum von Alkohol und Drogen im Wohnraum und orientierten sich bei der Hilfe an der Stabilisierung der Menschen (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 30).  Zwar war in allen vier Projekten zu jeder Nacht- und Tageszeit Unterstützung erreichbar, aller-dings erfolgte diese nur in Kopenhagen bei Bedarf im Sinne des Pathways to Housing First durch Assertive Community Treatment (ACT). In den anderen Fällen wurde jedoch deutlich, dass bei gut funktionierenden Kooperationen zu bereits bestehenden spezialisierten Hilfen ein ACT nicht unbedingt notwendig war (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 39). Alle vier Projekte wollten Menschen mit Wohnraum versorgen, die komplexe Problemlagen ha-ben, und berücksichtigten vorwiegend langzeitwohnungslose Menschen, die zeitweise ohne je-des Obdach auf der Straße gelebt hatten (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 39). Nur das Projekt aus Lissabon bestand auf der Diagnose einer psychischen Krankheit. Da in Kopenhagen (wie in Deutsch-land) Menschen mit einer diagnostizierten psychischen Erkrankung durch spezielle Institutionen un-terstützt werden, wurden im Rahmen des Housing First nur diejenigen berücksichtigt, die von diesen Institution ausgeschlossen wurden oder sich von diesen nicht behandeln lassen wollten. In Glasgow wurden dagegen ausschließlich Menschen mit einer Suchterkrankung aufgenom-men, was insbesondere unter dem Gesichtspunkt interessant ist, dass in der Fachdiskussion in den USA erhebliche Zweifel an der Angemessenheit des Programms im Umgang mit erheblichen Suchtproblemen geäußert wurden (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 40).  
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Tabelle 2: Daten zum Verbleib Housing First Europe  Amsterdam Kopenhagen Glasgow Lissabon Gesamtzahl der mit Wohnung  versorgten Nutzer_innen 165 80 16 74 Nicht einbezogene Fälle (Tod, Wech-sel der institutionellen Unterbrin-gung, keine Information über den Verbleib) 23 16 2 6 Grundlage der Verbleibsberechnung 142 64 14 68 Positives Ergebnis  (Verbleib in der Wohnung) 138 (97,2 %) 60 (93,8 %) 13 (92,9 %) 54 (79,4 %) Darunter: mit Unterstützung des HF-Programms weiter in Wohnung 122 (85,9 %) 57 (89,1 %) 13 (92,9 %) 45 (66,2 %) Darunter: ohne Unterstützung des  HF-Programms weiter in Wohnung 16 (11,3 %) 3 (4,7 %) 0 9 (13,8 %) Negatives Ergebnis (Wohnungsverlust durch Haft, ZwangsƌäuŵuŶg, ‚fƌeiǁilligeƌ͚ WeĐh-sel in Wohnungslosigkeit) 4 (2,8 %) 4 (6,3 %) 1 (7,1 %) 14 (20,6 %) Quelle: Busch-Geertsema 2013, S. 59 In allen vier Projekten wurde am Ende der Erhebungszeiträume eine sehr hohe Quote an Kli-ent_innen registriert, die Wohnraum erhalten und ihre Mietverhältnisse aufrechterhalten konn-ten (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 59). In Amsterdam und Kopenhagen lag die Quote derjeni-gen, die bereits mindestens ein Jahr lang in der eigenen Wohnung wohnten, mit 90 Prozent besonders hoch (vgl. Übersicht 2). Das Projekt in Glasgow, das besonders viele suchtmittelab-hängige Menschen versorgte, konnte mit 92,9 Prozent ebenfalls eine sehr hohe Quote aufwei-sen. In Lissabon lag die Quote auch nach drei Jahren noch immer bei 80 Prozent (vgl. Übersicht 2). Zu berücksichtigen ist hierbei jedoch, dass ausschließlich Menschen Zugang zu den Housing-First-Projekten erhielten, die bereits vorab eine gewisse Motivation erkennen ließen, Wohn-raum zu erhalten und zu sichern. Zudem gab es vereinzelt Klient_innen mit komplexen Problem-lagen, bei denen sich die Hilfen als nicht adäquat erwiesen und die in andere (spezielle) Hilfeein-richtungen zogen oder die Hilfe vollständig abbrachen. Neben der Wohnsituation wurden für einige Klient_innen auch positive Veränderungen in weiteren Lebensbereichen festgestellt, beispielsweise in Bezug auf den Konsum von Alkohol und Drogen, den Aufbau sozialer Kontakte oder die Aufnahme von bezahlter Arbeit (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 68). Allerdings ist hier zu berücksichtigen, dass Effekte schwer messbar und vergleichbar 
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sind und dass es auch Fälle gab, bei denen eine gegenläufige Entwicklung beobachtet wurde. Die vier Beispiele unterstreichen, dass Housing First allein nicht strukturelle Probleme wie Arbeits-losigkeit oder Einkommensarmut ohne tiefgreifende Reformen des Wirtschaftssystems oder des Wohlfahrtstaates auflösen kann (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 49). Die Evaluationen fanden nur wenige Hinweise auf die Integration der Menschen in ihre neuen Nachbarschaften und Stadtteile. Nur wenige Mieter_innen pflegten (regelmäßigen) Kontakt zu Nachbar_innen oder beteiligten sich an Aktivitäten und Aktionen vor Ort. Im Amsterdamer Pro-jekt wurden dagegen einige Nachbarschaftsbeschwerden aufgrund von Lärmbelästigungen re-gistriert, die in wenigen Fällen auch zu einer Kündigung des Wohnraums geführt haben. Projekt-übergreifend zeigten sich die Hauseigentümer_innen jedoch mit dem Nachbarschaftskonflikt-management der Housing-First-Provider zufrieden (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 72). In Ams-terdam, Kopenhagen und Glasgow wurde bei einigen Personen das Fehlen sozialer Beziehungen und Netzwerke als Problem wahrgenommen. Soziale Isolation kann ggf. durch die dezentrale Wohnungsversorgung der Klient_innen verstärkt werden. Der Autor des Reports sieht hier einen Ansatzpunkt zur Optimierung der Sozialarbeit. Projektübergreifend war die allgemeine Unterstützung der Mieter_innen meist zu Beginn bzw. zum Zeitpunkt der Wohnungsbezüge intensiv. Aber auch bei Krisen waren punktuelle Interven-tionen notwendig. In einigen Fällen verlief der Hilfebedarf wellenförmig. In der Regel wurde die Hilfe immer auf den individuellen Bedarf der Klient_innen zugeschnitten (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 51). Die Teilnehmer_innen der vier Studien aus Amsterdam, Glasgow, Kopenhagen und Lissabon zeigten sich mit den Housing-First-Programmen insgesamt sehr zufrieden. Insbesondere wurde dies mit dem Zugang zu eigenem abgeschlossenem Wohnraum begründet. Aber auch die zeitlich unbegrenzte Verfügbarkeit von wohnbegleitenden Hilfen wurde als wichtiges Kriterium aufge-führt. Ebenfalls wurden die Bedeutung des alkohol- und drogenakzeptierenden Ansatzes und der respektvolle und emphatische Umgang durch die Programmverantwortlichen hervorgeho-ben. In Glasgow wurde zudem die Beteiligung ehemaliger Wohnungsloser als peer support als positiv bewertet. Kritik wurde hinsichtlich der langen Wartezeiten und der eingeschränkten Wahlmöglichkeiten beim Zugang zu Wohnraum geäußert, was jedoch vor allem auf strukturelle Probleme am Wohnungsmarkt zurückzuführen ist. Vereinzelt wurde auch mehr soziale Unter-stützung eingefordert (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 54).  2.2.13 Zusammenfassung  Einen Überblick über alle vorgestellten Housing-First-Studien bietet Übersicht 3. Insbesondere die NYHS und die At Home–Chez Soi-Studie aus Kanada haben international größte Aufmerk-samkeit erlangt. Beide Studien zeichnen sich durch die Verwendung eines randomisierten und kontrollierten Designs aus, dem innerhalb der Wirkungsforschung die höchste Aussagekraft bei-gemessen wird (vgl. Padgett et al. 2016, S. 49). Die kanadische Studie ist zudem bis heute die Untersuchung mit dem größten Fallumfang. Mit der dänischen Housing-First-Studie wurde hier 
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zudem die umfangreichste europäische Studie berücksichtigt. Die Evaluationsberichte aus Aust-ralien sowie aus weiteren Teilen Europas (Amsterdam, Dublin, England, Glasgow und Lissabon) beschäftigen sich schließlich mit Projekten, die vom Originalansatz Pathways to Housing abwei-chen oder unter nichttypischen Kontextbedingungen umgesetzt wurden, also beispielsweise die Wohnungsversorgung konzentriert organisieren (Australien), den Fokus auf die Versorgung von Menschen mit einer Suchtmittelproblematik (Glasgow) oder nicht diagnostizierten psychischen Erkrankung legen oder auf den Einsatz von peer support verzichten. Aus Deutschland sind keine wissenschaftlichen Studien bekannt. Zwar gibt es auch hierzulande Projekte, die wohnungslose Menschen über verschiedene Wege dauerhaft mit Wohnraum versorgen und wohnbegleitende, nicht verpflichtende Hilfen anbieten, oft sind jedoch andere Hilfen vorgeschaltet oder andere wesentliche Kriterien des Housing-First-Ansatzes werden nicht erfüllt (s. u.). Zwar wurden hier ausschließlich Studien und Evaluationen berücksichtigt, die sowohl Informati-onen zu den inhaltlichen Konzepten der einzelnen Housing-First-Projekte als auch zum Aufbau und der Durchführung der Studien enthalten; wie vereinzelt jedoch bereits angemerkt wurde, sind die Ausführungen zu den methodischen Elementen oft zu begrenzt, um diese vollständig nachvollziehen und abschließend bewerten zu können. Einige Studien wiesen jedoch eine sehr begrenzte Anzahl an Teilnehmer_innen auf und/oder verzichteten auf die Verwendung von Kon-trollgruppen. Bei der Reflexion der Ergebnisse sind diese methodischen Einschränkungen immer mit zu berücksichtigen. Soweit offensichtlich, wurde bereits auf weitere Schwächen der einzel-nen Studie verwiesen. Zu beachten ist schließlich, dass die jeweiligen Erhebungszeiträume nur über eine Dauer von in der Regel einem bis drei Jahre verliefen und auch nicht alle Teilneh-mer_innen immer von Beginn an eine Wohnung beziehen konnten, sondern zum Teil erst Mo-nate nach Projekt- und Studienbeginn tatsächlich mit einer Wohnung versorgt waren. Dies be-grenzt die Verwertbarkeit der Studienergebnisse hinsichtlich der Aussagen zur Nachhaltigkeit von Housing First. An dieser Stelle gibt es folglich Forschungsbedarf, um zu überprüfen, ob die Quote derjenigen Menschen, die in mietvertraglich abgesicherten Wohnraum leben, auch über mehrere Jahre stabil bleibt. 
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Tabelle 3: Housing-First-Studien Studie Ort Autor_in-nen  Zeitraum der Erhe-bung Anzahl der einbezoge-nen Teilnehmer_innen (TN) bzw. Fachkräfte (FK) Wohnungs-versorgung Housing First Kontroll-gruppe New York Housing Study New York (USA) Tsemberis 1997-2001 99 TN 126 (Stufen-modell) Dezentral New York Service Study New York (USA) Padgett 2004-2008 20 FK 21 Fach-kräfte (Stu-fen-mo-dell) Dezentral At Home–Chez Soi 5 Städte in Kanada Barker/  Goering 2008-2010 1.198 TN 950 (Stufen-modell) Dezentral Common Ground Tasmania Tasmanien (Australien) Verdouw/ Habibis 2013-2014 13 TN - kon-zentriert Studie im Rahmen der nationalen Strategie  gegen Wohnungs-losigkeit Dänemark Benjamin-sen 2009-2013 1.095 TN - überwie-gend kon-zentriert Housing First in England 9 Orte in England Brether-ton/Pleace 2014   Dezentral The Dublin Hous-ing First Demon-stration Project Dublin  (Irland) Greenwood 2011-2014 26 TN 26 (Stufen-modell) Dezentral Turning Point Scotland´s ͚Hous-ing First͛-Project Glasgow (Schott-land) Johnson 2010-2013 22 TN - Dezentral Housing First Eu-rope35 Amster-dam, Glas-gow, Ko-penhagen u. Lissabon Busch-Ge-ertsema 2010-2013 22-165 TN - überwie-gend de-zentral Quelle: Eigene Darstellung Neben den hier zitierten Studien gibt es eine Vielzahl an weiteren Evaluationsstudien, die zum Teil auch eigene bzw. andere Schwerpunkte setzen, hier aber nicht in aller Breite aufgeführt 
                                                           35 Bei diesem Beitrag handelt es sich um einen zusammenfassenden Vergleich unabhängiger Housing-First-Studien in vier verschiedenen europäischen Städten. Die hier vorgenommenen Angaben sollen daher die Bandbreite der vier Projekte wiedergeben. 
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werden können. Es sei jedoch angemerkt, dass auch diese Studien zu ähnlich hohen Quoten an Wohnungsbezügen und Wohnungssicherungen für die jeweiligen Housing-First-Programme kommen (vgl. z. B. Padgett et al. 2016, S. 57). Nach Durchsicht des internationalen Forschungs-standes zu Housing First bilanzieren Bretherton und Pleace, dass chronisch oder wiederkehrend wohnungslose Menschen mit psychischen Erkrankungen bzw. hohem Unterstützungsbedarf in 80-95 Prozent der Fälle durch Housing First erfolgreich mit Wohnraum versorgt werden können (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 13). Das Beispiel aus Glasgow verdeutlicht, dass dies auch für woh-nungslose Menschen mit einer Suchtmittelproblematik zutrifft. Da soweit bekannt bisher haupt-sächlich alleinstehende Menschen über Housing-First-Programme versorgt wurden, gibt es keine gesicherten Kenntnisse, inwieweit dieser Ansatz auch für Paare mit und ohne Kinder sowie woh-nungslose Alleinerziehende zielführend ist.36 Da Housing First jedoch hauptsächlich auf Menschen mit komplexen Problemlagen zielt und bei minderjährigen Kindern das Kindeswohl besonders zu berücksichtigen ist, bedarf es für Haushalte mit Kindern einer besonderen Konzeption. Hier wird als Ergänzung zum Housing-First-Ansatz häufig das sogenannte rapid re-housing aufgeführt. Fami-lien werden mit Eintritt bzw. mit Bekanntwerden einer bevorstehenden Wohnungslosigkeit möglichst umgehend in Wohnraum innerhalb ihres bestehenden Sozialraums untergebracht und erhalten für wenige Monate sowohl finanzielle als auch soziale Unterstützung, um in der ersten Zeit die Wohnungsmiete bezahlen zu können und Arbeitsmöglichkeiten oder andere Al-ternativen zur finanziellen Sicherung der Wohnung auch in der Folgezeit zu finden (vgl. National Alliance to End Homelessness 2017; Schnur et al. 2017). Die Studien aus Tasmanien (Australien) und Dänemark sowie die Berichte aus Finnland zeigen auf, dass die Wohnungsversorgung dabei grundsätzlich auch über konzentrierte Wohnungsbe-stände erfolgen kann, ohne dass sich dies negativ auf die Reintegration in Wohnraum auswirken muss. Dennoch gibt es eindeutige Hinweise, dass die wohnungslosen Klient_innen die Unter-bringung in verstreuten Wohnungsbeständen bevorzugen und dass ihnen eine dezentrale Woh-nungsversorgung im günstigen Fall mehr Entscheidungsspielraum bei der Wohnungsauswahl wie bei der Gestaltung nachbarschaftlicher Beziehungen lässt.  Im Idealfall entstehen bei den Klient_innen sowie den Fachkräften beim Housing First durch den vergleichsweise schnellen Wohnungsbezug rasch freie (Beratungs-)Kapazitäten, um auch andere Probleme der Klient_innen anzugehen. Im Rahmen eines stufenförmigen Hilfesystems müssen da-gegen paradoxerweise viele Ressourcen zur Klärung und Organisation der Unterbringungs- und Wohnsituation verwendet werden, sodass die Beratung in anderen Lebenslagen zurückstehen muss (vgl. Henwood et al. 2011, S. 83).  Gleichwohl haben einige der hier zitierten Studien deutlich gemacht, dass auch die Housing-First-Programme vor dem Problem stehen, dass sich die Akquise von Wohnraum erheblich verzögern kann. In solchen Fällen sind Interimslösungen notwendig, damit Menschen nicht unversorgt auf 
                                                           36 Bei der Studie aus Dänemark unterschieden sich die Ergebnisse für junge Erwachsene nicht wesentlich von der Gesamtgruppe der Studienteilnehmer_innen.  
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der Straße oder unbegleitet in wenig integrationsgeeigneten Obdachlosenunterkünften verblei-ben müssen. Eine erforderliche persönliche Begleitung und Unterstützung in einem falschen Ver-ständnis von Housing First nicht einzurichten, wäre gerade bei Menschen mit gravierenden Er-krankungen fahrlässig. Sie kann in Deutschland z. B. über adäquate ambulante Formen der Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XII – Streetwork oder (aufsuchende) Beratung – organisiert werden. Aber auch stationäre Wohnangebote müssen in solchen Fällen selbstverständlich in Anspruch genom-men werden, um eine Unterversorgung auszuschließen.  Ob der Housing-First-Ansatz die Behandlung von psychischen Erkrankungen oder die Reduzie-rung des Suchtmittelkonsums begünstigt, konnte mit den aufgeführten Studien nicht nachge-wiesen werden. Hier setzt ein wesentlicher Kritikpunkt an. An der New York Housing Study wird bezweifelt, ob die Quote der Teilnehmer_innen mit Suchterkrankungen und/oder psychischen Erkrankungen dem tatsächlichen Anteil der erkrankten Menschen unter allen Wohnungslosen entsprach (vgl. Kertesz et al. 2009, S. 518). Hoell et al. kommen in ihrer Literaturanalyse zu dem Schluss, dass Housing First „kaum Auswirkungen auf die psychiatrischen oder Abhängigkeitser-krankungen hat“ (Hoell et al. 2017, S. 83). Dies hängt nach Meinung der Autoren damit zusam-men, dass beim Housing First die Inanspruchnahme von sozialen Hilfen oder Fachbehandlungen allein der Entscheidung der jeweiligen Menschen unterliegt, eine psychische Erkrankung jedoch nicht zwangsläufig mit einer entsprechenden Behandlungseinsicht einhergeht. Daher sei anzu-zweifeln, dass Housing-First-Teilnehmer_innen mittelfristig eine Behandlung in Anspruch neh-men, und somit steige auch das Risiko einer erneuten Wohnungsnotfalllage (vgl. Hoell et al. 2017, S. 83). Andererseits ist zu beachten, dass angesichts der Komplexität psychischer Erkran-kungen und Suchterkrankungen signifikante Veränderungen innerhalb von zweijährigen Stu-dienlaufzeiten nicht unbedingt zu erwarten sind (vgl. Pleace 2018, S. 146).  Offensichtlich ist dagegen, dass mit der (Re-)Integration in Wohnraum nicht die Erwartung ver-bunden werden darf, dass auch andere Armutslagen der entsprechenden Menschen umgehend verbessert oder abgemildert werden wie z. B. Arbeitslosigkeit, Mittellosigkeit oder fehlende Bil-dung, die in der Regel strukturelle Ursachen haben (vgl. Busch-Geertsema 2017, S. 21).  Schließlich ist insbesondere für Politik und Praxis die Frage relevant, welche Ausgaben mit dem Housing-First-Ansatz verbunden sind. Zu beachten ist hierbei, dass die verschiedenen Housing-First-Projekte in ganz unterschiedliche nationale wohlfahrtsstaatliche Kontexte eingebettet sind und sich übertragbare Ergebnisse daher kaum gewinnen lassen. Oftmals werden die einzelnen Leistungen zudem nur sehr ungenau beschrieben, sodass Kostenberechnungen nicht verwertbar sind (vgl. Aubry et al. 2017, S. 128; Kertesz et al. 2016, S. 2115). In den hier vorgestellten Studien wird beispielsweise oft nicht genau spezifiziert, was sich im einzelnen Fall hinter ICM oder ACT verbirgt. Da es der Anspruch von Housing First ist, dass den jeweiligen Klient_innen grundsätzlich alle Hilfen angeboten werden, die benötigt werden, ist davon auszugehen, dass die Gesamtkos-ten gegenüber restriktiver ausgestalteten Hilfesystemen zumindest kurz- und mittelfristig zwangsläufig steigen werden (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 52). Allerdings müssen bei der 
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Kostenberechnung auch Langzeiteffekte von Hilfen und die Entwicklung von Miet- und Immobi-lienpreisen berücksichtigt werden. Studien, die den Ansprüchen ökonomischer Analysen genü-gen, kommen in der Summe zu keiner eindeutigen Aussage (vgl. Aubry et al. 2017). Sie belegen jedoch mehrheitlich, dass die nicht unerheblichen Kosten der Housing-First-Projekte entweder vollkommen oder zu großen Teilen durch eingesparte Ausgaben an anderer Stelle – z. B. im Ge-sundheitswesen, in der Justiz und bei Notversorgungsmaßnahmen – ausgeglichen werden. Für Wohnungslose mit besonders komplexen ProblemlageŶ ;‚high needs, high costs͚Ϳ koŶŶteŶ so-gar erhebliche Einsparungen errechnet werden. Als Ergebnis der kanadischen Untersuchung zu Housing First, At Home–Chez Soi, wird resümiert, die hohe Effektivität bei der Vermittlung von Wohnungslosen in dauerhafte Wohnverhältnisse lege nahe, „dass diese Pƌogƌaŵŵe eiŶe 
kluge IŶǀestitioŶ öffeŶtliĐheƌ Mittel ďedeuteŶ“ (Aubry et al. 2017, S. 129). Unter Berücksichti-gung der bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnisse zur effektiven Wohnraumintegration und des UN-Menschenrechts auf Wohnen dürfte Housing First eindeutig als der geeignetere Ansatz gegenüber dem bisher dominierenden Stufenmodell gelten (vgl. Kertesz et al. 2016, S. 2116).  2.3 Wohnungsversorgungsprogramme Nachfolgend werden verschiedene Versorgungsstrategien für wohnungslose Menschen vorge-stellt und beschrieben, die neben der Bereitstellung von Wohnraum auch wohnbegleitende Hil-fen zugänglich machen und zum Teil auch wissenschaftlich evaluiert wurden. Aufgrund ihres An-satzes, auch oder vor allem Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten mit dauerhaftem, mietvertraglich abgesichertem Wohnraum zu versorgen, kommen sie zum Teil dem Housing-First-Modell konzeptionell recht nahe.  2.3.1 Befristete Untervermietung mit Aussicht auf einen Mietvertrag Im ländlichen Kreis Minden-Lübbecke wurde von 2014 bis 2017 im Rahmen des Modellvorha-bens wohnenPlus eine akteursübergreifende Kooperation zur Wohnraumversorgung wissen-schaftlich begleitet und evaluiert (vgl. Ruhstrat/Steffen 2017). Zielgruppe dieses Projektes waren wohnungslose Haushalte in besonderen sozialen Schwierigkeiten, die institutionelle Unterstüt-zung bei der Anmietung von Wohnraum und bei der Bearbeitung ihrer Problemlagen benötigten (vgl. Ruhstrat/Steffen 2017, S. 4). Die beteiligten Wohnungsunternehmen stellten im dreijähri-gen Projektzeitraum Wohnraum für insgesamt 25 Haushalte zur Verfügung. Die Wohnungen wurden von einem freien Träger der Wohnungsnotfallhilfe angemietet und den wohnungslosen Menschen für zwölf Monate zu Wohnzwecken untervermietet. Bei Zustimmung aller Beteiligten sollte nach zwölf Monaten eine Überschreibung des Hauptmietvertrages auf den vormals woh-nungslosen Haushalt erfolgen (vgl. Ruhstrat/Steffen 2017, S. 4). Im Rahmen dieses Modellpro-jektes gewährte der überörtliche Träger der Sozialhilfe besonders intensive, wohnbegleitende Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII (Ambulant Betreutes Wohnen) in einem Umfang von bis zu vier Fach-leistungsstunden pro Woche je Haushalt. Der Kreis Minden-Lübbecke sicherte schließlich zu, bei den Projektteilnehmer_innen im Leistungsbezug des SGB II ggf. von drohenden Sanktionen abzu-sehen, um das Projektziel der Wohnraumintegration nicht zu gefährden.  
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Zur Evaluierung des Modellvorhabens wurde eine monatliche Falldokumentation der begleiten-den Fachkräfte durch die wissenschaftliche Begleitung ausgewertet. Mit 16 der 25 teilnehmen-den Haushalte wurden jeweils sechs Monate nach Wohnungsbezug ein leitfadengestütztes In-terview sowie mit sieben von zehn Haushalten sechs Monate nach Ende des Probewohnzeitraums ein telefonisches Kurzinterview geführt. Vertreter_innen der projektbe-teiligten Institutionen wurden jährlich mit einem Leitfadeninterview befragt.  Zum Ende der Modellphase hatten 14 Haushalte das Programm regulär oder vorzeitig beendet. In neun Fällen wurde der Hauptmietvertrag auf die ehemals wohnungslosen Haushalte über-schrieben, in drei weiteren Fällen suchten sich die entsprechenden Klient_innen eigenständig und vorzeitig eine andere Wohnung. Nur ein Haushalt erhielt nach zwölf Monaten keinen eige-nen Mietvertrag und verblieb bis zum Ende des Evaluationszeitraums unter Duldung des sozialen Trägers, der weiterhin den Hauptmietvertrag innehatte, in der Mietwohnung. In einem zweiten gescheiterten Fall wurde das Betreuungsverhältnis vorzeitig beendet, und auch der Verbleib in der Wohnung war nicht gesichert. Bei der überwiegenden Mehrheit der Mieterhaushalte hatte sich der gewählte Weg der Wohnraumversorgung jedoch bewährt (vgl. Ruhstrat/Steffen 2017, S. 36). Zudem zeigte sich, dass die Mehrheit der Projektteilnehmer_innen subjektiv eine positive Veränderung ihrer Lebenslage wahrgenommen hatte. Das Instrument des Nutzungsvertrages bzw. des einjährigen Probewohnens wurde von den interviewten Haushalten jedoch ambivalent bewertet. Während einzelne Teilnehmer_innen angaben, einen Anreiz zu verspüren, sich den 
eigeŶeŶ Mietǀeƌtƌag zu ‚ǀeƌdieŶeŶ͚, ďeƌiĐhteteŶ aŶdeƌe ǀoŶ ǁiedeƌkehƌeŶdeŶ BefüƌĐhtuŶgeŶ und Ängsten, am Ende der zwölf Monate erneut ohne eigenen Wohnraum da zu stehen (vgl. Ruhstrat/Steffen 2017, S. 34).  2.3.2 Social Rental Agencies  Die Idee, als freier Träger Wohnraum anzumieten und ihn dauerhaft an wohnungslose Haushalte weiter zu vermieten, die sich nicht selbst mit Wohnraum versorgen können, wird im größeren Stil von den hauptsächlich aus dem europäischen Ausland bekannten Social Rental Agencies ver-folgt. Social Rental Agencies sind Organisationen, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, Woh-nungen zu akquirieren, zu verwalten und sie dauerhaft an wohnungslose Menschen zu vermieten sowie bei Bedarf wohnbegleitende Hilfen anzubieten oder über externe Dienstleister zu organi-sieren. Im belgischen Gliedstaat Flandern mieten Social Rental Agencies beispielsweise privaten Wohnraum zu günstigen Konditionen und garantieren den Privateigentümer_innen im Gegen-zug eine gesicherte Mietzahlung sowie ggf. die Beseitigung von Wohnungsschäden (vgl. De Decker et al. 2016, S. 4). Die Anmietung der Wohnungen unterhalb des Marktpreises erlaubte es ihnen, zur Deckung der eigenen Regiekosten bei der Weitervermietung kleine Margen auf den Miet-preis aufzuschlagen. Zudem erhalten die Agenturen von der flämischen Landesregierung Zu-schüsse für die Personalkosten, die anhand der Größe des jeweiligen Wohnungsbestandes be-rechnet werden (vgl. De Decker et al. 2016, S. 7). Im Jahr 2013 bewirtschafteten 50 Social Rental Agencies in 271 der 308 flämischen Kommunen insgesamt mehr als 7.000 Wohneinheiten (vgl. 
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De Decker et al. 2016, S. 11). Nicht alle der Mieter_innen waren allerdings unmittelbar vor dem Wohnungsbezug wohnungslos gewesen. Im Rahmen einer erstmaligen empirischen Erhebung konnten in Deutschland sieben vergleich-bare Organisationen identifiziert werden, die ebenfalls Normalwohnraum akquirieren, verwal-ten und dauerhaft an Wohnungslose vermieten, die sich nicht selbst mit Wohnraum versorgen können, ohne das Mietverhältnis an ein Betreuungsverhältnis zu koppeln (vgl. Steffen 2016, S. 95).37 Größtenteils versorgen die Sozialen Wohnraumagenturen primär oder ausschließlich woh-nungslose Menschen, die zum Zeitpunkt des Wohnungsbezuges einen Hilfebedarf nach §§ 53 ff. SGB XII oder §§ 67 ff. SGB XII haben (vgl. Steffen 2016, S. 91). Mit einer Ausnahme begannen alle sieben Organisationen zwischen 1981 und 1991 mit der Akquise von Wohnraum. Im Vergleichs-jahr 2014 verwalteten sie jeweils zwischen 147 und 250 abgeschlossene Wohneinheiten. Mit Ausnahme der Ambulanten Hilfe Stuttgart mieten die Agenturen den überwiegenden Teil bzw. ihren kompletten Wohnungsbestand dauerhaft bei Wohnungsunternehmen oder privaten Eigentü-mer_innen an (vgl. Steffen 2016, S. 61). Die Ambulante Hilfe hat dagegen selbst regelmäßig neue Sozialwohnungen gebaut und verwaltet diese nun als Eigentümerin. In Kooperation mit der Wohnungswirtschaft initiiert auch die Soziale Wohnraumhilfe Hannover den Neubau von Wohn-raum. Über spezielle Sonderfonds, Darlehen und Rücklagen konnten einige der sieben Organi-sationen schließlich auch Wohnraum erwerben. Während einige der Agenturen ganze Wohnge-bäude verwalten, mieten andere immer nur einzelne Wohnungen an, um ihren Bestand möglichst über mehrere Gebäude und Stadtteile zu streuen (vgl. Steffen 2016, S. 94). Neben der Wohnungsversorgung einer Zielgruppe, die auf den Wohnungsmärkten regelmäßig 
ŶiĐht ǀeƌsoƌgt ǁiƌd, zeiĐhŶet die SozialeŶ WohŶƌauŵageŶtuƌeŶ ihƌe ‚soziale WohŶuŶgsverwal-tuŶg͚ aus. Iŵ VeƌgleiĐh zuƌ ;geǁiŶŶoƌieŶtieƌteŶͿ WohŶuŶgsǁiƌtsĐhaft uŶteƌŶehŵeŶ sie eƌheď-liche Anstrengungen, um bei Problemen im Mietverhältnis zu einvernehmlichen Lösungen zu kommen und somit das Mietverhältnis aufrecht zu erhalten (vgl. Steffen 2016, S. 92). Die Zahlen und Berichte der Organisationen deuten darauf hin, dass sie relativ erfolgreich bei der Integra-tion von wohnungslosen Menschen in Wohnraum sind und dass nur wenige Mietverhältnisse scheitern (vgl. Steffen 2016, S. 97). Im Jahr 2014 lag die Anzahl der Wohnungskündigungen durch die Agenturen und der Räumungsklagen, soweit bekannt, jeweils im niedrigen einstelligen Bereich. Die Fluktuationsraten lagen im selben Jahr zwischen etwa 5 und 18 Prozent. Da somit jedes Jahr nur wenige Wohnungen neu vergeben werden können, ist der quantitative Beitrag der Agentu-ren zur Reduzierung von Wohnungslosigkeit zwangsläufig begrenzt. Aufgrund der meist sehr einzelfallspezifischen Finanzierungsstrukturen der Sozialen Wohnraumagenturen gestaltet sich 
                                                           37 Dabei handelt es sich um die Ambulante Hilfe e. V. aus Stuttgart, die Evangelische Wohnraumhilfe mGmbH in Kassel, die Neue Wohnraumhilfe gGmbH in Darmstadt, Sozialpädagogische Alternativen e. V. in Karlsruhe, die Soziale Wohnraumhilfe gGmbH in Hannover, die Soziale Wohnraumhilfe Lüneburg und die Wohnungshilfe e. V. in Bremen. In der Erhebung wurden ausschließlich Organisationen berücksichtigt, die einen Bestand von mindestens 50 Wohneinheiten verwalteten. 
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der flächendeckende Aufbau vergleichbarer Modelle – im Gegensatz zu Belgien – in Deutschland schwierig (vgl. Steffen 2016, S. 66). 2.3.3 Neu- und Umbauprojekte zur dauerhaften Normalwohnraumversorgung woh-nungsloser Menschen Ein wissenschaftlich evaluiertes Umbauvorhaben zur Versorgung wohnungsloser Menschen mit Normalwohnraum wurde im Jahr 2009 in der westfälischen Stadt Herford in Angriff genommen (vgl. Busch-Geertsema 2014). Von 2009 bis 2012 wurde eine seit mehreren Jahren leerstehende, ehemalige städtische Obdachlosenunterkunft kernsaniert und in ein Wohngebäude mit 23 ab-geschlossenen Mietwohneinheiten umgewandelt (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 5). Das Ge-bäude im Besitz des kommunalen Wohnungsunternehmens sollte in einer Übereinkunft mit der Stadt zur Versorgung von wohnungslosen Menschen genutzt werden. Eine der Wohneinheiten wurde nicht belegt, sondern für ein Büro mit Aufenthaltsbereich genutzt. Über eine Förderung des Landes Nordrhein-Westfalen wurden zwei sozialpädagogische Teilzeitkräfte im Umfang ei-ner Vollzeitstelle für die Mieterbetreuung finanziert (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 6). Im Rahmen einer etwa zweijährigen Evaluationsstudie wurde das Projekt wissenschaftlich be-gleitet. Mithilfe leitfadengestützter, problemzentrierter Interviews mit ausgewählten Bewoh-ner_innen sowie Vertreter_innen der Stadt Herford und des Projektträgers wurde untersucht, ob eine Versorgung der Zielgruppe mit Normalwohnraum erreicht wurde, inwieweit durch den Projektansatz Betreuungs- und Unterstützungsbedarfe besser gedeckt werden konnten, ob es gelang, das Projekt in die Nachbarschaft zu integrieren, und ob sich die gewählten Kooperations-strukturen zwischen Kommune, Wohnungsgesellschaft und freiem Träger der Wohnungslosen-hilfe bewährten (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 8). Die 22 Wohneinheiten wurden in einem kooperativen Besetzungsverfahren fast ausschließlich 
ŵit HaushalteŶ ŵit „gravierenden persönlichen, gesundheitlichen und / oder sozialen Proble-
ŵeŶ“ ;BusĐh-Geertsema 2014, S. 11) belegt. Im beobachteten Zeitraum lebten insgesamt 31 verschiedene Haushalte in den 22 Wohneinheiten. 15 Haushalte wohnten ununterbrochen bis zum Ende der zweieinhalbjährigen Evaluationsphase in den neu bezogenen Wohnungen. Vier weitere Haushalte zogen im Projektverlauf in eine andere Wohnung um. Zwei Mieter_innen ver-starben und drei Haushalte wechselten in Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe bzw. der Alten-hilfe (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 15). Alle anderen 26 Haushalte, von denen sieben erst im Verlauf der Evaluationsphase zuzogen, konnten erfolgreich in Wohnraum integriert werden (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 16). Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund, dass es in einigen Mietverhältnissen zwischenzeitlich zu Problemen bei der Mietzahlung oder mit der Nachbar-schaft kam, ein sehr positives Ergebnis (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 15). Im Verlauf der Pilotphase kam es zu erheblichen Auseinandersetzungen mit Nachbar_innen aus den umliegenden Häusern, die sich zum einen durch das Verhalten einiger Bewohner_innen be-lästigt fühlten und zum anderen dem Projekt gegenüber grundsätzlich skeptisch eingestellt 
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waren. Zu den Differenzen trug die Struktur der Siedlung bei: Während die umgewandelte Ob-dachlosenunterkunft, ein Schlichtwohnungsbau aus den 60er-Jahren, nach der Sanierung einen erheblich verbesserten Wohnstandard aufwies, blieben die gleich alten Wohnblocks in der Um-gebung, die dem gleichen Wohnungsunternehmen gehörten, zunächst unsaniert. Zwar gelang es dem Projektträger, die Streitigkeiten beizulegen, doch konnte das Stigma des Wohngebäudes innerhalb der ersten zweieinhalb Jahre nicht vollständig überwunden werden (vgl. Busch-Ge-ertsema 2014, S. 19).  Die Mieter_innen erhielten zu unterschiedlichen Zeitpunkten unterschiedlich viel Unterstüt-zung. Neben einigen Haushalten, die durchgehend einen intensiven Hilfebedarf hatten, gab es Haushalte, die einen schwankenden Unterstützungsbedarf aufwiesen oder bei denen nur in Kri-sen interveniert werden musste (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 21). Zum Ende der zweijährigen Modellphase wurde die regelmäßige Präsenz von Sozialarbeit im Haus jedoch als unumgänglich eingeschätzt. Für einige der Bewohner_innen wurden zum Ende der Pilotphase individuelle Un-terstützungsleistungen beantragt. Durch die Schaffung von abgeschlossenen Wohneinheiten und der Vergabe von unbefristeten 
MietǀeƌtƌägeŶ ǁaƌeŶ die GƌuŶdďediŶguŶgeŶ füƌ eiŶ ‚Ŷoƌŵales WohŶeŶ͚ eƌfüllt ;ǀgl. BusĐh-Ge-ertsema 2014, S. 25). Aufgrund der Konzentration von Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten in einem Wohngebäude, der nahezu täglichen Möglichkeit einer freiwilligen In-anspruchnahme von Sozialarbeit vor Ort, des Angebots von Gemeinschaftsaktivitäten sowie der Verabschiedung von allgemeinen Verhaltensregeln durch die Bewohnerschaft wies das Projekt gleichzeitig auch eiŶeŶ ‚lateŶt iŶstitutioŶelleŶ Chaƌakteƌ͚ auf ;vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 25). So-wohl von einigen Mieter_innen als auch von den projektbeteiligten Akteur_innen wurde die Größe des Projektes mit 22 Wohneinheiten kritisch gesehen (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 29). Für eventuelle Nachfolgeprojekte wurde die Empfehlung ausgesprochen, möglichst kleinere Wohnprojekte mit weniger Mietparteien zu realisieren. Ein etwas kleineres Neubauprojekt mit insgesamt 16 Wohneinheiten und einem Gemeinschafts-raum zur Wohnungsversorgung wohnungsloser Menschen wurde im Hamburger Stadtteil Altona errichtet und über zweieinhalb Jahre evaluiert (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016). Bauherr und Eigentümer des Gebäudes ist die gemeinnützige Benno und Inge Behrens-Stiftung. Indem sie Vorstellungen des Bezirksbeirates Altona zur zukünftigen Erweiterung der anliegenden Straße berücksichtigte, auf eine Wohnnutzung im Erdgeschoss verzichtete und nicht zuletzt indem sie die erforderlichen Eigenmittel aufbrachte, gelang es der Stiftung, ein freies Grundstück in einem ansonsten dicht bebauten Stadtteil zu erwerben (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 18).  Mit einer Ausnahme zogen ausschließlich langjährig wohnungslose Alleinstehende und Paare in die Wohnungen ein, die zum überwiegenden Teil seit mehreren Jahren in Übergangswohnformen der Neue Wohnung gemeinnützige Wohnungslosenhilfe GmbH untergebracht waren (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 24). Darunter waren viele Menschen, die auch über den Ham-burger Kooperationsvertrag (vgl. auch Kapitel 2.4) keinen Zugang zu Wohnraum erhalten hatten. 
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Im Rahmen der Evaluierung wurden ähnliche Fragestellungen wie in Herford untersucht: Gelingt die Versorgung der Zielgruppe mit Normalwohnraum? Wird eine bessere Versorgung der Ziel-gruppe hinsichtlich weiterer Betreuungs- und Unterstützungsbedarfe erreicht? Gelingt es, das Projekt im Wohnumfeld und in der Nachbarschaft zu integrieren? Bewähren sich die gewählten Kooperationsstrukturen und ist der Projektansatz übertragbar? (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 10). Im Abstand von etwa einem Jahr wurden zwei Interviews mit dem Großteil der Bewohnerschaft sowie allen beteiligten Kooperationspartner_innen, mit der lokalen Nachbarschaft und den un-mittelbar mit wohnbegleitenden Hilfen und der Hausverwaltung befassten Fachkräfte durchge-führt. Monatlich dokumentierte die Sozialarbeit zudem den Verlauf der einzelnen Miet- und Wohnverhältnisse sowie die Entwicklung der Hausgemeinschaft (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 5).  Anders als geplant war eine Fachkraft der Sozialarbeit für die Mieter_innen dauerhaft im Haus erreichbar. Während sich bei einigen Mieter_innen der Unterstützungsbedarf im Projektverlauf sukzessive reduzierte, wiesen andere auch zum Ende der Projektphase noch einen regelmäßigen Unterstützungsbedarf auf. Manche Haushalte benötigten immer wieder punktuell Beratung (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 64).  Abgesehen von einem Todesfall kam es bemerkenswerterweise im gesamten Evaluationszeit-raum zu keinen weiteren Aus- odeƌ UŵzügeŶ. DuƌĐh die ‚soziale AusƌiĐhtuŶg͚ deƌ WohŶuŶgs-verwaltung und das Zusammenspiel von Wohnungsverwaltung mit der aufsuchenden Sozialarbeit sowie den Mieter_innen selbst konnten alle kurzzeitig entstandenen Unregelmäßigkeiten oder Probleme in den Mietverhältnissen ausgeräumt werden. In den zweieinhalb Jahren wurde keine einzige Kündigung ausgesprochen (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 55).  Neben der hohen Wohnungserhaltungsquote konnte auch eine hohe subjektive Zufriedenheit seitens der mit Wohnraum versorgten Menschen im eigenen Wohnraum festgestellt werden. Zwar konnte kein Nachweis erbracht werden, dass sich durch den Bezug der Wohnungen auch der Gesundheitszustand der Bewohner_innen verbesserte oder sich neue Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt entwickelt hätten, angesichts der langjährigen Wohnungs- und Arbeitslosigkeit so-wie eines Durchschnittsalters von 52,4 Jahren war dies innerhalb so kurzer Zeit jedoch auch nicht zu erwarten (vgl. Busch-Geertsema 2016 et al., S. 44).  Der Gemeinschaftsraum im obersten Stockwerk wurde nur vereinzelt von den Mieter_innen ge-nutzt. Anders als befürchtet war die Nutzung und der Umgang mit dem Raum kein Anlass für hausinterne Probleme (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 67). Mit Ausnahme kleinerer Kon-fliktlinien bildete sich unter einigen der Mieter_innen eine harmonische Hausgemeinschaft her-aus.  
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Die homogene Belegung der 16 Wohneinheiten mit langjährig Wohnungslosen führte weder zu einer Stigmatisierung der Mieter_innen noch des gesamten Hauses innerhalb der Nachbar-schaft. Zudem gab es keinerlei Anzeichen einer ‚Milieubildung͚ im oder um das Haus. Auch die Bewohnerschaft selbst bewertete die homogene Belegung als eher positiv. Die nichtrepräsen-tative Befragung der umliegenden Nachbarschaft deutete darauf hin, dass die wenigsten Be-wohner_innen der umliegenden Wohngebäude über den Projekthintergrund des Neubaus in-formiert waren. Vielŵehƌ sĐhieŶeŶ sie die ‚ŶeueŶ͚ NaĐhďaƌ_iŶŶeŶ gaƌ ŶiĐht als solĐhe zu erkennen bzw. wahrzunehmen. Es konnte folglich keine Stigmatisierung des Hauses und der Be-wohnerschaft festgestellt werden, doch gab es auch keine Anzeichen für eine sozialräumliche Integration der Mieter_innen im Quartier (vgl. Kapitel 3). Die Modellprojekte aus Minden-Lübbecke (Probewohnkonzept), Herford und Hamburg (Woh-nungsbau für Wohnungslose) sowie die Sozialen Wohnraumagenturen in Belgien und wenigen Städten Deutschlands (institutionelle Wohnraumanmietung in Kombination mit sozialer Woh-nungsverwaltung) beinhalten natürlich immer auch mehr oder weniger versteckte Vorannah-men über das Wohnverhalten wohnungsloser Menschen bzw. Erwartungshaltungen gegenüber diesen. Während sich die Teilnehmer_innen des Kooperationsprojektes aus Minden-Lübbecke die dauerhafte Verbleibsmöglichkeit in der Wohnung über das einjährige Untermietverhältnis hiŶaus ‚verdienen͚ und damit den Beweis erbringen mussten, mit Unterstützung eigenständig wohnen zu können, erhielten die 31 bzw. 16 Haushalte in den Projekten in Herford und Hamburg von Beginn an vollen Mieterschutz. In Hamburg und Herford wurde jedoch eine Auswahl der Mieter_innen unter vielen potenziellen Kandidat_innen getroffen, wenngleich dabei viele Menschen berücksichtigt wurden, bei denen von verschiedener Seite erhebliche Bedenken geäußert wur-den, ob die Reintegration in Wohnraum gelingen würde. Zum Teil befanden sich darunter Haus-halte, die den Trägern bereits seit vielen Jahren bekannt waren und mit denen bereits in unter-schiedlicher Form zusammengearbeitet wurde. Die vorgestellten Wohnungsversorgungsmodelle weichen damit konzeptionell alle in wenigen, aber entscheidenden Punkten vom Housing-First-Ansatz ab. Sie vereint, dass sie das Angebot von aufsuchenden, wohnbegleitenden Hilfen als notwendig erachten. Nur im Falle des Modellvorhabens wohnenPlus aus Minden-Lübbecke wurde auf die Inanspruchnahme dieser Hilfen bestanden. Einige der Sozialen Wohnraumagenturen verknüp-fen schließlich die Vergabe eines Mietvertrages an das Bestehen eines Betreuungsverhältnisses, wenngleich ein vorzeitiger Abbruch der Hilfen keine rechtlichen Auswirkungen auf das Mietver-hältnis hat. 2.4 Wohnraumakquise Unabhängig von der Lebensführung hängt die Überwindung von Wohnungslosigkeit vor allem von einem ab: einer mietvertraglich gesicherten Wohnung. Dafür braucht es ein zum jeweiligen Haushaltstyp passendes Angebot an bezahlbaren Wohnungen. Erschwert wird die Wohnungs-
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suche, wenn Vermieter_innen aufgrund negativer Einträge bei Auskunftsdateien der Kreditwirt-schaft oder aufgrund des Auftretens von Menschen bei der Wohnungsbesichtigung befürchten, dass es zu Mietausfällen, sonstigen Vertragsverletzungen oder Nachbarschaftskonflikten kom-men könnte (vgl. Busch-Geertsema/Henke 2018). Auch Ressentiments gegenüber Zuwander_in-nen können dazu führen, dass Menschen auf dem Wohnungsmarkt regelmäßig unversorgt blei-ben. Der folgende Abschnitt fasst verschiedene Strategien der Wohnraumakquise für wohnungslose Haushalte in einem Überblick zusammen. Dabei werden nur Strategien berücksichtigt, die auf die Einhaltung baulicher und sozialer Standards achten, die Versorgung mit Haushaltsenergie und Wasser gewährleisten und somit der Entstehung neuer Wohnungsnotlagen vorbeugen. In Deutschland sind Leistungsträger nach dem SGB II und SGB XII verpflichtet, die angemessenen Kosten der Unterkunft (KdU) für Hilfebedürftige zu übernehmen. Kreise und kreisfreie Städte legen hierfür kommunale Richtwerte fest, die in der Regel den unteren Rand des örtlichen Miet-niveaus abbilden. Selbst in entspannten Wohnungsmärkten ist deshalb nur ein schmales Seg-ment des insgesamt verfügbaren Wohnraums für Grundsicherungsberechtigte verfügbar. Kom-munen können in ihren KdU-Richtlinien die existenzbedrohliche Notlage Wohnungsloser berücksichtigen, indem sie in bestimmten Fallkonstellationen höhere KdU anerkennen (vgl. Busch-Geertsema/Henke 2018). Zwar ist eine Überschreitung der Richtwerte nur in Einzelfällen möglich; wie eine Arbeitsempfehlung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen und eine Fachanweisung der Stadt Hamburg jedoch zeigen, kann dazu sowohl die Vermeidung als auch die Behebung von Wohnungslosigkeit zählen (vgl. MAGS 2013, S. 34; Stadt Hamburg 2017).  Sorgen Vermieter_innen sich um mögliche Wohnungsschäden oder Mietausfälle, können kom-munale, zeitlich befristete Garantieerklärungen, wie es sie beispielsweise in Berlin und Hamburg gibt, dazu beitragen, ihre Vermietungsbereitschaft zu erhöhen (vgl. Busch-Geertsema/Henke 2018). Die Erfahrungen aus den beiden Städten zeigen, dass seltener auf die Fondsmittel zurück-gegriffen werden musste, als ursprünglich befürchtet worden war. In Hamburg wurden z. B. von 2012 bis 2014 jährlich ca. 1.000 Haushalte im Rahmen eines Kooperationsvertrages zwischen der Stadt Hamburg und einigen Wohnungsunternehmen mit Wohnraum versorgt, und nur in durchschnittlich drei Prozent der Fälle musste innerhalb von drei Jahren nach Wohnungsbezug ein Wohnungsschaden über den städtischen Garantiefonds abgedeckt werden. In der Stadt Ber-
liŶ ǁuƌdeŶ iŵ RahŵeŶ des sogeŶaŶŶteŶ ‚GesĐhützteŶ MaƌktsegŵeŶts͚ ǀoŶ ϮϬϭϬ ďis ϮϬϭϱ jähƌ-lich zwischen 1.000 und 1.200 Haushalte mit Wohnraum versorgt (vgl. S. 46). Die Quote der Haushalte, bei denen Schäden reguliert werden mussten, lag dabei jährlich zwischen 1,9 und 6,7 Prozent. Die Nutzung bestehender Besetzungs- und Belegungsrechte im Rahmen der sozialen Wohn-raumförderung sowie die Einflussnahme auf die Vergabepraxis im kommunalen Wohnungsbe-
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stand zugunsten wohnungsloser Haushalte bieten den Kommunen weitere Eingriffsmöglichkei-ten bei der gezielten Wohnungsversorgung wohnungsloser Menschen (vgl. Busch-Ge-ertsema/Henke 2018). Die Stadt Karlsruhe erwirbt Belegungsrechte von privat vermieteten Wohnungen, indem sie kommunale Sanierungszuschüsse vergibt; die sanierten Wohnungen werden zur Versorgung der genannten Zielgruppe genutzt. Schließlich kann auch bei der Veräu-ßerung von kommunalen Grundstücken zur Errichtung von Neubauten festgelegt werden, dass ein bestimmter Anteil aller neugeschaffenen Wohnungen für Bevölkerungsgruppen mit beson-deren Wohnungsversorgungsproblemen und explizit für von Wohnungslosigkeit bedrohte oder betroffene Haushalte entstehen müssen (vgl. Busch-Geertsema/Henke 2018). Auch die Träger der Wohnungslosenhilfe verfügen über eine Vielzahl weiterer Strategien, Wohn-raum für wohnungslose Menschen zu akquirieren (für eine Übersicht vgl. Busch-Ge-ertsema/Henke 2018). Sowohl kommunale als auch freiverbandliche Organisationseinheiten bieten gezielte Maklertätigkeiten für wohnungslose Haushalte an. Ihre Klient_innen bei der Wohnungssuche zu begleiten gehört sogar zu den Kernaufgaben der Einzelfallhilfe, wie sie in Beratungsstellen nach §§ 67 ff. SGB XII geleistet wird. Die Effekte einer solchen institutionellen Unterstützung im Einzelfall sind nicht zu unterschätzen: Viele Fachberatungsstellen nutzen lang-jährig gewachsene Kooperations- und Vertrauensbeziehungen zu örtlichen Wohnungsgesell-schaften oder zu privaten Vermieter_innen, um gezielt Haushalte für eine Wohnungsbelegung vorzuschlagen. Auch über das Aktionsprogramm Hilfen in Wohnungsnotfällen des Landes Nord-rhein-Westfalen wurden in den vergangen Jahren mehrfach Projekte der einzelfallbezogenen Wohnraumversorgung gefördert: Im Projekt Unterkünfte – Besser (ist) Wohnen der Stadt Biele-feld konnten in Kooperation mit einer Wohnungsgesellschaft überwiegend durch sozialarbeite-rische Einzelfallhilfen zwischen 2004 und 2008 insgesamt 373 Haushalte aus kommunalen Not-unterkünften (542 Personen) in Wohnungen vermittelt werden (vgl. Stadt Bielefeld 2009, S. 8). Die Stadt Herford löste 2007 mit Hilfe eines ähnlichen Projekts eine kommunale Notunterkunft ganz auf (Projekt Menschen ziehen um). Der Caritasverband Leverkusen richtete eine Stelle zur Wohnraumvermittlung für Wohnungsnotfälle ein, die zwischen 2014 und 2016 211 Menschen mit Wohnraum versorgte, und das Kölner Projekt Viadukt beginnt 2018 mit einer Wohnraumak-quise, die dazu beitragen soll, Aufenthalte in (teil-)stationären Einrichtungen der Wohnungslo-senhilfe zu verkürzen.38 Aus der Praxis in Deutschland sind zudem auch verschiedene akteursübergreifende Kooperatio-nen in unterschiedlicher Zusammensetzung bekannt (z. B. mit Kommunen, überörtlichen Trä-gern der Sozialhilfe, freiverbandlichen Trägern der Wohnungslosenhilfe, der Wohnungswirt-
sĐhaft etĐ.Ϳ. Das ‚GesĐhützte MaƌktsegŵeŶt͚ iŶ BeƌliŶ ďeispielsǁeise ďasieƌt seit ϭϵϵϯ auf eiŶeƌ vertraglichen Kooperation zwischen dem Landesamt für Gesundheit und Soziales, den Berliner Bezirksämtern und mehreren Wohnungsunternehmen (vgl. Busch-Geertsema/Henke 2018). Die Unternehmen stellen jedes Jahr ein vereinbartes Kontingent an Wohnungen für Menschen, die 
                                                           38 Für einen Überblick über alle im Aktionsprogramm geförderten Projekte: https://www.mags.nrw/hilfe-bei-wohnungslosigkeit (Zugriff: 15. Januar 2018). 
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von Wohnungslosigkeit bedroht oder betroffen sind, zur Verfügung. Im Jahr 2016 wurden z. B. 1.327 Wohneinheiten vermittelt (vgl. Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin 2017). In der Koalitionsvereinbarung der rot-rot-grünen Regierung für die Legislaturperiode 2016 bis 2021 ist eine Ausweitung des Geschützten Marktsegments von 1.372 auf 2.500 Wohneinheiten vor-gesehen. Eine zentrale Koordinierungsstelle organisiert die Wohnungsvermittlung, vermittelt bei Schwierigkeiten im Mietverhältnis oder in Schadensfällen. Bei Bedarf werden wohnbeglei-tende Hilfen durch freie Träger der Wohnungsnotfallhilfe angeboten (vgl. Busch-Ge-ertsema/Henke 2018).  2.5 Systematisierung Im Folgenden wird auf Grundlage der vorgestellten Konzepte und Studien eine neue Systemati-sierung der Strategien zur Reintegration von wohnungslosen Menschen in Wohnraum vorge-
sĐhlageŶ, die siĐh ŶiĐht aŶ ďestiŵŵteŶ ‚LaďelŶ͚ ;Housing First) oder den Begrifflichkeiten kom-
pleǆeƌ GesaŵthilfesǇsteŵe ;‚StufeŶŵodell͚Ϳ oƌieŶtieƌt, sondern die Frage nach der rechtlichen Grundlage bei der Wohnungsversorgung und die Frage nach der Bedeutung wohnbegleitender Hilfen in den Mittelpunkt stellt. Dies ermöglicht einen besseren Überblick über die grundsätzli-che Bandbreite der unterschiedlich strukturierten Angebote zur Versorgung wohnungsloser Menschen und bringt zudem die inhärente strukturelle Koppelung von Wohnraumversorgung und wohnbegleitenden Hilfen vieler Strategien zum Ausdruck. Zum einen lassen sich die Konzepte und Ansätze hinsichtlich ihrer mietrechtlichen Grundlage bei der Unterbringung bzw. Wohnraumversorgung von Wohnungslosen unterscheiden. In stationä-ren Einrichtungen der Hilfe nach §§ 67 SGB XII beispielsweise werden wohnungslose Menschen nur für die Dauer des Hilfeprozesses und ohne mietrechtliche Absicherung versorgt; sie erhalten stattdessen einen Heimvertrag. Im zuvor beschriebenen Neubauprojekt in Hamburg (vgl. Kapitel 2.3.3) schließen die ehemals wohnungslosen Mieter_innen dagegen eigene, unbefristete Miet-verträge ab. Es gibt aber auch Modelle, in denen die Unterbringung bzw. Wohnraumversorgung mithilfe eines Untermietvertrags bzw. zur Zwischenmiete erfolgt, was die Einschränkung der Mieterrechte und/oder eine zeitliche Befristung der Unterbringung ermöglicht. Daher lassen sich diese Versorgungsmodelle auch noch weiter spezifizieren: Handelt es sich um eine kurz- oder mittelfristige Übergangslösung oder erhalten die ehemals Wohnungslosen auch die Mög-lichkeit, dauerhaft und ggf. auch mit einem eigenen Mietvertrag zu bleiben?  Zweitens lassen sich die aufgeführten Strategien danach unterscheiden, ob neben der Unter-bringung bzw. Versorgung mit Wohnraum auch hauswirtschaftliche und/oder sozialpädagogi-sche Hilfen geleistet werden, oder aber ob die Wohnraumversorgung völlig losgelöst von der Bereitstellung wohnbegleitender Hilfen erfolgt. Viele der in Kapitel 2.4 vorgestellten Möglich-keiten der Kommunen, Wohnraum für Wohnungslose zugänglich zu machen, sehen zum Beispiel keine konzeptionelle Versorgung mit wohnbegleitenden Hilfen vor. Dass bei der Wohnraumver-sorgung von wohnungslosen Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten die Verfügbar-keit von wohnbegleitenden und aufsuchenden Hilfen jedoch eine entscheidende Rolle spielen 
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kann, wurde aus den wissenschaftlichen Begleitevaluationen der Modellprojekte aus Hamburg, Herford und Minden-Lübbecke sowie einigen Housing-First-Studien deutlich. Konzeptionen, die solche Hilfen anbieten, können weiter danach unterschieden werden, ob die Inanspruchnahme dieser Hilfen verpflichtend oder freiwillig ist. Plätze im dezentralen stationären Wohnen oder im Betreuten Wohnen setzten die Kooperationsbereitschaft der Klient_innen zwingend voraus, während im Herforder Modellvorhaben die Inanspruchnahme wohnbegleitender Hilfen grund-sätzlich nur freiwillig erfolgen sollte. Die beiden beschriebenen Differenzierungsmöglichkeiten der (Re-)Integrationsstrategien in Wohnraum werden in Übersicht 4 zueinander in Beziehung gesetzt. Dies ermöglicht die Einord-nung und Systematisierung der verschiedenen Modelle und Strategien. Die Spalten unterschei-den die Konzepte und Modelle hinsichtlich der Verfügbarkeit und Verbindlichkeit wohnbeglei-tender Hilfen. Über die Zeilen lassen sich die Hilfsangebote hinsichtlich ihrer mietrechtlichen Grundlage und der Verbleibsperspektive im entsprechenden Wohnraum bzw. Unterbringungs-segment ordnen (vgl. Übersicht 4). Die im Rahmen dieser Expertise vorgestellten Konzepte und Modelle wurden den entsprechenden Feldern zugeordnet und durch einige wenige bekannte Beispiele aus der Praxis ergänzt.39 Den Ansprüchen einer mietvertraglich abgesicherten Normalwohnraumversorgung kommen diejenigen Modelle am nächsten, die herkömmliche Mietverträge unabhängig von der Inan-spruchnahme wohnbegleitender Hilfen vergeben. Dazu gehören beispielsweise die Neu- und Umbauprojekte aus Hamburg und Herford, die trotz der konzentrierten Unterbringung von 22 bzw. 16 Haushalten und (provisorischen) Büroräumen für Sozialarbeiter_innen innerhalb eines Wohngebäudes eine Normalwohnraumversorgung gewährleisten. Aber auch die vorgestellten europäischen Housing-First-Projekte aus Dänemark, Dublin und Glasgow erfüllen diese Kriterien (vgl. Kapitel 2.2).40 Zwar wurden in die Programme in Glasgow und Kopenhagen nur Menschen aufgenommen, die einem wöchentlichen Hausbesuch durch die Sozialarbeiter_innen zustimm-ten, im Gegensatz zu den Housing-First-Projekten in Nordamerika (USA und Kanada) wurde dies jedoch nicht schriftlich in den Mietverträgen fixiert. Bei der Vergleichsstudie aus England dage-gen befanden sich auch Projekte, die zwar unter dem Etikett des Housing First geführt wurden, aber dem eigentlichen Wohnungsbezug temporäre Unterbringungsformen vorgeschaltet hat-ten. Sowohl in Hamburg, Herford und den europäischen Projekten wurden den Mieter_innen wohnbegleitende Hilfen angeboten, deren Inanspruchnahme aber freiwillig war. Zwar ergibt sich durch die 24-Stunden-Präsenz der bzw. des Concierge im tasmanischen Common-Ground-Projekt ein latent institutioneller Charakter, gleichwohl erhielten die Mieter_innen auch hier ei-nen normalen Mietvertrag, ohne wohnbegleitende Hilfen in Anspruch nehmen zu müssen. 
                                                           39 Diesem Systematisierungsmodell lassen sich grundsätzlich alle Strategien der Wohnraumversorgung zuordnen; und es ließen sich viele weitere Praxisbeispiele aus dem In- und Ausland ergänzen. 40 In Amsterdam und Lissabon erfolgte die Wohnraumversorgung dagegen über Untermietverträge durch die Trägerorganisationen. 
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 Tabelle 4: Strategien der (Re-)Integration in Wohnraum 

Quelle: Eigene Darstellung 

Unterbringung und Wohnraumversor-gung Wohnbegleitende Hilfen Kommunale Wohnraum-versorgungsstrategien ohne weitergehende Hil-fen Inanspruchnahme  verpflichtend Inanspruchnahme  freiwillig Unbefristeter  Mietvertrag  Housing First in Europa (Kapitel 2.2.8, 2.2.10, 2.2.11) Common Ground Tasmania (Kapitel 2.2.6)  Ambulante Hilfe Stuttgart (Kapitel 2.3.2) Bauprojekte in Hamburg und Herford (Kapitel 2.3.3) Geschütztes Marktseg-ment Berlin (Kapitel 2.4) z. B. Vergabepraxis von Wohnungen und Bauland;  Hamburger Kooperations-vertrag (Stufen 1 und 2); Maklertätigkeiten; Garantieerklärungen; Ausnahmeregelungen für Mietobergrenzen (KdU) etc. (Kapitel 2.4) Dauerhafte Unterver-mietung mit Über-nahmeoption (späte-rer Abschluss eines Mietvertrags) Housing First Nordamerika (Kapitel 2.2.2 – 2.2.4) Soziale Wohnraumagentu-ren (Kapitel 2.3.2) Soziale Wohnraumagentu-ren (Kapitel 2.3.2) Kombination nicht möglich Dauerhafte Unterver-mietung ohne Über-nahmeoption (kein Abschluss eines Mietvertrags mög-lich) Housing First Nordamerika (Kapitel 2.2.2 – 2.2.4) Soziale Wohnraumagentu-ren (Kapitel 2.3.2) Housing First in Europa (Kapitel 2.2.12) Soziale Wohnraumagentu-ren (Kapitel 2.3.2) Kombination nicht möglich Befristete Unterver-mietung mit Über-nahmeoption (späte-rer Abschluss eines Mietvertrags) Modellprojekt wohnenPlus (Kapitel 2.3.1) Hamburger Kooperations-vertrag (Stufe 3)  (Kapitel 2.4) Soziale Wohnraumagentu-ren (Kapitel 2.3.2) Kombination nicht möglich Befristete Unterver-mietung ohne  Übernahmeoption (kein Abschluss eines Mietvertrags mög-lich) Ambulant Betreutes Woh-nen und Teilstationäres Wohnen nach §§ 67 ff. SGB XII in Trägerwohn-raum  Kombination nicht möglich Unterbringung ohne mietrechtliche Grundlage mit Über-nahmeoption (späte-rer Abschluss eines Mietvertrags) Dezentrales stationäres Wohnen (Kapitel 2.1.4)  Kombination nicht möglich Unterbringung ohne mietrechtliche Grundlage Stationäre Einrichtungen nach § 67 ff. SGB XII (Kapi-tel 2.1.2) HotelPlus (Köln) Obdachlosenunterkünfte (1) Kombination nicht möglich 
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Der Abschluss eines Mietvertrages nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch schließt eine rechtliche Koppelung des Kontraktes an die Inanspruchnahme sozialer Betreuung aus, sodass das erste, linksobere Feld in der Tabelle zwangsläufig frei bleiben muss. Gleichwohl gibt es zum Beispiel in Deutschland freie Träger der Wohnungslosenhilfe mit Wohneigentum, wie die Ambulante Hilfe e. V. aus Stuttgart, die in der Regel nur Klient_innen mit Wohnraum versorgen, die auch Bera-tungsleistungen nach §§ 67 ff. SGB XII in Anspruch nehmen (vgl. Steffen 2016, S. 25). Obwohl also die Vergabe eines Mietvertrages das gleichzeitige Zustandekommen eines Betreuungsver-hältnisses voraussetzt (Auswahlkriterium), haben die Mieter_innen keine mietrechtlichen Kon-sequenzen zu befürchten, wenn sie im laufenden Mietverhältnis weiterführende Hilfen nicht länger in Anspruch nehmen wollen. Bei Bedarf ist auch die Wiederaufnahme der wohnbeglei-tenden Hilfen jederzeit möglich. Bei der Vergabe von Untermietverträgen besteht dagegen die Möglichkeit, diese verbindlich an die Inanspruchnahme von wohnbegleitenden Hilfen zu koppeln. Interessanterweise erfolgt auch bei den Housing-First-Projekten in den USA und Kanada die Wohnraumversorgung nicht über einen direkten Mietvertragsabschluss zwischen den Wohnungsnutzer_innen und den Eigentü-mer_innen, sondern über unbefristete Untermietverträge mit den jeweiligen Trägerorganisati-onen, wenngleich eine Übernahme der Wohnungen durch die Bewohner_innen nicht einheitlich ausgeschlossen ist. Zwar soll den Klient_innen nach dem Pathways-to-Housing-First-Ansatz ex-plizit freigestellt werden, ob und in welchem Umfang sie wohnbegleitende Hilfen in Anspruch nehmen wollen, allerdings wird in der Regel im Wohnungsnutzungsvertrag fixiert, dass einmal in der Woche ein Hausbesuch durch Sozialarbeiter_innen stattfinden soll, um ggf. auf mietver-tragsgefährdendes Verhalten aufmerksam zu werden (vgl. Kapitel 2.1). Ein Hausbesuch ist zwar nicht per se mit wohnbegleitenden Hilfen gleichzusetzen, dennoch wird die Wohnraumversor-gung damit an eine gewisse Kooperationsbereitschaft der Klient_innen gekoppelt, und die indi-viduelle Selbstbestimmung und Freiwilligkeit der Klient_innen wird damit einschränkt.  Auch die Social Rental Agencies in Belgien sowie die meisten der Sozialen Wohnraumagenturen in Deutschland versorgen wohnungslose Menschen über die Zwischenanmietung und dauer-hafte Weitervermietung mit Wohnraum (vgl. Kapitel 2.3.2).41 Bei einigen von ihnen (z. B. Darm-stadt und Hannover, vgl. Steffen 2016) kann sich aus dieser Konstellation nach einigen Jahren auch ein direktes Mietverhältnis zwischen den Wohnungseigentümer_innen und den Woh-nungsnutzer_innen ergeben. Ähnlich wie im Fall der Ambulanten Hilfe Stuttgart zielen die meis-ten Agenturen jedoch hauptsächlich oder ausschließlich auf Menschen mit einem Hilfebedarf nach §§ 53 ff. SGB XII oder §§ 67 ff. SGB XII. Es wird daher darauf geachtet, dass entsprechende Hilfen im Einzelfall auch eingerichtet sind, bevor ein Untermietvertrag geschlossen wird. Sollte ein Betreuungsverhältnis jedoch vorzeitig beendet werden oder scheitern, wirkt sich dies nicht 
                                                           41 Lediglich die Neue Wohnraumhilfe aus Darmstadt befristet ihre Untermietverträge regelmäßig. Lang-fristig sollen diese jedoch in direkte Mietverhältnisse zwischen den Klient_innen und Wohnungseigentü-mer_innen überschrieben werden. 
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auf das (Unter-)Mietverhältnis aus (vgl. Steffen 2016, S. 92). Zumindest die Soziale Wohnraum-hilfe Hannover und die Soziale Wohnraumhilfe Lüneburg versorgen jedoch auch regelmäßig Wohnungslose mit Wohnraum, denen die Gestaltung eines konfliktfreien Mietverhältnisses auch ohne wohnbegleitende Hilfen zugetraut wird. Die konzeptionelle Ausrichtung der Sozialen Wohnraumagenturen bietet den wohnungslosen Klient_innen trotz Untermietverhältnis in der Regel vollwertige Mieterrechte. Aufgrund der nach wie vor ungeklärten Rechtslage in Deutschland, ob die beschriebenen Organisationen als gewerbliche Mieterinnen einzustufen sind, kann es allerdings passieren, dass die Gerichte den Agenturen nur eingeschränkten Mieterschutz zugestehen (vgl. Steffen 2016, S. 82). Wird den Sozialen Wohnraumagenturen also der Wohnraum gekündigt, müssen sie die Kündigung an ihre Untermieter_innen weitergeben und ggf. alternativen Wohnraum beschaffen.  
Beispielhaft füƌ die ‚ďefƌistete UŶteƌǀeƌŵietuŶg ŵit ÜďeƌŶahŵeoptioŶ͚ steheŶ das Modellpƌo-jekt ‚wohnenPlus͚ aus Minden-Lübbecke und die Stufe 3 des Hamburger Kooperationsvertrages für wohnungslose Haushalte in besonderen Schwierigkeiten.42 In beiden Modellen wird die Ziel-gruppe im Rahmen eines einjährigen Nutzungsvertrages mit Wohnraum und über den gleichen Zeitraum mit (intensiver) sozialer Unterstützung versorgt. Erst im Anschluss kann der Mietver-trag von den Bewohner_innen übernommen werden, dies setzt eine Zustimmung der Woh-nungseigentümer_innen voraus (vgl. Kapitel 2.3.1 und Kapitel 2.4). Eine befristete Untervermietung ohne Übernahmeoption wird häufig von Trägern praktiziert, die eigenen Wohnraum vorhalten und zur Erbringung von Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII (Betreu-tes oder Teilstationäres Wohnen) nutzen, diesen aber nicht dauerhaft vermieten wollen. Häufig firmieren solch kombinierte Untermiet- und Betreuungsverhältnisse unter der Bezeichnung 
‚TƌaiŶiŶgsǁohŶeŶ͚. Diese MögliĐhkeit ǁuƌde iŶ deƌ ǀoƌliegeŶdeŶ Eǆpeƌtise deŵ ‚StufeŶsǇsteŵ͚ zugerechnet (vgl. Kapitel 2.1.3), aber nicht ausführlich erörtert, weil sie nicht zur dauerhaften Wohnungsversorgung führen kann: Mit dem Ende der persönlichen Hilfe sind die Bewohner_in-nen dieser Wohnungen gezwungen, wieder auszuziehen. Die Neue Chance gGmbH Berlin bei-spielweise verfügte im Jahr 2016 über 400 Wohnungen, die sie selbst am freien Wohnungsmarkt anmietet und mit befristeten Untermietverträge an ihre wohnungslosen Klient_innen weiter-vermietet. Mit der Unterstützung ambulanter Hilfen sollen die Menschen in diesen Wohnungen 
„ihƌe alltagsďezogeŶe SelďststäŶdigkeit uŶd peƌsöŶliĐhe WohŶfähigkeit iŶ eiŶeŵ hieƌfüƌ geeig-
ŶeteŶ BetƌeuuŶgskoŶteǆt […] tƌaiŶieƌeŶ […] uŶd die geŶeƌelleŶ ChaŶĐeŶ auf eiŶeŶ daueƌhafteŶ eigenen Hauptmietvertrag [...] eƌhöheŶ“ ;Neue ChaŶĐe gGŵďH ϮϬϭϰͿ. NaĐh ‚eƌfolgƌeiĐheŵ Aď-
sĐhluss͚ deƌ BetƌeuuŶg solleŶ die Menschen mit Unterstützung des Trägers in eine andere Woh-nung ziehen.  
                                                           42 Da der Hamburger Kooperationsvertrag für wohnungslose Haushalte ohne erhebliche soziale Problem-lagen (Stufe 1 und Stufe 2) keine wohnbegleitenden Hilfen vorsieht, wurden die entsprechenden Vertrags-konstrukte der letzten Spalte zugeordnet.  
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Eine Unterbringung ohne (miet-)vertragliche Sicherheit findet sowohl in stationären Einrichtun-gen der Wohnungslosenhilfe als auch in Obdachlosenunterkünften, aber auch in bestimmten Sonderwohnformen für psychisch kranke Wohnungslose statt. Kommunen in Deutschland sind ordnungsrechtlich verpflichtet, Notunterkünfte oder Obdächer für akut obdachlose Menschen vorzuhalten. Die Unterbringung stellt eine Maßnahme der Gefahrenabwehr dar und ist nicht als Dauerlösung vorgesehen. In der Praxis kann es gleichwohl passieren, dass aufgrund des Wohn-raummangels oder fehlender Folgeangebote für wohnungslose Menschen der Verbleib in der 
OďdaĐhloseŶuŶteƌkuŶft zuŵ DaueƌzustaŶd ǁiƌd. WohŶďegleiteŶde ďzǁ. ‚ǁohŶƌauŵďesĐhaf-
feŶde͚ HilfeaŶgeďote siŶd iŵ OďdaĐh oftŵals ŶiĐht zugäŶglich. Eine Inanspruchnahme von Be-ratung ist in jedem Falle nicht verpflichtend.  Im HotelPlus der Stadt Köln werden wohnungslose und unbehandelt psychisch kranke Men-schen mit Einzelzimmern versorgt, die für die Menschen rund um die Uhr zugänglich sind (vgl. Friedrich/Schröder 2016). Zwar gibt es eine regelmäßige Präsenz von Sozialarbeiter_innen vor Ort, gleichwohl ist das Angebot niedrigschwellig, und die Menschen sind nicht dazu verpflichtet, Beratung oder Unterstützung in Anspruch zu nehmen. Eine maximale Aufenthaltsdauer ist nicht festgeschrieben und auch extreme Verhaltensweisen werden toleriert.  Die Unterbringung in stationären Einrichtungen der Hilfe nach §§ 67 SGB XII erfolgt dagegen nur, wenn die Klient_innen einen Hilfebedarf aufweisen, der diese intensive und finanziell auf-wendige Hilfeform rechtfertigt. Mit den Bewohner_innen werden in der Regel Heim- oder Be-treuungsverträge geschlossen, die auch die Überlassung von Zimmern oder Apartments ein-schließen. Die Klient_innen können bei Nichtachtung der Einrichtungsregeln jederzeit aus den Einrichtungen entlassen werden. Lediglich im oben vorgestellten Modell des Dezentralen Stati-onären Wohnens besteht eine Übernahmeoption: Bewohner_innen sollen die zur Verfügung ge-stellte Wohnung als Hauptmieter_innen übernehmen (vgl. Kapitel 2.1.4). Die vorgeschlagene Systematik macht den Zusammenhang zwischen der Wohnraumversorgung und der Inanspruchnahme wohnbegleitender Hilfen deutlich. Wie einzelne Beispiele gezeigt ha-ben, lassen sich die meisten Strategien und Ansätze aus der Praxis einem der Felder zuordnen. Allerdings erlaubt die Systematisierung keine bzw. nur eingeschränkte Aussagen zur der Qualität des Wohnraums bzw. der Unterkunft (Einzelwohnraum, Gruppenwohnen, institutionelle Eigen-schaften durch dauerhafte Präsenz von Sozialarbeit etc.). 
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3 IŶtegratioŶ iŶ sozialräuŵliĐhe StruktureŶ Einen Bedarf an Unterstützung bei der sozialräumlichen Integration darf man bei einer Gruppe von Wohnungslosen unterstellen, von der bislang nicht die Rede war: den unversorgt auf der Straße lebenden Menschen. Sie vor allem sind überall dort, wo sie sich aufhalten, von Ausgren-zung, Vertreibung und Gewalt betroffen. Alkohol- und Bettelverbote im öffentlichen Raum be-schränken ihre Aufenthaltsmöglichkeiten, und wenn sie weitgehend ungeschützt im Freien la-gern, kann dies, wie z. B. die Auseinandersetzungen um das sogenannte ‚OďdaĐhloseŶĐaŵp͚ iŵ Berliner Tiergarten Ende des Jahres 2017 zeigten, ordnungspolizeilich als ‚Fehlnutzung͚ des öf-fentlichen Raums geahndet werden (z. B. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 30.10.2017). Bei Personen, die nicht mehr wohnungslos sind, stellt sich die Frage nach dem Bedarf wie ein-gangs schon beschrieben anders: Denn keineswegs kann grundsätzlich angenommen werden, dass Menschen, die einmal von Wohnungslosigkeit betroffen waren, besondere Unterstützung im Zusammenleben mit anderen brauchen. Im Gegenteil: Die meisten von ihnen beziehen in 
alleƌ ‚Noƌŵalität͚ eiŶe WohŶuŶg, uŶd ǁedeƌ iŵ KoŶtakt ŵit deƌ NaĐhďaƌsĐhaft ŶoĐh iŶ ihƌeŶ Aktivitäten im Quartier und im Wohnumfeld unterscheiden sie sich von anderen. Mit dem Bezug einer Wohnung in einem Sozialraum normalisieren sich ihre Wohn- und ihre Lebensverhältnisse. Auch dies kann ein Grund dafür sein, dass sich die analysierten Konzepte und Studien zur In-tegration von wohnungslosen Menschen nur am Rande mit der Frage beschäftigen, inwieweit neben der Integration in Wohnraum auch die Integration in Hausgemeinschaften, Nachbarschaf-ten oder Quartieren gelingt bzw. unter welchen Bedingungen sie gelingen könnte. Die New York Housing Study und die At Home–Chez Soi-Studie aus Kanada gehen beispielsweise gar nicht da-rauf eiŶ. IŶ deƌ Regel ǁiƌd auĐh ŶiĐht Ŷäheƌ defiŶieƌt, ǁas jeǁeils geŶau uŶteƌ ‚NaĐhďaƌsĐhaft͚ 
odeƌ ‚Quaƌtieƌ͚ ǀeƌstaŶdeŶ ǁiƌd. Daheƌ ǁeƌdeŶ, ǀoŶ ǁeŶigeŶ AusŶahŵeŶ aďgeseheŶ, auĐh keine Angaben zu den sozialstrukturellen Eigenschaften der jeweiligen Wohngebiete gemacht. Die wenigen Ausführungen zur sozialräumlichen Integration legen nahe, dass dabei meist ein eher alltägliches Verständnis von Sozialraumintegration verwendet wird, das sich am Entstehen von nachbarschaftlichen Beziehungen einerseits und dem Ausbleiben von Nachbarschaftskon-flikten andererseits orientiert. Tatsächlich gehen die Studien in der Regel nicht der Frage nach, ob und ggf. wie es gelingt, wohnungslose Menschen in ein bestehendes Gefüge zu integrieren oder ob und ggf. auf welcher Basis ein Zusammenhalt innerhalb eines Sozialraums entsteht bzw. entstehen kann. Wenn überhaupt, folgt die Evaluierung vielmehr der umgekehrten Logik, näm-lich der Frage, ob Tendenzen der Desintegration festzustellen sind, ob also die ehemals woh-nungslosen Menschen in ihrem Umfeld aufgrund ihres Wohnungslosenhintergrunds oder auf-grund ihres sichtbaren Verhaltens als Störung wahrgenommen werden.43 Abschließend sei angemerkt, dass eben aufgrund des untergeordneten Forschungsinteresses an der Frage nach 
                                                           43 Dies könnte jedoch auch der Tatsache geschuldet sein, dass sich Desintegration einfacher nachweisen lässt als erfolgreiche Integration. 
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der sozialräumlichen Integration nicht immer ausgeschlossen werden kann, dass es nicht auch 
‚uŶďeŵeƌkt͚ zu PƌozesseŶ deƌ IŶtegƌatioŶ ďzǁ. DesiŶtegƌatioŶ gekoŵŵeŶ ist. Zunächst lässt sich grundsätzlich festhalten, dass sich zumindest auf Basis der hier berücksich-tigten Studien kein eindeutiger Zusammenhang zwischen sozialräumlicher (Des-)Integration ei-nerseits und vorausgegangenen Strategien der Integration in Wohnraum andererseits herstellen lässt. Zwar konnte aufgezeigt werden, welche Strategien unter welchen Voraussetzungen bei der Integration in Wohnraum zielführend sind, jedoch lassen sich daraus nicht zwangsläufig auch Folgerungen für die sozialräumliche Integration ableiten.  Versteht man sozialräumliche Integration im Sinne eines auf Dauer gelungenen Wohnungs-erhalts, nimmt also den Verbleib in der Wohnung als Zeichen der Integration, scheint hierfür weder entscheidend zu sein, ob wohnungslose Menschen im Rahmen von Housing First umge-hend mit Wohnraum versorgt wurden oder ob sie über die vorherige Inanspruchnahme von ver-schiedenen Hilfesegmenten auf das eigenständige Wohnen vorbereitet wurden. Auf den lang-fristigen Wohnungserhalt wirkt sich auch nicht aus, ob sie eine Wohnung in Häusern mit 
‚Ŷoƌŵaleƌ͚ odeƌ ‚duƌĐhŵisĐhteƌ͚ HausgeŵeiŶsĐhaft ďezogeŶ odeƌ oď iŵ selďeŶ Haus ausschließ-lich vorher wohnungslose Menschen lebten. Dagegen scheinen andere Faktoren eine entschei-dende Rolle zu spielen, beispielsweise, in welchen nachbarschaftlichen Kontexten eine umfang-reiche Wohnraumversorgung ehemals wohnungsloser Menschen erfolgt oder ob begleitende Sozialarbeit bei entstehenden Haus- und Nachbarschaftskonflikten frühzeitig intervenieren konnte. Konkrete Hinweise auf die Herausbildung einzelner nachbarschaftlicher oder gar freundschaft-licher Beziehungen zwischen ehemals Wohnungslosen und der umliegenden Nachbarschaft, auf die Teilnahme an gemeinschaftlichen Stadtteilaktionen und/oder auf die Entstehung eines nach-barschaftlichen Gemeinschaftsgefühls wurden nur in den Housing-First-Studien aus Amsterdam und Lissabon (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 70), Glasgow (vgl. Johnson 2013, S. 29) und England (vgl. Bretherton/Pleace 2015, S. 40) gefunden. Zumindest aus Amsterdam und Glasgow wurden jedoch auch Einzelfälle bekannt, in denen es z. B. wegen Ruhestörungen zum Teil zu massiven Nachbarschaftsbeschwerden gekommen war. Durch frühzeitiges sozialarbeiterisches Eingreifen konnten jedoch viele Konflikte abgewendet oder beigelegt werden (vgl. Busch-Geertsema 2013, S. 70). In anderen Fällen gelang es, durch die Vermittlung in alternativen Wohnraum Nachbar-schaftskonflikte aufzulösen und somit möglicherweise auch erneute Wohnungslosigkeit zu ver-hindern. Nur in sehr wenigen Einzelfällen ließen sich Kündigungen und Räumungen auch auf Nachbarschaftskonflikte zurückführen. Massive Konflikte mit der Nachbarschaft entstanden im Zuge der Wohnungsversorgung von 22 wohnungslosen Menschen über den Umbau einer Obdachlosenunterkunft in abgeschlossene Wohneinheiten in Herford (vgl. Kapitel 2.3.3). Ursächlich dafür war zum einem das Verhalten einiger Bewohner_innen, das zu mehreren Polizeieinsätzen führte. Durch die intensiven Bemü-



Strategien sozialräumlicher Integration von Wohnungslosen – Eine Kurzexpertise  

55 

 

hungen von Projektleitung und Sozialarbeit, sowohl in der unmittelbaren Nachbarschaft zu ver-mitteln als auch auf die entsprechenden Bewohner_innen einzuwirken und schließlich auch al-ternative Wohnangebote zu formulieren, konnten bis zum Ende der dreijährigen Evaluationszeit die wesentlichen Konflikte beigelegt werden. Andererseits stellte sich jedoch auch heraus, dass die Historie des Wohnobjektes stigmatisierend auf die neuen Mieter_innen abfärbte. Bis zum Ende der dreijährigen Pilotphase gelang es nicht, das Image der Bewohnerschaft nachweislich aufzuwerten.  Die einzige Studie, die sowohl das entsprechende Wohnquartier in einem geografischen und sozialstrukturellen Sinne vergleichsweise ausführlich beschreibt als auch evaluiert, ob die In-tegration der ehemals Wohnungslosen in das Quartier gelingt, ist die Begleitforschung zum Neu-bauprojekt mit 16 Wohneinheiten für ehemals Wohnungslose im Hamburger Stadtteil Altona (vgl. Kapitel 2.3.3). Altona ist ein relativ zentrumsnaher Stadtteil. Der Neubau wurde in einem dicht besiedelten Quartier direkt an einer stark befahrenen Bundesstraße errichtet. Mit der Errichtung des Gebäu-des wurde eine bestehende Baulücke in einem ca. 200 Meter langen Straßenabschnitt geschlos-
seŶ, sodass deƌ StƌaßeŶaďsĐhŶitt duƌĐh die iŶsgesaŵt sehƌ eŶge BeďauuŶg ŵit eiŶeƌ ‚duƌĐhge-
heŶdeŶ, ŵehƌstöĐkigeŶ HäuseƌǁaŶd ǀeƌgleiĐhďaƌ͚ ist ;vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 22). Auf der Rückseite der Häuserwand schließt sich um eine freistehende Grünfläche herum ein Häuserkarree mit etwa 150 Wohneinheiten. Amtliche Daten und Berichte deuten in ihrer Ge-samtheit darauf hin, dass es sich bei dem umliegenden Quartier mit insgesamt 1.482 Haushalten um ein vergleichsweise heterogenes und sozial eher leicht benachteiligtes Gebiet handelt (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 24).  Um zu evaluieren, ob sich das Projekt in Wohnumfeld und Nachbarschaft integrieren ließ, wur-den sowohl die Bewohner_innen des Neubaus als auch Nachbar_innen aus dem beschriebenen Häuserkarree interviewt. Zusätzlich wurden vereinzelt die Mitarbeitenden bzw. Inhaber_innen direkt anliegender Geschäfte befragt. Die zweiwellige Befragung erfolgte ein bzw. zwei Jahre nach Bezug der Wohnungen.  Die nicht repräsentative, aber zufallsbasierte Befragung von insgesamt 36 Haushalten aus der Nachbarschaft ergab, dass diese in der überwiegenden Mehrheit auch zwei Jahre nach Bezug der Wohnungen nichts über den Projekthintergrund des Neubaus bzw. über den Wohnungslo-senhintergrund der Bewohner_innen wussten (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 58). Anzei-chen für Ressentiments gegenüber dem Projekt oder den Bewohner_innen wurden nicht gefun-den. Andererseits zeigte jedoch auch die Befragung der Bewohner_innen des Projektes, dass 
siĐh keiŶe „iŶteŶsiǀeŶ KoŶtakte odeƌ eiŶ ƌege[ƌ] AustausĐh zǁisĐheŶ [dieseŶ] uŶd deŶ iŶ deƌ 
NaĐhďaƌsĐhaft leďeŶdeŶ uŶd aƌďeiteŶdeŶ MeŶsĐheŶ“ ;BusĐh-Geertsema et al. 2016, S. 60) ge-bildet hatten. Die Autoren der Studie kommen zu dem Ergebnis, dass  

„zǁaƌ ŶiĐht ǀoŶ eiŶeƌ IŶtegƌatioŶ deƌ PƌojektďeǁohŶeƌsĐhaft iŶŶeƌhalď des Quaƌtieƌs gespƌo-
ĐheŶ ǁeƌdeŶ kaŶŶ, da hieƌfüƌ keiŶe AŶzeiĐheŶ ǀoƌliegeŶ. AlleƌdiŶgs [ließ siĐh] iŶ deŶ […] zwei 
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Jahren auch keine Desintegration oder Stigmatisierung des Projektes oder der Bewohner_in-
ŶeŶ [feststelleŶ]. Es heƌƌsĐht also ǁeitgeheŶd Noƌŵalität“ ;BusĐh-Geertsema et al. 2016, S. 59). 3.1 Soziale Durchmischung versus konzentrierte Wohnungsversorgung Häufig wird davon ausgegangen, dass sich für sozial benachteiligte Menschen positive, ressour-

ĐeŶsteigeƌŶde Effekte eƌgeďeŶ, ǁeŶŶ sie iŶ ‚sozial duƌĐhŵisĐhteŶ GeŵeiŶsĐhafteŶ͚ leďeŶ ;ǀgl. Busch-Geertsema 2007, S. 214; kritisch: Kronauer/Vogel 2001; Bartelheimer 2004). Vergleich-bare Argumentationen werden aktuell auch bei der räumlichen Verteilung von geflüchteten Menschen innerhalb von nationalen, regionalen und lokalen Verwaltungseinheiten geführt (vgl. BBSR 2017).  Verschiedentlich wurde auch im Rahmen der vorliegenden Expertise bereits erörtert, welche Auswirkungen eine konzentrierte bzw. eine dezentrale Wohnungsversorgung auf die Integration von wohnungslosen Menschen in Wohnraum haben kann und welche Nebeneffekte ggf. damit einhergehen. Nach dem Housing-First-Ansatz (vgl. Tsemberis 2010) sollen wohnungslose Men-schen eine Wohnung in der Nachbarschaft ihrer Wahl beziehen, um die neue Wohnung schnell 
als ihƌ Ŷeues ‚Zuhause͚ aŶzuŶehŵeŶ uŶd uŵ siĐh doƌt ŵit ihƌeŵ Uŵfeld ideŶtifizieƌeŶ zu köŶ-nen. Ihre Integration soll also dadurch erleichtert werden, dass sie sich an der Norm ihrer Nach-barschaft orientieren können (vgl. Tsemberis 2010, S. 22). Auch an der Vorgabe, dass nicht über-proportional viele ehemals wohnungslose Menschen mit psychischen Erkrankungen in einem Haus leďeŶ solleŶ, ǁiƌd eiŶe OƌieŶtieƌuŶg aŶ ‚ŶoƌŵaleŶ WohŶǀeƌhältŶisseŶ͚ deutliĐh. Diese koŶ-zeptionellen Empfehlungen setzen voraus, dass sich die (ehemals) wohnungslosen Klient_innen von ihren Nachbar_innen unterscheiden und Letztere mit ihrem (Wohn-)Verhalten für die Erst-genannten beispielgebend sind. Ganz ähnliche Überlegungen liegen dem Konzept des Dezent-ralen Stationären Wohnens zugrunde. Die zitierten Housing-First-Beiträge kommen in ihrer Gesamtheit zu keiner eindeutigen Aussage, ob eine konzentrierte oder eine dezentrale Wohnraumversorgung eher förderlich für die sozial-räumliche Integration von wohnungslosen Menschen ist, wenngleich vereinzelt Anzeichen ge-funden wurden, die für das eine bzw. das andere Versorgungskonzept sprechen.44 Die dänische Housing-First-Studie beispielsweise, die sowohl Projekte mit einer konzentrierten als auch mit einer dezentralen Wohnungsversorgung analysiert, kommt zu dem Ergebnis, dass es in Objekten, in denen ausschließlich ehemals wohnungslose Menschen untergebracht wur-den, häufiger zu hausinternen Konflikten kam und sich die Mieter_innen eher gegenseitig zum Konsum von Drogen anstifteten (vgl. Benjaminsen 2013, S. 121). Eine konzentrierte Versorgung fördert zudem das Risiko, dass die Bewohner_innen als ehemalige Wohnungslose in der Nach-barschaft stigmatisiert wurden (vgl. Pleace et al. 2015, S. 14). Andererseits weisen Pleace und 
                                                           44 Vgl. auch Nelson und Macleod (2017c) zum nicht ausreichenden Forschungsstand hinsichtlich der Vor- und Nach-teile einer Konzentration. 
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Bretherton in ihrem Beitrag zu Housing First in Europa auch darauf hin, dass eine konzentrierte Wohnungsversorgung das Risiko der sozialen Isolierung mindere, weil sich die Bewohner_innen eines Hauses eher gegenseitige soziale Unterstützung anbieten (vgl. Pleace/Bretherton 2013, S. 31).  Im Rahmen der homogenen Belegung der 16 Wohneinheiten des Neubauprojektes in Hamburg-Altona mit wohnungslosen Menschen (vgl. Kapitel 2.2.3) konnten im zweieinhalbjährigen Evalu-ationszeitraum weder nachbarschaftliche Konflikte im nennenswerten Umfang noch stigmati-sierende Effekte durch die Nachbarschaft festgestellt werden (vgl. Kapitel 2.3.4). Die Bewoh-ner_innen selbst begrüßten den Umstand, dass sie sich größtenteils aus vorherigen Wohnprojekten kannten und über vergleichbare (Wohnungslosigkeit-)Erfahrungen verfügen. Dies habe das Kennenlernen und die Herausbildung von Freundschaften innerhalb des Hauses sowie die gleichzeitige Loslösung von eher problematischen Kontakten aus der Zeit der Woh-nungslosigkeit erleichtert.  Die Evaluierung des Common Ground Tasmania Programms aus Australien hat gezeigt, dass sich die erhofften Durchmischungseffekte nicht eingestellt haben. Beim Common-Ground͚-Ansatz werden Immobilien mit abgeschlossenen Wohneinheiten zur Hälfte an wohnungslose Men-schen und zur anderen Hälfte an geringverdienende Menschen ohne Wohnungslosenhinter-grund vergeben (vgl. Kapitel 2.2.6). Dadurch sollen sich sozial gemischte Gemeinschaften erge-ben und auch die umliegende Nachbarschaft gestärkt werden (vgl. Parsell et al. 2013, S. 2). Die Studie in Tasmanien ergab jedoch, dass sich die ehemals wohnungslosen Bewohner_innen durch die anderen, erwerbstätigen Bewohner_innen zum Teil stigmatisiert und ausgegrenzt fühlten, 
eiŶe ‚soziale DuƌĐhŵisĐhuŶg͚ ďeideƌ GƌuppeŶ also letzteŶdliĐh ŶiĐht gelaŶg ;ǀgl. Veƌdouǁ/Ha-bibis 2017, S. 12).  
Zu ďeaĐhteŶ ist sĐhließliĐh, dass das Ziel eiŶeƌ ‚sozialeŶ DuƌĐhŵisĐhuŶg͚ ǀoŶ HausgeŵeiŶsĐhaf-ten und einer damit einhergehenden dezentralen Wohnungsversorgung wohnungsloser Men-schen zur Folge haben kann, dass das Wohnangebot für diese Zielgruppe weiter eingeschränkt wird und nicht zuletzt auch zu einer Konzentration von wohnungslosen Menschen an anderer Stelle, beispielsweise in Gemeinschaftsunterkünften, führen kann (vgl. Busch-Geertsema 2007).  Tabelle 5 gibt einen systematischen Überblick über die der bearbeiteten Literatur entnomme-nen Argumente, die jeweils für eine dezentrale oder konzentrierte Wohnungsversorgung spre-chen.     
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 Tabelle 5: Dezentrale und konzentrierte Wohnungsversorgung im Vergleich 

Quelle: Eigene Darstellung 

Vorteile einer dezentralen  Wohnungsversorgung Vorteile einer konzentrierten  Wohnungsversorgung Wohnpräferenzen (bezogen auf Stadtteil, Lage  oder Ausstattung) der mit Wohnraum zu versorgen-den Zielgruppen können besser berücksichtigt wer-den (vgl. Tsemberis 2010, S. 22). Innerhalb einer konzentrierten Wohnungsversor-gung lassen sich Anforderungen an bauliche Stan-dards und Ausstattung eher einhalten und darauf bezogene Wünsche der Bewohner_innen leichter realisieren.  Durch eine dezentrale Versorgung ergeben sich he-terogenere Nachbarschaften; Kontakte zu Men-schen ohne Wohnungslosenhintergrund sind eher möglich (vgl. Verdouw/Habibis 2017, S. 13). Geteilte Lebenserfahrungen erleichtern die Kon-taktaufnahme und reduzieren das Risiko sozialer Isolation im Wohnraum. Die Hilfsbereitschaft unter-einander steigt (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 63).  Nachbarschaftliche Probleme und Konflikte lassen sich einfacher lösen, da die Wohnungen im Besitz derselben Eigentümer_innen sind und wohnbeglei-tende Hilfen ggf. durch denselben Träger vorgehal-ten werden (vgl. Steffen 2016, S. 95). Ein aus Einzelwohnungen bestehender Wohnungs-pool lässt sich flexibler bewirtschaften als Projekte der konzentrierten Wohnraumversorgung. Verän-derungen im Mengengerüst oder die Hinzunahme neuer Versorgungsgebiete sind möglich (vgl. Tsem-beris 2010, S. 22). Eine konzentrierte Wohnungsversorgung erleichtert die Akquise von Wohnraum (vgl. Busch-Geertsema 2017, S. 20). Gelingt die dezentrale Wohnungsver-sorgung mangels zugänglichem Wohnraum nicht, droht die Konzentration der Zielgruppe an anderer Stelle (vgl. Busch-Geertsema 2007).  Eine konzentrierte Wohnungsversorgung woh-nungsloser Menschen in Neubauten erhöht die Mengeneffekte (vgl. Busch-Geertsema/Steffen 2017, S. 155). Dezentrale Strukturen erleichtern bzw. ermöglichen es, ein Miet- und Wohnverhältnis von der Inan-spruchnahme wohnbegleitender Hilfen zu trennen (vgl. Verdouw/Habibis 2017, S. 13). Durch eine konzentrierte Wohnungsversorgung er-geben sich Synergieeffekte bei der Wohnraumbe-wirtschaftung und -verwaltung sowie bei der Bereit-stellung wohnbegleitender Hilfen (vgl. Steffen 2016, S. 95). Die (schleichende) Herausbildung institutioneller Strukturen wird verhindert (dauerhafte Präsenz von Sozialarbeit im Haus, Gemeinschaftsräume etc.) (vgl. Parsell et al. 2013, S. 3).  Die Versorgung wohnungsloser Menschen mit Wohnraum gelingt anonymer und unauffälliger. Das Risiko der Stigmatisierung von Personen bzw. Ge-bäuden wird reduziert (vgl. Pleace et al. 2015, S. 14).  
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Von entscheidender Bedeutung scheint die Frage zu sein, wie viele Menschen mit einem Woh-nungslosenhintergrund maximal im Rahmen einer konzentrierten Wohnungsversorgung inner-halb eines Wohngebäudes untergebracht werden sollen. Während das Hamburger Neubaupro-jekt sich mit insgesamt 16 Wohneinheiten relativ unauffällig in die Nachbarschaft einfügte, stieß das Umbauprojekt in Herford mit insgesamt 22 Wohneinheiten auf Ablehnung im Quartier, wenngleich die Voraussetzungen in beiden Fällen sehr ungleich waren. In Herford wurde das Umbauprojekt von Beginn an von Teilen der Nachbarschaft abgelehnt. In Hamburg gelang es, 
deŶ Neuďau iŶ eiŶeŵ ƌelatiǀ diĐht ďesiedelteŶ uŶd ‚aŶoŶǇŵeŶ͚ Stadtteil zu platzieƌeŶ. MögliĐh-erweise gelang es in Hamburg auch durch die architektonische Gestaltung des Neubaus, die Bal-lung von 16 ehemals Wohnungslosen räumlich zu entzerren (vgl. Busch-Geertsema et al. 2016, S. 47; S. 61). Die Ambulante Hilfe Stuttgart, die in Eigenregie bisher 14 Wohnobjekte mit jeweils sieben bis 25 Wohneinheiten errichtet hat und diese ausschließlich an wohnungslose Menschen vermietet, hat nach eigener Aussage die Erfahrung gemacht, dass sich Wohnungsbauprojekte 
füƌ WohŶuŶgslose uŶteƌ deƌ Pƌäŵisse, dass ‚Noƌŵalität͚ eƌƌeiĐht uŶd die Mieteƌ_iŶŶeŶ iŵ Stadt-teil nicht auffallen sollen, in dieser Größenordnung gut in die Nachbarschaft einfügen lassen (vgl. Steffen 2016, S. 72). Vor diesem Hintergrund lässt sich die Frage nach der angemessenen Größe von homogen belegten Wohnprojekten für Wohnungslose nicht abschließend beantworten. Die Beispiele aus Hamburg und Herford zeigen jedoch, dass bei der Belegung mit vielen psychisch kranken oder suchtkranken Menschen mit zunehmender Größe auch die Notwendigkeit sozial-arbeiterischer Präsenz vor Ort zunehmen kann (vgl. Busch-Geertsema/Steffen 2017, S. 155). 
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4 Fazit Im Rahmen der vorliegenden Expertise wurden verschiedene Strategien der Integration von Wohnungslosen in Wohnraum und sozialräumliche Strukturen vorgestellt und mithilfe von na-tionalen und internationalen Studien hinsichtlich ihrer Wirksamkeit analysiert. Gute Praxis der (Re-)Integration von Wohnungslosen zeichnet sich dadurch aus, dass eine Woh-nungsnotlage möglichst schnell beendet wird. Dies ist nicht nur qua Definition allein durch den Bezug von dauerhaft mietrechtlich abgesichertem Wohnraum möglich, sondern nicht zuletzt auch der Wunsch der meisten von Wohnungslosigkeit betroffenen Menschen selbst (vgl. Busch-Geertsema 2014, S. 162). Damit der Wohnraum auch nachhaltig gesichert ist, müssen struktu-relle Rahmenbedingungen erfüllt sein und/oder geschaffen werden.  Zunächst muss der Wohnraum den Bedürfnissen und Vorstellungen der zu versorgenden Men-schen entsprechen. Neben der Erfüllung von baulichen und räumlichen Ansprüchen müssen je-weils auch die ggf. erforderlichen Infrastrukturen vorhanden sein (Barrierefreiheit, Energiever-sorgung, Erreichbarkeit der zur Lebensführung erforderlichen Infrastrukturen etc.). Schließlich muss der Wohnraum auch bezahlbar sein, und die Mietbelastung darf einen bestimmten Anteil des regelmäßigen Haushaltseinkommens nicht überschreiten. Je gravierender insbesondere die gesundheitlichen Einschränkungen der mit Wohnraum ver-sorgten Menschen sind, desto eher zeichnet sich gute Praxis der Wohnungsversorgung ferner dadurch aus, dass bei Bedarf persönliche Hilfen in Anspruch genommen werden können. Wie die Gesamtheit der vorgestellten Konzepte und Studien nahezu durchgängig gezeigt hat, ist eine freiwillige Inanspruchnahme von Hilfen der verpflichtenden Teilnahme an Angeboten vorzuzie-hen. Die Unterstützung muss bedarfsgerecht sein und unter Umständen aufsuchend erfolgen. Die Versorgung mit Wohnraum und die Bereitstellung persönlicher Hilfen dürfen dabei weder rechtlich noch organisatorisch aneinander gekoppelt sein. Weder darf nämlich das vorzeitige Ende bzw. ein Abbruch der persönlichen Hilfe mit einem neuerlichen Verlust der Wohnung ein-hergehen, noch sollte mit Hinblick auf eine erneute, rasche Reintegration in Wohnraum das Scheitern eines Mietverhältnisses zwingend zum Abbruch der Hilfen führen können. Eine Vielzahl von internationalen Studien hat eindrucksvoll belegt, dass der Housing-First-Ansatz 
ŵit seiŶeƌ koŶzeptioŶelleŶ OƌieŶtieƌuŶg aŶ ‚Noƌŵalität͚ dieseŶ AŶfoƌdeƌuŶgeŶ aŵ ehesteŶ eŶt-spricht. Zum Ende der ein- bis dreijährigen Studien lebten jeweils bis zu mehr als 80 Prozent der 
eheŵals ǁohŶuŶgsloseŶ MeŶsĐheŶ iŶ ‚Ŷoƌŵaleŵ͚, ŵietǀeƌtraglich abgesicherten Wohnraum, ganz unabhängig von einem ggf. vorliegenden Bedarf an weitergehender Beratung oder (psy-chologischer) Behandlung.  Housing First besticht durch den systematischen Zugang zu Wohnraum. Steht Wohnraum jedoch aufgrund eines engen Wohnungsmarktes oder vergleichbarer Gründe für einkommensschwache Haushalte nicht zur Verfügung, müssen bis zum Wohnungsbezug adäquate und menschenwür-
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dige Interimslösungen vorgehalten werden. Niedrigschwellige Beratungs- und Begleitungsange-bote können ebenfalls dazu beitragen, dass obdach- bzw. wohnungslose Menschen nicht gänz-lich unversorgt bleiben. Priorität muss jedoch die schnellstmögliche Behebung der Wohnungs-losigkeit selbst haben. Freie Träger, Kommunen und weitere engagierte Akteure (wie z. B. Stiftungen, Kirchen oder ethische Investments), die die Wohnungslosigkeit beenden oder einen Beitrag zur Reduzierung derselben beitragen wollen, brauchen daher sowohl Zugriff auf Normalwohnraum bzw. adä-quate Rahmenbedingungen zur Neuschaffung von Wohnraum (Bauland, Fördermittel etc.) als auch Möglichkeiten, parallele persönliche Hilfen anzubieten bzw. auf bestehende Hilfen in aus-reichendem Umfang zurückgreifen zu können. Schließlich ist zu bedenken, dass der Housing-First-Ansatz bislang ganz überwiegend bei (allein-stehenden) Wohnungslosen mit komplexen Problemlagen (Sucht, psychische Erkrankung) ein-gesetzt wurde und deshalb auch wohnbegleitende Hilfen in erheblicher Intensität vorsieht. Es ist aber keineswegs so, dass alle Wohnungslosen solche komplexen Problemlagen aufweisen und es gibt auch viele wohnungslose Haushalte, die lediglich einen Zugang zu dauerhaftem Nor-malwohnraum (ohne wohnbegleitende Hilfen) benötigen. Die Jury zur Europäischen Consensus-Konferenz hat deshalb als weitergehenden Begriff den der ‚ǁohnungsbezogenen Strategien͚ (housing-led strategies) vorgeschlagen, der ein ganzes Bündel von Maßnahmen zur möglichst raschen Integration aller Wohnungslosen in normalem Wohnraum (mit begleitenden Hilfen so-weit erforderlich) und auch die Stärkung präventiver Ansätze umfasst (vgl. Jury of European Con-sensus Conference on Homelessness 2011). Grundsätzlich kann die Wohnungsversorgung wohnungsloser Menschen auch in konzentrierter Form in einem oder beieinanderstehenden Wohngebäuden erfolgen. Dies schafft Synergieef-fekte bei der Verwaltung und Bewirtschaftung der Wohnungen und erleichtert die praktische und wirtschaftliche Organisation von persönlichen Hilfen. Eine konzentrierte Belegung ermög-licht ggf. auch höhere Mengeneffekte bei der Versorgung bestimmter Zielgruppen. Wie viele Menschen mit einem biographischen Wohnungslosenhintergrund dabei maximal in einem ein-zigen Gebäude mit Wohnraum versorgt werden sollten, ist zwar nicht unerheblich, lässt sich aber auch aufgrund unterschiedlicher Voraussetzungen nicht allgemeingültig beantworten. Die hier berücksichtigten Erfahrungen verschiedener Bauprojekte in Deutschland lassen jedoch ver-muten, dass zumindest eine Versorgung von ca. 20 wohnungslosen Haushalten innerhalb eines Gebäudes unter bestimmten Bedingungen vertretbar ist. Wohnungslose Menschen selbst prä-ferieren jedoch in der Regel eine dezentrale Wohnraumversorgung mit einem hohen Maß an 
‚Noƌŵalität͚. Wie iŶsďesoŶdeƌe die Housing-First-Studien gezeigt haben, können auch woh-nungslose Menschen mit einem hohen Hilfebedarf dezentral versorgt werden, wenn ein ent-sprechendes Hilfesetting zur Verfügung steht. Wohnprojekte in größeren Objekten können auf Akzeptanzprobleme in der Nachbarschaft sto-ßen. Dies ist aber nicht nur für die Versorgung von Wohnungslosen typisch, sondern wird auch 
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bei der gemeindenahen Versorgung von psychisch kranken Menschen, ehemaligen Straftätern oder Geflüchteten beobachtet. Träger, die entsprechende Projekte planen und durchführen, müssen die Beteiligung der Nachbarschaften als eigenständige Aufgabe mitbedenken. Dass sol-che Probleme entstehen können, ist jedoch kein Argument, mit dem auf eine Normalwohnraum-versorgung zugunsten institutioneller Angebote verzichtet werden kann. Insgesamt finden sich in der Literatur nur wenige Hinweise auf Faktoren, die eine sozialräumli-che Integration von Wohnungslosen nachweislich hemmen oder fördern. Ansätze der Segrega-tionsforschung, die sich mit der Frage befassen, wie und unter welchen Voraussetzungen Nach-barschaftseffekte und Quartierseffekte auf ehemals wohnungslose Individuen positiv oder auch negativ einwirken können (vgl. Friedrichs 2014), bleiben bei den Konzeptionen zur Wohnungs-versorgung von wohnungslosen Menschen bisher völlig unberücksichtigt.  
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